
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at |http : //books . google . com/ 



w 



Digitized by VjOOQ IC 



Die 

iigen der 

(Lehre von den Kompetenzstücken) "U 

nach sohweizerisohem Recht 

Mit einer allgemein-geschichtlichen Einleitung. 





Inangnral-Dissertation 

der 

hohen staatswissenschaftlichen Fakultät 

der 

Universität Zürich 

zur 

Erlangong der Wurde eines Doetor juris utriusque 

vorgelegt von 

Eugen Meier 

von Stäfa. 



Genehmig anf Antrag von Herrn Prof. Dr. E. Hafter 
am 28. Oktober 1906. 



Zürich 

Druck von Schulthess & Co. 

1907 



CL^ 



Digitized by VjOOQIC 



roi-^^'' 



^A 



Die staatswis^n^tv^ftUQbe Fl^HpUät ge^t^tet hiedurch die 
Drucklegung vorliegender Dissertation, ohne damit zu den darin 
ausgesprochenen Anschauungen Stellung nehmen zu wollen. 

Zürich, ^ ^, Jfoks^T im- 

Der Dekan der staatswissenschaftlichen Fakultät: 

Prof. Dr. Max Huber. 



r/|v/'v-\ 



Digitized by VjOOQ IC 



Meinem Vater. 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by V^OOQ IC 



Vorwort. 



Durch Herrn Prof. Dr. F. Meili wurde ich s. Z. auf den 
dieser Arbeit zu Grunde liegenden Gegenstand hingewiesen, und 
der Umstand, dass damals noch keine irgendwie umfassende 
Darstellung der Pfändungsbeschränkungen bestand, bewog mich 
zur Bearbeitung des Themas. Dass die Frage der Pfändungs- 
beschränkungen einer eingehenden Behandlung voll und ganz 
würdig ist, zeigt sich allein schon in dem Umstand, dass fast 
ein Dritteil aller Rekurse, die an die Schuldbetreibungs- und 
Konkurskammer des Bundesgerichts gelangen, den Art. 92 des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs betreffen, 

Mitte Oktober 1906 wurde diese Arbeit als Dissertation der 
staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Zürich ein- 
gereicht. Zwischen der Einreichung der Arbeit und deren Fertig- 
stellung im Druck erschien ein, dasselbe Thema behandelndes, 
sehr umfangreiches Werk von Herbert Conrad : Die Pfändungs- 
beschränkungen zum Schutze des schwachen Schuldners, Jena 
1906. Dennoch hat m. E. meine Arbeit durch das Conrad'sche 
Werk ihren Wert nicht verloren. Conrad hat die Pfändungs- 
beschränkungen hauptsächlich in ihrer sozialpolitischen Funktion 
betrachtet; sodann hat er auch andere Bestimmungen zum Schutz 
des schwachen Schuldners (Moratorien etc.) in den Kreis seiner 
Betrachtung gezogen. Dagegen wird der schweizerische Praktiker 
im Conrad'schen Werk, dessen spezieller Teil mit fast ausschliess- 
licher Berücksichtigung der deutschen Z. P. 0. geschrieben ist, 
nicht sehr viel für unsere Verhältnisse Verwertbares finden. 
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Aucli nele geschichtliche Materialien sind in meiner Arbeit 
entlialten, die Conrad nicht berücksichtigt hat, da er sich auf 
die Darstellung der (reschichte der letzten Jahrhunderte be- 
sclirantt. Da mir das Conrad'sche Werk erst nach Beginn der 
Drufklegung meiner Arbeit zugänglich wurde, war es mir leider 
nicht mehr möglich, dasselbe im Text zu berücksichtigen. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. H. F. Hitzig, 
spreche ich für die Unterstützung, die er mir bei der Sammlang 
de< ]k[aterials zum geschichtlichen Abschnitt zuteil werden liess, 
meiueu Dank aus. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 



Durch die Zwangsvollstreckung soll das Urteil realisiert 
werden, es sollen namentlich die Vermögensverschiebungen vor- 
genommen werden, die im Urteil vorgesehen sind. Die Zwangs- 
vollstreckung soll dem Gläubiger zu seinem Recht verhelfen. 
Wie jedoch die folgenden Ausführungen zeigen werden, gilt nicht 
dasjenige Exekutionsverfahren als das beste, welches diesen 
Zweck möglichst strikte und einseitig zu erreichen sucht, sondern 
es wird eine Regelung angestrebt, welche die Mitte hält zwischen 
der Rechtsverfolgung durch den Gläubiger einerseits und der 
Billigkeit gegenüber dem Schuldner und der Rücksichtnahme 
auf das Gemeinwohl anderseits. Das hauptsächlichste Mittel, 
das der Gesetzgebung zur Erreichung dieses Zweckes zur Ver- 
fügung steht, ist wohl das Institut der Pfändungsbeschränkungeri, 
das den Gegenstand der vorliegenden Arbeit bildet. Bevor ich 
auf die Behandlung des Stoffes eintrete, werde ich einleitungs- 
weise, vor der geschichtlichen Darstellung, die Stellung des 
Instituts im System skizzieren und die Abgrenzung gegenüber 
verwandten Instituten feststellen; das ist zum Verständnis der 
späteren Erörterungen notwendig. 

Die ordentliche, streitige Gerichtsbarkeit, des Zivilprozess 
im weitem Sinne, trennt sich in zwei Verfahren, das Erkenntnis- 
verfahren oder den Zivilprozess im engern Sinne und das Zwangs- 
vollstreckungsverfahren. Das Erkenntnisverfahren dient dazu, 
den Anspruch des Gläubigers auf Befriedigung durch den 

Meier E., Beschränkungen der ZwangsvoUstreckungr. 1 
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Schuldner und die Pflicht des Schuldners auf Leistung an den 
Gläubiger festzustellen, während das Zwangsvollstreckungsver- 
fahren den Anspruch realisieren, d. h. die durch das Urteil vor- 
gesehene Vermögensverschiebung vornehmen soll. Der Anspruch, 
bezw. die Leistungspflicht geht bald auf eine Geldzahlung, bald 
auf eine andere Handlung; hier befassen wir uns nur mit dem 
ersten Fall, da Pfändungsbeschränkungen nur bei der Schuld- 
exekution in Betracht kommen können. 

Der durch das Urteil festgesetzte Anspruch hat stets zwei 
Seiten, eine materielle, auf Befriedigung durch den Schuldner 
gerichtet und eine publizistische, auf Zwangsvollstreckung durch 
die Staatsgewalt gehend. Diesem doppelten Anspruch entspricht 
auf schuldnerischer Seite eine doppelte Pflicht, nämlich die 
Pflicht zur Leistung an den Gläubiger und die Pflicht zur Unter- 
werfung unter die staatliclie Zwangsvollstreckung. Der materielle 
Anspruch auf Befriedigung erschöpft sich hisofern in dem publi- 
zistischen Anspruch auf Zwangsvollstreckung, als sich der 
Gläubiger nur durch Zwangsvollstreckung Befriedigung er- 
zwingen kann; dagegen besteht der materielle Anspruch als 
solcher unabhängig vom publizistischen; bezahlt z. B. der 
Schuldner freiwillig zu einer Zeit, da der publizistische Anspruch 
ruht (Rechtsstillstand, Betreibungsferien; ein Konkursit, ohne 
dass die Voraussetzung des Art. 265 Abs. 2 Seh. und K. zu- 
trifft) so hat er nicht eine Nichtschuld bezahlt. Der Staat voll- 
zieht die Zwangsvollstreckung durch seine Organe, und sie ge- 
schieht durch Wegnahme und Verwertung von Vermögensobjekten, 
wobei der Erlös dem Gläubiger zufällt. Dabei stellt aber der 
Staat seine Gewalt nur soweit zur Verfügung des Gläubigers, 
als dadurch nicht seine eigenen Interessen, die denen des Gläu- 
bigers vorgehen, leiden, d. h. er lässt dem Schuldner solche 
Gegenstände, durch deren Wegnahme er so geschädigt würde, 
dass darunter auch das Gemeinwohl litte. Daraus ergibt sich 
dann auf der Schuldnerseite eine Beschränkung der publizisti- 
schen Pflicht, auf der Gläubigerseite eine Beschränkung des publi- 
zistischen Anspruclis auf Zwangsvollstreckung mit Bezug auf 
diese Gegenstände. Damit ist das Institut der Pfändungs- 
beschränkungen charakterisiert; es besteht aus drei Ele- 
menten, von denen eines aus dem andern folgt: Ausgangspunkt 
ist die Verweigerung der staatlichen Zwangsgewalt zur Exe- 
kution, woraus sich dann die Beschränkung der Pflicht des Schuld- 
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ners und des Anspruchs des Gläubigers ergibt. Dagegen bleibt 
der materielle Anspruch unverändert bestehen und der Gläubiger, 
der in einer Zwangsvollstreckung nicht befriedigt wurde, erhält 
für den Ausfall einen Verlustschein (anders im englisch-amerikani- 
schen Recht, wo der Schuldner nach einer durchgeführten Exe- 
kution, wenigstens der Generalexekution, für den ungedeckt 
gebliebenen Betrag der Konkursforderungen „discharge" erhält). 
Selbst der publizistische Anspruch ist nicht untergegangen, 
sondern er ruht nur vorläufig,, und sobald die Voraussetzungen 
für Verweigerung der Staatshülfe nicht mehr vorhanden sind, 
sobald also der Schuldner wieder pfändbares Vermögen hat, lebt 
der Anspruch wieder auf. Die Pfändungsbeschränkungen beziehen 
sich auf ganz bestimmte im Gesetz zu nennende Gegenstände, 
nicht aber auf einen Wert ; dieses letzte Merkmal liegt begrifilich 
nicht notwendig in dem Institut; es ist jedoch hergebracht. 

Mit den Pfändungsbeschränkungen verwandt ist das bene- 
ficium competentiae des römischen Rechts; immerhin sind 
Ausgangspunkt und Resultat verschieden. Während bei den 
Pfändungsbeschränkungen die Rücksichtnahme auf das Gemein- 
wohl <'unten § 16) den Grundgedanken bildet, war dies bei dem 
beneficium competentiae die Milde und das Mitleid mit dem 
Schuldner, ünbewusst mögen auch bei der Einführung des 
römischen beneficium competentiae sozialpolitische Motive mit- 
gewirkt haben; dem Gesetzgeber sind dieselben jedoch nicht 
zum klaren Bewusstsein gekommen. § 40 Inst, de act. (IV. 6), 
die einzige Quellenstelle, welche das beneficium competentiae 
zu begründen versucht, tut dies mit einem Hinweis auf die 
Menschlichkeit: in humanuni enim erat, spoliatum fortunis suis 
in solidum damnari. Das zeigt sich ferner darin, dass das bene- 
ficium competentiae ursprünglich nur gewissen, des Mitleids 
würdigen Schuldnern zugestanden wurde und auch nur gegen- 
über gewissen Forderungen galt, die ihrer Natur nach nicht 
jede Milde ausschlössen. Hätte es sich aber um Berücksichtigung 
von Staatsinteressen gehandelt, so hätten solche Fragen in den 
Hintergrund treten müssen. Beschränkt wird sodann durch das 
beneficium competentiae nicht nur der publizistische Anspruch 
auf Zwangsvollstreckung, sondern auch der materielle Anspruch 
auf Befriedigung. Das äussert sich darin, dass beim beneficium 
competentiae die Verurteilung in id quod facere potest 
geschieht, während die Verurteilung beim S}^stem der Pfän- 



Digitized by VjOOQIC 



W'^ 



dungsbeschränkungen keine Rücksicht auf die Beschränkung in 
der Exekution nimmt. Das beneficium competentiae ist also 
eigentlich keine Exekutionsbeschränkung, da ursprünglich nicht 
die Exekution eingedämmt wird, sondern durch das Urteil der 
Anspruch selbst; dadurch wird dann auch der Anspruch auf 
Zwangsvollstreckung beschränkt, indem dieser natürlich nicht 
weiter gehen kann als der materielle Anspruch. Ein dritter 
Unterschied ist sodann der, dass die Vollstreckung nicht vor 
bestimmten Gegenständen Halt machen muss, sondern vor einem 
gewissen Wert ; es muss dem Schuldner so viel gelassen werden, 
„ne egeat", ohne Rücksicht auf einen bestimmten Bestand an 
Gütern ^ 

Dieses dritte Moment, die Exemtion eines Wertes, schafft 
ein Zwischeninstitut zwischen eigentlichen Pfändungsbeschrän- 
kungen und beneficium competentiae. Vom beneficium competentiae 
unterscheidet sich dieses Institut dadurch, dass es nur die Zwangs- 
vollstreckung beschränkt, nicht aber den materiellen Anspruch, 
und daher im Urteil auch nicht zum Ausdruck kommt. Gegen- 
über den eigentlichen Pfändungsbeschränkungen liegt der Unter- 
schied darin, dass nicht gewisse, im Gesetz bestimmt genannte 
Gegenstände als unentziehbar erklärt werden, sondern ein mini- 
maler Güterstand, der genügt, dem Schuldner den Lebensunter- 
halt zu verschaffen; dabei ist es gleichgültig, worin dieses Ver- 
mögensminimum besteht. Meines Wissens kommt dieses Institut 
in keiner positiven Gesetzgebung vor ; am 22. deutschen Juristen- 
tag wurde die Einführung desselben diskutiert, jedoch abgelehnt ®. 

Keine Beschränkungen, weder im einen noch im andern Sinne 
statuieren die Pfändungsordnungen, d.h. die Bestimmungen, 
dass gewisse Gegenstände nicht gepfändet werden können, bevor 
gewisse andere gepfändet sind. Es handelt sich dabei bloss um 
eine Ordnungsvorschrift für den Exekutionsbeamten, welche das 
Verhältnis von Gläubiger und Schuldner nicht berührt; die 
Zurückstellung der einen Gegenstände gegenüber andern kann 
man als relative Unpfändbarkeit bezeichnen. 



1 Vgl. über das beneficium competentiae Wenger, zur Lehre von der 
actio indicati, p. 43 ff. Daselbst wird darauf aufmerksam gemacht, dass das- 
selbe auch in der Exekutionsinstanz noch geltend gemacht werden konnte. 

* Verhandlungen des 22. deutschen Juristen tages I p. 240 ff., II p. 29 ff. 
und IV p. 85 ff. Vgl. auch unten § 16 a d II 3 a. 



Digitized by V^OOQ IC 



Zur Terminologie ist zu bemerken: mit Pfändungsbeschrän- 
kungen, Beschränkungen der Zwangsvollstreckung oder Exe- 
kutionsbescliränkungen werden wir das Institut bezeichnen ; die 
Gegenstände, welche der Exekution (gleichgültig ob Spezial- 
oder Generalexekution) nicht unterliegen, heissen unpfändbare 
Gegenstände (biens insaisissables), Kompetenzstücke und ihre 
dahin gehende Eigenschaf t : Unpfändbarkeit, Kompetenzqualität 
Der in der schweizerischen Gerichtssprache gebräuchliche Aus- 
druck Kompetenzstücke, sprachlich vom römischen (beneficium) 
competentiae hergeleitet, ist begrifiiich nicht mit demselben 
identisch. 
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I. Teil. 

Die Geschichte der Exekutionsbeschränkungen. 



§ 1. 
Die orientalischen Rechte. 

Der Gedanke, dass der Schuldner durch den Zugriff des 
Gläubigers nicht ruiniert werden dürfe, dass ihm die Mittel ge- 
lassen werden müssen, das Leben notdürftig weiter zu fristen, 
ist viel älter, als man allgemein anzunehmen pflegt, da man gerne 
geneigt ist, dies als eine Errungenschaft der neuesten Zeit zu 
betrachten. 

L Babylon. 

Im Gesetzbuch des Hammurabi (König von Babylon um 2250) 
finden wir im § 241 die Bestimmung, dass es verboten sein soll, 
den Pflugstier zu pfänden, da er ein unentbehrlicher land- 
wirtschaftlicher Gegenstand ist '. Dies dürfte das erste Mal sein, 
dass in der Gesetzgebung der Gedanke von der Notwendigkeit 
auftritt, unter Umständen das Recht des Gläubigers auf Be- 
friedigung zu beschränken, nämlich da, wo die Existenzfähigkeit 
des Schuldners in Frage kommt. 

Ob die ähnlichen Bestimmungen, die sich in andern Rechten 
des Ostens finden, sich auf den Einfluss des babylonischen Rechts 
zurückführen lassen, oder ob sie originär sind, dürfte schwer 
festzustellen sein, da die Einwirkung des babylonischen Rechts 
auf das Recht der angrenzenden Völkerschaften überhaupt sehr 
bestritten ist ^ 



• Jeremias, Moses und Hammurabi p. 18. Kohler und Peiser, Hammu. 
rabis Gesetz, p. 114: „Der Schuld trieb ist ein Schuldtrieb gegen die Per- 
son. ~ § 113 enthält ein Verbot der Vermögensvollstreckung. 
Besonders verboten wird die Pfändung der Ochsen.." 

^ Vergl. Jeremias a. a. 0. p. 33 ff. 
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II. Ägypten. 

Sodann meldet uns Diodorus Siculus^ über das ägyptische 
Recht : 

Toüx; 51 mpl xm au(ißoXaJü)v v6(iou^ Box^öptSo^ * elvaf (faai. — 
Töv 51 ö^tXovTwv T^jv IxTTpa^iv Töv Savetwv Ix Tfj^s oö5fa(; |aövov 
^TtOT^aaxo, t6 5fe a6)|Aa xax' öu5lvaTp67rov etaaev öirdcp^eiv (iYW)Yt|Aov. — 
Soxel 51 xal toötov t6v v6|iov 6 S6Xü)v e?? töc^ 'Aö'T^vas liexeveY^^-^^v. — 
[jL^li^ovxai 5e xive^ oOx öcXöyw? toI$ TiXetaxot^ xöv TiapA toI^ "EX^r^at 
vofioö'eTtov orxtvei; SnXoc |i^v xal Äpoxpov xal &XX(x xöv ÄvaYxatoxaxtov 
ixwXuaav dve^upa XaiißaviaO-at Tipö? 5dcvetov, xo6^ 51 xouxoig 
XP^^i^^oM-evoiii; auvex^pyjaav dYcoY^lAOü^ elvat ^ ^. 

Diese, von Diodorus dem König Bocchoris zugeschriebenen 
Bestimmungen finden sich dann wieder im Papyrus von Tebtynis, 
der Dekrete des Euergetes (247—222 a. ehr. n.) und zweier 
Königinnen enthält*. 

' Diodori bibliotheca historica I 79. 

* Bocchoris von Sais, letzter König der 24. Dynastie. 730 von den 
Äthiopen unter Sabakon besiegt und vom Throne vertrieben. 

3 Mit Recht macht Diodorus hier darauf aufmerksam, dass Schuldknecht- 
schaft und Pfändungsbeschränkungen als sich ausschliesseude Gegensätze 
nicht nebeneinander bestehen können. 

* Übersetzung von Fr. Wurm: Die Gesetze über den Geldverkehr sollen 
von Bocchoris herkommen .... Bei der Eintreibung der Schuld durfte bloss 
«lie Habe des Schuldners angegriffen, er selbst aber auf keine Weise leib- 
eigen gemacht werden. . . . Nicht mit Unrecht wird es getadelt, dass in den 
meisten griechischen Staaten das Gesetz dem Gläubiger verbietet, die Waffen, 
den Pflug und was man sonst am notwendigsten bedarf, als Pfand zu 
nehmen, während es ihm doch erlaubt, den Schuldner selbst, der das bedarf, 
zu verhaften. (Diodorus Siculus' Historische Bibliothek, übersetzt von Fr. 
Wurm. B. I. 1. 79). 

MVeuger, Papyrusforschung und Rechtswissenschaft p. 42 ff.: An die 
jurisdiktioneilen Vorschriften knüpfen sich Exekutionsnormeu, die dem mo- 
dernen Gedanken des Schutzes von Landwirtschaft und Gewerbe schon längst 
zuvorgekommen sind. Dem Bauer muss ein Haus belassen werden mit aller 
nötigen landwirtschaftlichen Einrichtung, mit dem Vieh sowohl als mit den 
Ackergeräten. Die Scliutzmassregel geht weit genug, sie entrückt sogar das 
Haus des Bauern der Exekution, eine Massnahme, an die moderne Gesetze 
gar nicht denken können. Freilich dürfen wir nicht ausser Acht lassen, dass 
es nicht freie Bauern sind, die so gut behütet werden, sondern Königs- 
bauern (ßaatXixoi fztap^oi^ deren Schutz zugleich die königliche Domäne 
erhält. Wenn wir dann weiter lesen, dass die Webstühle der Tuch-, Byssos- 
uud Wollweber der Exekution entrückt sind, so denken wir unwillkürlich 
der modernen Satzung unserer Exekutionsordnung, dass die Zwangsvoll- 
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Es entspricht der hohen Kulturstufe Ägyptens zu dieser 
Zeit, dass die Exemtionen nicht nur sehr zahlreiche, sondern 
auch sehr mannigfaltige sind. Welch' wichtige Rolle die In- 
dustrie schon spielte, zeigt uns der Umstand, dass neben den 
Gerätschaften der Landwirtschaft auch industrielle Werkzeuge 
aufgenommen sind. 

III. Palästina. 

Dem Einfluss des babylonischen, vielleicht des ägyptischen 
Rechts ist es jedenfalls zuzuschreiben, wenn sich auch im jüdischen 
Rechte Einschränkungen der Pfändungen finden. So ■ bestimmt 
Moses II 22, 26 ' : Wenn du von deinem Nächsten ein Kleid zum 
Pfände nimmst, so sollst du es ihm wiedergeben, ehe die Sonne 
untergeht ; und Moses V 24, 6 : Keiner soll den untern und obern 
Mühlstein zum Pfände nehmen, denn er würde das Leben zum 
Pfände nehmen*. — Im letztern Satze ist eine äusserst knappe 
Begründung der Pfändungsbeschränkungen enthalten. Köhler^ 
nimmt von der ersten der angeführten Stellen an, dass es sich 
dabei um eine Moralvorschrift handle * ; dagegen ist jedoch ein- 
zuwenden, dass der Pentateuch keineswegs als Moralkodex ge- 
schrieben wurde, was er für uns höchstens noch ist, sondern als 
wü'kliches' Gesetzbuch. Das zeigt sich auch an den darin an- 
gedrohten Strafen. Es ist ja richtig, dass der Pentateuch viel- 
fach Vorschriften über Verhältnisse enthält, deren Regelung 



Streckung gegen Hand- und Fabrikarbeiter die zur persönlichen Ausübung 
ihrer Beschäftigung erforderlichen Gegenstände nicht ergreifen dürfe. Vgl. 
ferner Wenger, Rechtsurkunden aus Gebtynis im Archiv für Papyrusforsch- 
ung, herausgegeben von Wilcken, II p. 483 if., insbes. p. 494/96. Hier wird 
auch erwähnt, dass die Personalexekution gegenüber Königsbauern und 
königlichen Monopolarbeitern unzulässig war. Als Motiv gibt Wenger, wie 
auch für die Pfändungsbeschränkungen, finanzpolitische Rücksichten an. 

•Der Pentateuch entstand 444a. durch Verschmelzung des deuterono- 
mischen Gesetzbuches mit dem Gesetzbuche Esras. Für das deuteronomische 
Gesetzbuch bildet die Grundlage das 621 unter Jesaja im Tempel gefundene 
Gesetzbuch, für dasjenige Esras ein um 500 in Babylon entstandenes Werk. 

*Vgl. auch Moses V 24, 17 und die Parallele, die Kohler und Peiser 
zu Hammurabi zieht. 

' Kohler, Shakespeare vor dem Forum der Jurisprudenz, p. 86. 

* Kohler spricht an dieser Stelle vom Einfluss der Moral auf das Recht, 
dass sich ein Gedanke oft zuerst in der Moral äussere, bevor er ins Recht 
eindringt^ als Beispiel dafür wird die zitierte Bibelstelle angeführt 
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nach unserer Auflfassunp: der Moral zu überlassen ist, aber gerade 
diese Strafen, d. h. die Mittel der Erzwingbarkeit beweisen, 
dass es Rechts-Gesetze sind. 

IV. Griechenland. 

Von Ägypten gingen die Pfändungsbeschränkungen auch in 
die Rechte der griechischen Städterepubliken über '. Aus Gortyna 
auf Kreta ist uns folgende, aus dem 5. vorchristlichen Jahr- 
hundert stammende Inschrift erhalten: 

- . - ö] TzXoL avbpÖQ 
iXt\)^ipo OTT [i\vc, 7i;6Ae(io[v] . 
taxet, ttXäv Fe(ia? -xdvTOSe- - . ^ ■ 
jjia^, laz6(;, Ipia xepfö-exv- 
• a Fep^aXela., aioap.ia, äpocx- 
po^^ Si»Y^v ßoöv, xaTieTov, |x- 
6Xav^, ovov öcXeTav ^[x]? av- 
Speto 5t' ö ■ apxö(; Tzaplxet 
' ■ xaT av5peIov eövÄ -dcvSpo«; - ■ 

xal yuvatxo [?] '. - 

Der Katalog ist sehr ausführlich und umfangreich, üie exi- 
mierten Gegenstände lassen sich in drei Gruppen scheiden : 
1. Waffen, 2. Beiiifsgerätschaften, 3. Hausgeräte. Die Kleider 
sind nicht speziell erwähnt; der Mantel (Obergewand) ist aus- 
drücklich pfändbar erklärt (F£(i(|i)a = elixa und Deminutiv tjiaTtov)*, 
aus diesem Umstand kann freilich gesclilossen werden, dass das 
üntergewand ünpfändbar war. Der Grund zur Ausnahme ist für 
die einzelnen Gruppen verschieden. Für die erste Gruppe ist 
das militärische Interesse, die Rücksicht auf die Wehrkraft des 
Staates massgebend; für die zweite und dritte der Schutz der 
Individuen in wirtschaftlicher Beziehung, w^obei bezüglich der 



^Über das griechische Pfändungsverfahren vgl. Hitzig, Griechisches 
Pfandrecht, p. 56 if. 

2 Übersetzung nach Dareste, Haussulier und Reiuach II p. 3S8. (ün- 
pfändbar sind] die KriegswaflFen des freien Mannes — (dagegen ist sein 
Mantel und sein Schmuck pfändbar) — ferner der Webstuhl, die WoHe, die 
Werkzeuge zur Bearbeitung der WoUe, die Geräte aus Eisen, der Pflug, 
ein Joch Ochsen, ferner beim Mahle der Männer die Gegenstände, die der 
Gastgeber zur Abhaltung des Mahles zur Verfügung gestellt hat, sodann 
das Bett des Mannes und der Frau. 
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Berufsgeräte das sozialpolitische Moment, bezüglich der Haus- 
geräte der Gedanke der Milde gegenüber den schutzbedtirftigen 
Armen vorwiegt. 

§2. 

Rom. 

I. Einleitung. 

Wie wir oben gezeigt haben, ist unser Institut teils eine 
Einrichtung der Milde (in Zeiten, wo für sozialpolitische Er- 
wägungen noch kein Verständnis ist), teils entspringt dasselbe 
f>ozialpolitischen Motiven ; die letzten Konsequenzen des Schuld- 
rochts sollen gemildert der Exekution gegen das schuldnerische 
Vermögen soll an einem Punkte Einhalt geboten, das zum Lebens- 
unterhalt Notwendigste a^oll dem Individuum belassen w^erden. 
I>ie Exekution soll sich gegen das Vermögen richten und nur 
p:egen dieses, nicht aber gegen Leib und Leben; entzieht man 
dem Debitor seine letzten Subsistenzmittel, so hat man ihn damit 
nicht nur seines Vermögens beraubt, sondern ihm seine physische 
Fortexistenz unmöglich gemacht. 

Für solche Erwägungen ist jedoch in dem starren und 
strengen römischen Rechtssystem kein Platz. Milde kennen die 
Jiöiner im Schuldverhältnisse nicht, und dafür^ dass wohlerworbene 
Kechte des Individuums, w^o es das allgemeine Interesse ver- 
langt, zurückzutreten haben, geht den Römern der Sinn ab. 
iHirch sein Wort hat sich der Schuldner verpflichtet, oder der 
Richter hat ihn auf eine bestimmte Summe schuldig gesprochen, 
lind für die Erfüllung haftet er nicht nur mit seinem ganzen 
\'eimögen, sondern auch mit Leib und Leben. Das ist das ur- 
sprüngliche römische Schuldrecht und so ist es im wesentlichen 
^ofoblieben bis ans Ende des römischen Reichs. Zwar werden im 
Lüufe der Entwicklung eine Anzahl Bestimmungen aufgestellt, 
die den gleichen Zweck verfolgen, wie unser Institut, die aber 
UiM'h heutiger Auffassung bei weitem nicht genügen und uns 
durch ihre Kargheit in Erstaunen setzen im Vergleich zu der 
einstigen hohen Entwicklung des damaligen römischen Rechts. 

In meiner folgenden Darstellung muss ich kurz auf die Ge- 
scltichte des römischen Exekutionsrechts eintreten, denn nur so 
hi es möglich, die Bestimmungen, die sich auf unser Thema 
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beziehen, richtig zu erklären. — In der historischen Entwicklung 
des Befriedigungsverfahrens lassen sich, im grossen und ganzen 
parallel gehend mit der Einteilung des Brkenntnisverfahrens 
in Legisaktionen-, Formular- und Kognitionsprozess, drei Peri- 
oden voneinander unterscheiden : die Exekution durch manus 
iniectio, durch missio in bona und durch pignus in causa iudi- 
cati captum. Diese Einteilung werden wir unsern weitern Aus- 
führungen zu Grunde legen. 

II. Die Periode der reinen Personalexekution. 

Das ursprüngliche römische Exekutionsrecht überliefert den 
nichtzahlenden Schuldner selbst, mit seiner ganzen Habe und 
seiner ganzen Familie dem Gläubiger '. Die Exekution richtet 
sich primär und direkt gegen die Person des Schuldners. Der 
Gläubiger kann den ihm zugesprochenen Schuldner nach seinem 
Belieben die Schuld durch sklavische i^rbeit abverdienen lassen, 
er kann ihn als Sklave in die Fremde verkaufen oder, wenn sein 
Rachegefühl stärker ist als sein Verlangen nach materieller Be- 
friedigung, ihn töten; mehrere Gläubiger können den gemein- 
samen Schuldner in Stücke schneiden, um sich durch diese Stücke 
gemäss ihren Forderungen bezahlt zu machen^. Das ist in 
grossen Zügen das Exekutionsrecht, wie es in Rom seit jeher 
gegolten, wie es durch die XXII Tafeln fixiert wurde und wie 
es nachher Jahrhunderte lang fast unverändert fortbestand. 
Bethmann-HoUweg sagt davon ^: „An Strenge liess also diese 
Schuldexekutioii auch dem härtesten Wucherer nichts zu wünschen 
übrig". Es ist auf den ersten Blick klar, dass in dieser Periode 
in Rom auch nicht die kleinsten Anfänge unseres Instituts be- 
standen haben können, denn wie wäre es denkbar, dass ein 
Schuldner mit Leib und Leben seinem Gläubiger verfällt, die 
Gegenstände jedoch, die er zur Lebensfristung notwendig hat, 
ihm nicht genommen werden können. Sodann sind Exekutions- 
beschränkungen ein Institut, das vor allem der unbemittelten 
Klasse zu gute kommt, die kreditgebenden Klassen zunächst 



' Bethmanji-Hollweg. Der Zivilprozess des gemeinen Rechts, p. 159 
und 190. 

'XXII tab, III 1-4. Bethmann-HoHweg I p. 198/99. Kohler, a. a. 0. 
p. 5 ff. Jhering", Scherz und Ernst in der Jurisprudenz p. 232 ff, 

^ Bethmanu-Hollweg I p. 156. 
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aber eher schädigt. Wie engherzig und egoistisch jedoch die 
Reichen zu dieser Zeit in der Gesetzgebung ihren Klassenstand- 
punkt vertraten, und wie ängstlich sie darauf bedacht waren, 
trotz äusserliclier Gleichberechtigung sich tatsächlich besser zu 
stellen, zeigt uns Jhering in Scherz und Ernst*. 

Eine Milderung brachte dann die lex Poetelia (a. 441 ab 
urb. c), indem sie gegen die grausame Behandlung des Schuld- 
knechtes Bestimmungen aufstellte und vor allem Tötung und 
Verkauf in die Fremde aufhob. Die Schuldknechtschaft selbst 
blieb jedoch in ihrem ganzen Umfange bestehen**; auch jetzt 
noch verfällt mit der Person des Schuldners sein ganzes Ver- 
mögen dem Gläubiger; eine Ausnahme gewisser Gegenstände 
ist noch nicht denkbar. 

HI. Die Periode der ausschliesslichen Generalexekution. 

Das Exekutionsrecht der vorhergehenden Periode konnte 
einem gesteigerten Verkehr nicht mehr genügen. Der Exekutions- 
prozess jener Periode bewirkte, auch wenn es sich nur um die 
unbedeutendsten Forderungen handelte, nicht nur den finanziellen 
Ruin des Schuldners, sondern er beraubte ihn auch seiner bürger- 
lichen Existenz, seiner persönlichen Freiheit und selbst seines 
Lebens. Das führte, ohne den Gläubiger reell zu befriedigen, zu 
Härten und Grausamkeiten, die sich für die ältere Zeit durch 
ihre niedrige Kulturstufe entschuldigen lassen. Auf dieser Stufe 
ist auch die Auffassung allgemein, dass Nichtzahlen einer Schuld 
als strafwürdiges Verbrechen gilt. Sodann wurde in dieser Zeit, 
der stabileren Verhältnisse und des geringen Rechtsverkehrs 
wegen, das schwerfällige Verfahren nicht als hindernd empfunden. 

Dem prätorischen Edikt blieb es dann, wie so oft, wenn es 
sich darum handelte, einer neuen Idee Eingang zu verschaffen, 
vorbehalten, diesen Übelständen abzuhelfen, indem es zuerst 
neben, dann an Stelle der Personalexekution die Realexekution 
als ordentliches Befriedigungsverfahren setzte. Natürlich ging 
dieser Umschwung nicht plötzlich vor sich ; nur Schritt für Schritt 
hat die Neuerung an Boden gewonnen, und diese Periode lässt 
sich daher nicht scharf durch ein bestimmtes Datum von der 



» Jhering a. a. 0., p. 175 ff. und p. 408 ff. 
2 Bethiuanu-HoUweg, I 200/201. 
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vorherigen trennen. Anfänglich ging auch jetzt noch die Exe- 
kution gegen die Person des Schuldners, der im Nichtzahlungs- 
falle in die Schuldhaft des Gläubigers verfiel ' ; das Verfügungs- 
recht des Gläubigers über das schuldnerische Vermögen ist die 
notwendige Folge der Verfügung über seine Person. Die Schuld- 
haft ist gegen früher milder, Tötungsrecht und Verkauf in die 
Fremde sind, wie wir sohon oben gesehen haben, abgeschafft, 
und der in Schuldhaft befindliche kann auch nicht zur Arbeit 
gezwungen werden. Sodann wird es dem Schuldner ermöglicht, 
der Schuldhaft zu entgehen, indem er entweder seine Solvenz 
oder seine Insolvenz beschwört^, später, nach der lex Julia de 
cessione bonorum dadurch, dass er sein ganzes Vermögen seinen 
Gläubigern abtritt^. 

Sodann bildet sich im Verlaufe dieser Periode als ordent- 
liches Verfahren die unmittelbare Exekution gegen das Vermögen 
aus *. Ihre Einführung wird dem Prätor P. Rutilius * zugeschrieben, 
und Bethmann-HoUweg verlegt sie in die erste Hälfte des 7. Jahr- 
hunderts nach Gründung der Stadt". Der Gläubiger hat nun- 
mehr die Möglichkeit, direkt gegen das Vermögen des Schuldners 
vorzugehen, und er wird dies auch in den meisten Fällen getan 
haben, da, wie wir oben gezeigt haben, der Schuldner sich ja 
doch durch cessio bonorum von der Schuldhaft befreien konnte, 
ein Zugriff auf die Person also als Umweg erscheinen musste. 
Zwar ist auch dieses Verfahren noch äusserst schwerfällig, „auf 
beides zugleich, den bösen Willen des Schuldners und dessen 
Insolvenz berechnet", wie Bethmann-HoUweg sich ausdrückt. 
Für jede Forderung hat der Gläubiger den Zugriff auf das ge- 
samte schuldnerische Vermögen, und der Unterschied gegen 
früher ist der, dass der Zugriff direkt gegen das Vermögen ge- 
richtet werden kann. Es bleibt nun zu untersuchen, ob auf dem 
Boden dieses Exekutionsrechts sich eine Exemtion gewisser 
Gegenstände denken lässt und ob in dieser Periode positive 
Gesetzesbestimmungen in dieser Richtung sich finden. 



« Bethmann-HoUwegr, II p. 660 if. 
2 Bethmann-HoUweg, II p. 666. 
M. 1 C qui bonis (VII. 71). 
4 Bethmann-HoUweg, II p. 670. 
»Gai Inst.. IV §35. 
e Bethmann-HoUweg. II p. 671 
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In der vorigen Periode waren also Exekutionsbescliränkuiigen 
wegen des Druckes, den der Gläubiger durch die Personal- 
exekution auf den Schuldner ausüben konnte, einfach undenkbar. 
Erst von dem Momente an, da die Personalhaft durch den 
Schuldner abgewendet werden kann, ist eine weitere Entwick- 
lung in dem Sinne möglich, dass fernerhin ausser der Person 
des Schuldners auch Teile seines Vermögens eximiert sein können. 

In der Tat finden wir auch zwei Quellenstellen aus dieser 
Periode, durch welche zwei wirkliche Exemtionen von-^der missio 
in bona geschaffen werden '. 

a) So bestimmt lex. 38 pr. Dig. de rebus auct. lud. possid. 
(XLII. 5), dass die concubina und die liberi naturales von der 
Exekutionsmasse ausgenommen sein sollen. Der Grund dieser 
Ausnahme ist klar; die concubina ist zwar Sklavin und die von 
ihr geborenen Kinder sind unfrei, gehören also als Sachen eigent- 
lich zum Vermögen des Herrn. Aber es besteht zwischen ihnen 
ein enges, familienähnliches Band, das nicht durch Dritte soll 
zerrissen werden können. 

b) Die zweite Ausnahme wird geschaffen durch 1. 29 Dig. 
de rebus auct. lud. possid. (XLII. 5). Darnach werden Bild- 
säulen, die zu Ehren des Schuldners errichtet w^urden, auch w^enn 
sie in seinem Privateigentum stehen, von der Exekution nicht 
ergriffen, sondern verbleiben diesem. Massgebend für diese Be- 
stimmung war wohl die Erwägung, dass der ideelle Wert dieser 
Ehrenzeichen für den Schuldner ein viel höherer sei, als ihr 
reeller, durch ihre Wegnahme der Schuldner daher in weitaus 
stärkerem Maße geschädigt; als der Gläubiger dadurch ge- 
fördert wairde. Die Bestimmung erinnert an die Unpfändbarkeit 
der Orden und Ehrenzeichen nach der deutschen Z. P. 0. (§ 811 
Ziff 11). 

Die beiden hier angeführten Ausnahmen sind die einzigen, 
die das römische Recht dieser Zeit gekannt hat, wenn von 
einigen Schriftstellern ein Mehr behauptet wird, so liegt dies 
lediglich an der unrichtigen Interpretation der betreffenden 
Quellenstellen. So wird vielfach behauptet, dass durch 1. 6, 1. 7 
Dig. de pignoribus (XX 1) eine Exemtion von der missio in 



' Bethmann-Hollweg', II p. 683. Baillou, Des voies d'execution sur les 
biens du debiteur, p. 19. 
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bona geschaffen werde ' mit Bezug auf alle Gegenstände, von 
denen anzunehmen ist, dass sie ein Schuldner nicht durch 
Spezialpfand verpfänden würde, namentlich Kleider, Hausrat, 
Liieblingssklaven und alle Gegenstände des täglichen Gebrauches. 
Dieser Auffassung widerspricht jedoch der klare Wortlaut der 
leges cit. ; nicht von der richterlichen Pfändung werden dadurch 
diese Gegenstände ausgenommen, sondern sie sollen präsumtiv 
vom Pfandnexüs ausgeschlossen sein bei einer vertraglichen Ver- 
pfändung des ganzen Vermögens. So selbstverständlich uns nach 
heutiger Auffassung der Ausschluss der angeführten Gegenstände 
von der Pfändung erscheint, so unlogisch wäre es, ihn für diese 
Periode annehmen zu wollen, da, wie wir nachher zeigen werden, 
Gesetze aus viel späterer Zeit Ausnahmen von viel geringerem 
Umfange aufstellen. Fleischmann ^ sagt darüber: „Diese gew^alt- 
same Auslegung erfuhren diese Stellen offenbar auch nur zu dem 
Zwecke, um dem mit den veränderten Zeit Verhältnissen unab- 
weisbar gewordenen Bedürfnis einer Erweiterung der Exemtionen 
eine quellenmässige Unterlage zu schaffen". Ein weiterer Grund 
zu dieser fehlerhaften Interpretation liegt auch wohl darin, dass 
1. 8 Dig. XX 1 die concubina und die filii naturales vom ver- 
tragsmässigen Generalpfand ausnimmt, für dieses also die gleiche 
Exemtion schafft, wie 1. 38 pr. Dig. XLII 5 für die missio in bona; 
diese teilweise inhaltliche Übeieinstimmung hat dann zur Ver- 
wechslung geführt. 

Nicht zu den Exekutionsbeschränkungen ist auch das b e n e - 
ficium competentiae zu zählen, d. h. die Kechtswohltat, 
nach welcher dem Schuldner bei der Exekution nur so viel ge- 
nommen werden kann, ne egeat^. Dieses beficium steht dem 
Schuldner aus einem Schenkungsversprechen zu; ferner dem 
Schuldner, der zum Gläubiger in einem verwandtschaftlichen 
oder verwandtschaftähnlichen Verhältnis steht ^ ; seit der 1. Julia 



* Diese Ansicht vertritt z. B. Rudolpli, Die Lehre vom richterlichen 
Pfandrecht. (Jherings Jahrbücher XX p. 311 ff.) p. 344. Vgl. dazu auch Stryck 
usus modernus pandectarum, Lib. XX, Tit. I, § 16. 

^ Fleischmann, Vom pignus in causa iudicati captum. 

3 Vgl. darüber die Einleitung. — 1. 173 pr. Dig. de reg. iur. (L. 17) 
l. 19 § 1 Dig. de re iud. (XLII. 1) — , Wenger, Zur Lehre von der actio 
iudicati, p. 43 ff. 

* Fleischmann a. a. 0. p. 43. 
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de cessione bonorum jedem Schuldner, der der raissio in bona 
des Prätors durch freiwillige cessio bonorum zuvorkommt *. Ab- 
gesehen von diesem letzten Fall, sind es also nur ganz, bestimmte 
Forderungen, gegenübet welchen das beneficium competentiae 
vorgeschützt werdjen kann, Fälle, in denen der Schuldner ganz 
besonders privilegiert werden soll. Das beneficium competentiae 
bezweckt also, ähnlich wie unser Institut, demjenigen, der finanziell 
gescheitert ist, den letzten Rest seiner Habe zu erhalten, um 
ihn vor dem gänzlichen Untergang, zu retten. Diese Idee, die 
hier zum ersten Male im römiscTien Eecht auftritt, führt aber 
zu einem andern Resultat; es .werden nicht genau fixierte Gegen- 
stände eximiert, die in bestimmter Beziehung zum Schuldner 
stehen, wie das im heutigen Recht geschieht, sondern es wird 
eine Quote des Vermögens für unentziehbar erklärt, ohne Rück- 
sicht auf die einzelnen Bestandteile, aus denen sie sich zu- 
sammensetzt. Eine gesetzliche Fixierung des Existenzminimums 
findet sich nirgends; seine Bestimmung stand ganz im richter- 
lichen Ermessen, und es ist wohl anzunehmen, dass dabei die 
soziale Stellung des Schuldners staik berücksichtigt wurde. 

IV. Die Periode der Spezialexekution. 

1, Das Exekiitionsverfahren, In der Kaiserzeit bildet sich 
als ordentliches Exekutionsverfahren durch kaiserliche Konsti- 
tutionen die Spezialpfändung aus. Diese ist zwar keine Neu- 
schafi'ung dieser Periode'; sie hatte schon früher als ausser- 
ordentliches \'ollstreckungsverfahren bestanden, namentlich fand 
sie gegenüber Schuldnern des Fiskus Anwendung. Der mit einem 
vollstreckbaren Urteil ausgerüstete Gläubiger erhält nun nicht 
mehr die missio in bona, sondern er kann sich durch Pfänd- 
nahme und Pfandverkauf befriedigen. Die Pfändung imd der 
Pfandverkaüf geschehen durch Unterbeamte (apparitores, inter- 
cessores, executores). Die Pfändung kann nicht willkürlich ge- 




» Bethmann-Honweg: II p. 689. 1. 4 pr. § 1 Dig.. de cess. bon. (XLII. 3X 
1. 3 Cod. de bon. auct. iud. (VII 72). § 40 Inst, de act. (IV. 6). 

2 Die Zeit der Einführung- des pigfnus in causa judicati captum ist 
kontrovers ; nacb der herrschenden Ansicht wurde es erst in der Kaiserzeit 
ordentliches Exekutionainittel ; eine Anzahl Schriftsteller nimmt jedoch an, 
dass es dies schon in der spätem Republik war. Literatur vgl. Siebert, das 
pignus in causa iudicati captum, p. 8. 
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sdjelien, sondern es ist die Pfändungsordnun^: res mobiles, im- 
mobiles, iura, innezuhalten ^ ; in der Meinung, dass erst zur 
folgenden Gruppe geschritten werden kann, wenn in der vorher- 
gehenden nicht vollständige Befriedigung erfolgte. Dieses Exe- 
kutionsverfahren ermöglicht es dem Gläubiger, Befriedigung zu 
erlangen, ohne dass anderseits die materielle Existenz des 
Schuldners gänzlich zerstört wird, wie dies bei der missio in 
bona geschehen musste. Neben der pignoris capio existiert aber 
auch jetzt noch die missio in bona, jedoch nicht als ordentliche 
Urteilsvollstreckung, sondern als Konkursverfahren; sie kommt 
nur noct in Anwendung bei Insolvenz des Schuldners und bei 
Konkurrenz mehrerer Gläubiger; ihre Wirkungen sind die gleichen 
wie in der früheren Periode, nämlich ausser dem Entzug der 
Verfügung über das Vermögen die Schuldhaft und die infamia. 
Auch hier vermeidet der Schuldner durch cessio bonorum die 
Schuldhaft. 

Das sind die Grundzüge des römischen Exekutionsverfahrens 
der späteren Kaiserzeit; in dieser Form ist es dann in das 
kanonische Recht übergegangen und auch in Deutschland re- 
zipiert worden. 

2. Die Qnellenstellen dieser Periode ^ durch welche Exemtionen 
statuiert werden. In der früheren Periode waren, wie wir ge- 
sehen haben, die Ausnahmen sehr tninim, concubina und filii 
naturales einerseits und die Bildsäulen anderseits wurden einzig 
von der missio in bona nicht ergriffen. Es scheint mir ausser 
Zweifel, dass diese Ausnahmen auch für das Verfahren der pig- 
noris capio ihre Gültigkeit behielten. Zwar ist dies in keiner 
Quellenstelle ausdrücklich gesagt, und auch in der Literatur 
habe ich diese Ansicht nirgends vertreten gefunden. Doch schliesst 
der Wortlaut der Stelle ihre Anwendung im Spezial-Exekutions- 
verfahren keineswegs aus, und es ist auch nicht anzunehmen, 
dass, nachdem diese Ausnahmen sich einmal eingebürgert hatten, 
sie nachher wieder abgeschafft worden seien; die Tendenz ist 
im Gegenteil immer für eine Erweiterung. Aus demselben Grunde 
hat jedenfalls auch das beneficium competentiae, das wir aber 
nicht als Exekutionsbeschränkung in unserem Sinne gelten lassen 
können, im gleichen Umfange wie unter der missio in bona unter 
der pignoris capio fortbestanden. 



U. 15 § 2 Dig. de re iudicata (XLII.^1). 
Meier, B.: Beschränkungen der ZwangsvpHstreckung. 
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Dagegen hat diese Periode neue Ausnalimen geschaffen, auf 
welche dann die Weiterentwicklung im gemeinen Recht zurückgeht. 

Die erste Bestimmung in dieser Richtung, von Konstantin 
iius dem Jahre 315 stammend, ein „edictiim ad omnes provin- 
viales^^ ist uns im Codex Theodosianus * tiberliefert und lautet: 
Intercessores a rectoribus provinciarum dati ad exigenda debita 
ea, quae civiliter poscuntur, non servos aratores aut boves ara- 
torios pignoris causa de possessionibus abstrahant, ex quo tri- 
butorum illatio*retardatur. Si quis igitur intercessor aut creditor 
aut praefectus pacis vel in hac re fuerit detectus, a rectoribus 
provinciarum capitali sententia subiugatur. 

Es wird dadurch den Intercessoren bei Kapitalstrafe ver- 
boten, Ackersklaven und Ackervieh zu pfänden. Als Grund dieses 
Verbots bezeichnet das Edikt selbst die Rücksichtnahme auf die 
Steuerkraft der Provinzen-. 

Im Jahre 414 erlassen dann die Kaiser Honorius und Theo- 
dosius folgendes Edikt: Pignorum gratia aliquid quod ad cul- 
turam agri pertinet, auferri non convenit^. Dadurch ward das 
Edikt Konstantins bestätigt und ausgedehnt, mit Bezug auf sein 
(4eltungsgebiet, indem es jetzt nicht mehr allein für die Pro- 
vinzen gilt, und rücksichtlich des Umfanges, da jetzt alles 
eximiert ist, was der Bodenkultur dient. 

Justinian wiederholt in seinem Codex ^ das Verbot Kon- 
stantins mit wenigen Modifikationen: Executores a quocumque 
iudice dati ad exigenda debita ea, quae civiliter poscuntur, non 
servos aratores aut boves aratorios aut instrumentum aratoriuüi 
pignoris causa de possessionibus abstrahant, ex quo tributonim 
illatio retardatur. Si quis igitur intercessor aut creditor vel 

' 1. 1 Cod. Theod. de pign. (II. 30). Jacobus Gothofredus knüpft in 
seinem Kommentar zum Codex Theodosianus (Ritter'sche Ausgabe I p. 260 ff.) 
tili diese Stelle längere Erörterungen, in welchen er andere Bestimmungen 
et wähnt zum Schutz" der ackerbautreibenden Bevölkerung auch gegenüber 
Jtiebstahl von Ackervieh und -geraten. Er stellt folgende Einteilung der in- 
f^trumenta aratoria auf: instrumentum rautuum = instrumenta im engern 
Sinne, instrumentum vocale = servi und instrumentum semivocale = boves. 
El" erwähnt auch, dass Argentraeus den durch die zit. Stelle geschaffenen 
Kechtszustand als einen, zu seiner Zeit in Britannien und Gallien allgemein 
unerkannten bezeichnet. 

2 Vgl. auch Cuq, institutions II p. 88 Nr. 3. 

M. 8 Cod. quae res pign. (VIII. 16 [17]). 

M. 7 Cod. quae res pign. (VIII. 16 [17]). 
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pi'aefectus pagi vel vici vel decurio in hac re fuerit detectus 
aestimando a iudice supplicio subiugetur. Durch den Zusatz: 
aut instrumentum aratorium, wird gegenüber der Fassung Kon- 
stantins der Kreis der ausgenommenen Gegenstände bedeutend 
erweitert, jedoch nicht so gross gezogen, wie ihn Honorius und 
Theodosius durch die Worte: quod ad culturum agri pertinet, 
festgesetzt hatten. Für die Übertretung der Vorschrift ist die 
Todesstrafe abgeschafft. Es mag befremden, dass das Edikt 
Justiniahs, wie es der Codex enthält, die gleiche Überschrift 
trägt, wie der erste diesbezügliche Erlass Konstantins (ad 
universos provinciales) , denn inzwischen hatten ja Ho- 
norius und Theodosius eine viel weit^gehende Bestimmung für 
das ganze Reich, nicht bloss für die Provinzen gültig, er- 
lassen und diese weitergehende Bestimmung behält ihre Gültig- 
keit bei, da sie gleichfalls in den Codex rezipiert wurde. In 
Wirklichkeit hat also die Bestimmung für das ganze Reich ge- 
golten, und die einschränkende Überschrift muss als eine blosse 
liistorische Reminiscenz betrachtet werden *. Ähnlich -verhält es 
sich mit der Anführung des finanzpolitischen Motivs; jetzt war 
die Erhaltung der Steuerkraft der Provinzen nicht mehr der 
einzige, vielleicht nicht einmal mehr der hauptsächlichste Grund 
für diese Ausnahmebestimmung, sondern andere, hauptsächlich 
sozialpolitische Gründe sprachen dabei mit. 

Betrachten wir diese Exemtionen nach ihren verschiedenen 
Seiten, so fällt uns zunächst auf, dass nur die landwirtschaft- 
lichen Hülfsmittel, nicht auch die Werkzeuge der Handwerker 
von der Pfändung ausgenommen sind. Es mögen dazu verschie- 
dene Gründe beigetragen haben. Einmal war das römische Reich 
durchaus Agrarstaat ; auf der Landwirtschaft beruhte der Reich- 
tum des Landes; wollte man also die Steuerverhältnisse sichern, 
so konnte man das allein durch Schutz der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung erreichen. Neben diesem finanzpolitischen Moment 
kamen, wie schon bemerkt, sozialpolitische und auch militärische 
in Frage. Das römische Weltreich ist aus einer Bauernrepublik 
entstanden; der Ackerbau galt lange Zeit hindurch als einzige, 
eines freien Römers würdige Tätigkeit, während das verachtete 
Handwerk durch Sklaven und Freigelassene ausgeübt wurde. 
Sodann lag es im Interesse der Ruhe des Reiches, die ländliche 



' Fleischmann, a. a. 0., p. 32. 
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Bevölkerung möglichst sesshaft zu erhalten, denn diejenigen, die 
von ihren Besitzungen vertrieben waren, strömten in der Stadt 
zusammen und vermehrten hier das unruhige Proletariat '. Auch 
brauchte Rom zum Schutze seiner Grenzen Krieger, und bekannt- 
lich liefert die ländliche Bevölkerung^ das bessere Truppenmaterial 
als die städtische. 

Alle diese Gründe lassen es begreiflich erscheinen, warum der 
römische Gesetzgeber die Landwirtschaft und nur diese mit der Exe- 
kiitionsbeschränkung ausstattete. Hätte man dagegen diese Be- 
stimmungen im Interesse des Schuldners aufgestellt, um ihn vor 
der äussersten Not zu bewahren, so wäre diese Rücksicht ja 
gegen alle Schuldner gleicherweise vorhanden gewesen und es 
wäre zu einer solchen Bevorzugung der Landwirtschaft kein 
Grund gewesen. 

3. Gegenstand der Exemtion, Welche • Gegenstände waren 
nun durch die zit. Bestimmungen von der Spezialpfändung aus- 
genommen, bloss Mobilien (1. Pfändungsgruppe), oder auch Im- 
mobilien (2. Gruppe) und Rechte (3. Gruppe) ? 

Durch das Edikt Konstantins werden unzweifelhaft nur 
Vieh und Sklaven, insoweit sie zur Bestellung des Feldes not- 
wendig sind, ausgeschlossen. Der Kreis wird dann durch das 
Edikt der Kaiser Ho n o r i u s und Theodosius erweitert. Alles, 
was der Ackerbestellung dient, wird damit als unpfändbar er- 
klärt. Darunter sind natürlich vor allem Mobilien zu verstehen 
und zwar lebende (Tiere, Sklaven) wie auch totes Mobiliar. Mit 
Fleischmann ^ kann man jedoch annehmen, dass auch Immobilien, 
die zur Bestellung des ager dienen, aber nicht zu demselben 
gehören, unpfändbar sind (Scheune, Stall, Schuppen, Platz für 
die Düngergrube). 

Dagegen wird die dritte Gruppe (iura) davon nicht berührt. 
Zwar lässt sich denken, dass ein ins „ad culturam agri pertinet", 
namentlich z. B. eine ländliche Prädialservitut, aber die Prädial- 
servituten sind mit dem herrschenden Grundstück so eng ver- 
knüpft, dass sie von diesem eo ipso nicht durch Pfändung los- 



•Die Furcht vor einem allzu zahlr-eichen Proletariat zeigt sich in der 
Gesetzgebung verschiedentlich, nainentlich in Gesetzen zur Beschränkung 
der Freilassung (1. Älia Sentia, 1. Fufia Ganinia). Vgl. auch Friedländer, 
Sittengeschichte I. p. 198. 

* Fleischmann, a. a. 0.. p. 34. 
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g-erissen werden können. Eine Prädialservitut kann schon durch 
das p. i. c. i. c. ergriffen werden, jedoch nicht selbständig als 
Recht in der dritten Gruppe, sondern in der zweiten Gruppe, 
zusammen mit dem Grundstück. 

Justinian sodann, der sich an Konstantin anlehnt, nimmt 
neben den servi aratores und den boves aratorii nur die Acker- 
g-eräte (instrumenta aratoria) aus. Gegenüber Honorius und 
Theödosi US würde das also eine Einschränkung bedeuten; da 
jedoch das Edikt der genannten Kaiser in den justiniäiieischeti 
Codex aufgenommen ist, so bewahrt dasselbe seine Gültigkeit, 
und der Umfang der Exemtionen bleibt also auch nach Justinian 
derselbe, wie er durch Honorius und Theodosius gezogen war. 

Es lässt sich nun doch die Frage auf werfen: Warum ist, 
«quod ad culturam agri pertinet» von der Pfändung eximiert, 
der «ager» selbst jedoch nicht? Wenn man die Landwirtschaft 
wirksam schützen will, so muss man doch vor allem dafür 
sorgen, dass dem Landwirt Grund und Boden verbleiben. Dißr 
Grund hiefür ist in den wirtschaftlichen Verhältnissen dieser 
Zeit zu suchen. In der spätem Kaiserzeit ist der kleine Grund- 
eigentümer grösstenteils verschwunden. Das Land befindet sich 
in den Händen von Grosskapitalisten oder ist kaiserliche Domäne 
und wird von Pächtern und Erbpächtern bebaut. Dieser Pächter, 
nicht der Grundeigentümer ist das schutzbedürftige Element; 
er übt auch die Landwirtschaft aus, und, um dieser letzteren 
möglichst viele Kräfte zu erhalten, bezw. zuzuführen, muss dieser 
Stand unterstützt werden. Das Land kann diesem Pächter auf 
dem Exekutionswege überhaupt nicht entzogen werden, da es 
nicht sein Eigentum ist, wohl aber die ihm gehörenden Sklaven, 
Ackertiere und Gerätschaften, und nur diese Objekte müssen 
also speziell von der pignoris capio ausgeschlossen werden. 

4. Die Wirkung der Exemtion, Die Frage lautet hier für 
das römische Recht, ob durch die Exemtionen die genannten 
Gegenstände der Pfändung absolut entzogen werden, oder ob 
dadurch einfach die Pfändungsordnung noch weiter ausgebaut 
Avird, so, dass die betreffenden Objekte entweder ans Ende ihrer 
jeweiligen Gruppe gestellt, oder zusammen genommen als vierte 
den andern drei Gruppen angeschlossen werden? 

Bethmann-Hollweg ' führt als einzige Beschränkung des Exe- 

' Bethmaun-HoHweg-, II p. 695: Ausgenommen sind nur die Forderungen 
öffentlicher Besoldungen (stipendia) 1. 4. Cod. de exec. rei lud. (VII. 53). 
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kiitioiisreclites die Unpfändbarkeit der öffentlichen Besoldungen 
au; alles übrige ist seiner Ansicht nach pfändbar. Siebert' ist 
gleichfalls für die letztere Ansicht (blosse Pfändungsordnung). 
Andere Schriftsteller nehmen dagegen absolute Unpfändbarkeit 
an^ und diese Ansicht dürfte wohl die richtige sein. Die Fassung, 
in der hier das Pfändungsverbot ausgesprochen wird, ist ab- 
solutj während bei andern Stellen, die ähnliche Bestimmungen 
enthalten, die Unpfändbarkeit nur relativ bestimmt ist, d. h. die 
Gegenstände sollen nur dann unpfändbar sein, wenn durch die 
vorhandenen andern Gegenstände Deckung erlangt werden könne. 
Solange jedoch die durch die angeführten Stellen genannten 
Gegenstände ihrem Zwecke, der Landwirtschaft, dienen, sind 
sie vom Pfändungsverfahren unbedingt ausgeschlossen, gleich- 
^ilUi^ ob durch die vorhandenen pfändbaren Gegenstände Deckung 
erlangt werde oder nicht. Siebert führt nun an, dass, sobald der 
ager gepfändet sei, der Schutz der aratoria aufhören müsse, da 
sie ihren Zweck nicht mehr erfüllen können. Dagegen ist zu er- 
wideni, dass der ager meistens eben nicht im Eigentum des 
Bauern stand, ihm also- auf dem Exekutionswege auch nicht ent- 
r.ogen werden konnte; solange der Bauer aber Land zum Be- 
bauen hat, ob es nun ihm gehört oder nicht, solange sind die 
(^e^enjitände aratoria und können ihm nicht entzogen werden. 
Etwas anders verhält es sich, wenn der Bauer Eigentümer des 
Landes und nicht Pächter ist. Die Pfändung gegen ihn brachte 
in ..der ersten Gruppe (mobilia ohne die aratoria) keine Be- 
friedigung, ebenso in der zweiten (immobilia) und dritten (iura). 
Jetzt kann wieder auf die erste Gruppe zurückgegriffen und die 
Pfänrlung der aratoria, die nunmehr ihren Zweck nicht mehr er- 
füllen können, verlangt werden. In diesem letztem Fall bedeutet 
also das absolut ausgesprochene Pfändnngs verbot doch nur eine 
Modifikation der Pfändungsordnung. 

1 Siebert, a. a. 0. p. 47 : „QueneusteUeu, in deneu ausdrücklich irfi:eud- 
welche Pfändungsstücke absolut entzogen würden, gibt es niclit. 1. 7, Cod. 
VI 11. 16 verbietet die Beschlagnahme der ^ur Landwirtschaft nötigen Sachen. 
Sicher handelt es sich hier nur um eine Zurückstellung, denn solche Gegen- 
Htjindf werden, wenn zugleich das Grundstück mitgepfändet wird, nicht 
weiter dem Schuldner belassen werden. Ebenso ist nach 1. 4 Cod. VII. 53 
der 8old des Kriegers erst dann zu pfänden, wenn anderes Vermögen nicht 
vorhni]iIen ist". Auf die zweite zit. Stelle, deren Auslegung wir, entgegen 
B.-IJ. Hkbert beipflichten müssen, werden wir später eintreten. 

' [)ernburg, Pfandrecht I p. 417. Fleischmanu a. a. 0. p. 38. 
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Wie wir gesehen haben, bestand aber auch in dieser Periode 
neben der Spezialexekutioii die missio in bona als Konkurs- 
verfahren bei Insolvenz des Schuldners fort. Die für das Pfän- 
dungsverfahren angeführten Ausnahmen hatten für den Konkurs 
jedoch keine Gültigkeit, sondern nui' diejenigen, die für die missio 
in bona schon früher bestanden hatten, concubina, filii naturales 
und Bildsäulen. Wenn nun gegen einen Schuldner die Spezial- 
exekution durchgeführt war, sich bei ihm jedoch nicht genügend 
pfändbares Veimögen gefunden hatte, so war seine Insolvenz 
offenkundig und der Gläubiger konnte jetzt missio in bona 
verlangen. Da die Pfändungsbeschränkungen im Konkurs aber 
nicht galten, konnte der Gläubiger sich jetzt auch die aratoria 
nutzbar machen. Welches ist nun die ratio legis, gewisse Gegen- 
stände von der Pfändung auszuschliessen, wenn dieselben dem 
Schuldner dennoch nicht endgültig erhalten blieben, sondern ihm 
auf dem Konkurswege schliesslich doch entzogen werden konnten ? 
Die Erklärung ergibt sich aus dem Zweck des Instituts; er ist 
ein rein agrarpolitischer und nicht der Schutz der Existenz des 
Schuldners. Zu der Ansicht, dass die Exekution nicht zur Ver- 
nichtung des Schuldners führen dürfe, hat sich das römische 
Recht, abgesehen von den beschränkten Fällen des beneflcium 
competentiae, nie durchgerungen. Es hat als wichtigsten Grund- 
satz stets die möglichste Befriedigung des Gläubigers betrachtet, 
und dieser Forderung gegenüber muss schliesslich selbst die 
agrarpolitische in den Hintergrund treten. Die Bestimmung be- 
zweckt also nur die berufliche Störung des Landwirts nach 
Kräften zu hindern, solange dies ohne Schädigung der Gläubiger- 
interessen geschehen kann. Das wird besser erreicht durch ein 
absolutes Pfändungsverbot als dadurch, dass man . die Gegen- 
stände als letzte Gruppe in die Pfändungsordnung einreiht, in- 
dem der Gläubiger sich oft zum letzten Schritt, der missio in 
bona nur schwer entschliesst und der Schuldner durcli den 
Übergang vom einen Verfahren zum andern Zeit gewinnt. 

5. Verwandte Institute, Auch an dieser Stelle sind einige 
Bestimmungen zu erwähnen, die, teils infolge unabsichtlich un- 
richtiger Interpretation, teils in der bewussten Absicht, die Aus- 
dehnung derPtändungsbeschränkungenim gemeinen Recht quellen- 
mässig zu begründen ', fälschlicherweise hieher gezählt worden sind. 

1 Wetzen, System des ordentlichen Zivilprozesses p. 635 Anin. 8; Die 
1. 7, 8, C'od. quae res pig-. (VIII. 17) erwähnen nur das zum Aekerhau er- 
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Auszuschliessen isind auch hier wieder die ' Bestimmungen, 
die wir schon oben (II) fllr die vorige Periode zurückgewiesen 
haben. Bethmann - Hollweg fasst 1. 4 Cod. de execut. jei iud. 
(VII. 53) als ein absolutes Pfändungsverbot auf und zwar als 
das einzige des römischen Rechts ^ Dieser Auffassung wider- 
spricht jedoch der Wortlaut der constitutio, die die Pfändung 
nur bedingt untersagt ', sofern es nämlich möglich sei, auf andere 
Weise Deckung zu erlangen. Auch 1. 5 Cod. VIII. 16 stellt 
nicht eine Ausnahme von der richterlichen Pfändung auf, sondern 
ein Verbot der vertraglichen Verpfändung des Einkommens der 
gekrönten Athleten^, sowie eine Ausnahme desselben von der 
Generalhypothek ^ Zudem sagt 1. 40 Dig. de re iudicata (XLII. 1.) 
ausdrücklich, dass die praemia, quae propter Coronas sacras 
praestantur, durch pignoris capio pfändbar seien. 

§3. 

Deutschland. 

I. Die Zeit der Volksrechte. 

Bevor ich auf die Exekutionsbeschränkungen eintrete, sclieiut 
es mir auch hier nötig, das Vollstreckuugsverfahren der Periode 
in grossen Zügen darzustellen. 



forderliche (die analoge Anwendung auf das Handwerksgerät 
ist unbedenklich); jedoch handelt es sich hierbei nur um die Zurück- 
stellung (wie das Erk. des 0. A. G. zu Berlin bei Seuffert: Archiv XXVI 2S5 
selbst rücljsichtlich des Hausgeräts annimmt), da, wenn die Grundstücke 
selbst angegriffen und verkauft sind, das instrumentum aratorium seinen be- 
sondem Wert verliert. Dagegen ist nach Analogie der 1. 6 (vgl. auch 1. 7, H) 
Dig. de pign. (XX. 1) anzunehmen, dass die notdürftigsten Kleider und Haus- 
geräte der Pfändung ganz entzogen sind. 
> Bethmann-HoUweg, II p. 695. 

* L 4 Cod. VIT. 53. Stipendia retineri propterea quod condenmatus es, 
non patietur praeses provinciae, cumremiudicatampossit alils ratioiii- 
bus exsequi. 

' Spem eorum praemiorum, quae pro coronis athletis pensitandae sunt, 
privata p actione pignorare minime admittendum est et ideo uec si 
generale pactum de omnibus bouis pignori obligandis intervenerit, teuet. 

* Die hier aufgestellte Ausnahme von der General Verpfändung ist zwin- 
gend und kann durch Vertrag nicht beseitigt werden, weil auch die Spezial- 
verpfändung absolut verboten ist, während wir oben (II) gesehen haben, 
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Die ursprüngliche Exekutionsart im gerniauisclien Keclit 
ist, im Gegensatz zum römischen, die Spezialpfändung. Ist die 
Schuld fällig, so fordert der Gläubiger den Schuldner zwei- bis 
dreimal zur Zahlung auf '. Zahlt dieser nicht, so erhebt der 
Gläubiger üngehorsamsprotest Wird vom Gericht Ungehorsam 
konstatiert, so erhält der Gläubiger Bewilligung zur Pfändung. 
Die Pfändung geht nur gegen Mobilien '^*; die Immobiliarexekution 
ist eine Neuerung der karolingischen Gesetzgebung ^. Diese Pfän- 
dung ist ursprünglich reine Privatpfändung S später unter ge- 
richtlicher Mitwirkung, jedoch nur wenn die Pfändung Gegen- 
stände ergreifen solV fttr welche ein Pfändungs verbot besteht^. 
Reicht die Pfändung zur Befriedigung des Gläubigers nicht aus, 
-KO verfällt der Schuldner in die Schuldknechtschaft des Gläu- 
bigers, der nacli'den ursprünglichen Rechten vollständig freie 
Verfügung über sein Leben und seine Person erhielt *"•; nachdem 
späteren Beeilt dauerte dagegen die Schuldknechtschaft nur so 
-lange, bis der Schuldner seine Schuld abgearbeitet hatte; die 
diie Person des Schuldners war während dieser Zeit Nutzpfand 
des Gläubigers '. 

Wenn wir also hier neben einer Haftung der Person des 
»Schuldners Pfändungsverbote finden, so ist diesbezüglich auf 
die Ausfülirung über das römische Recht zu verweisen. Der 



das« durch 1. 6, 7, 8 Dig. XX. 1 nur eine präsumtive Äusnabme geschaffen 
wird, die durch den ParteiwiHeu jedoch aufgehoben werden kann, da be- 
züglich der Gegenstände der letztgenannten Stellen eine Spezialverpfändung 
nicht verboten ist, sondern es wird nur gesagt, es sei anzunehmen, der 
Schuldner verpfände diese Gegenstände specialiter nicht. 
' Schröder, Deutsche Kechtsgeschichte p. 86/87. 

2 Schröder, p. 366. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II p. 457. 

3 Meibom, Das deutsche Pfandrecht p. 56. Auch im germanigchen Recht 
entwickelt sich eine Pfändungsordnung : 1. Mobilien, 2. Immobilien a) Allod, 
h) Lehen. Vgl. Meibom p. 57. 

^ Brunuer, I p. 188, II p. 445/46. Schröder p. 87. Gierke, Deutsches 
Privatrecht I p. 338 ff. Meibom nimmt umgekehrt an, dass im deutschen 
Recht die gerichtliche Pfändung das ursprüngliche, die Privatpfändung das 
spätere gewesen sei. Meibom a. a. 0. p. 32. 

•' Schröder a. a. 0. p. 366. 

^ Meibom a. a. 0. p. 34. 

' Schröder a. a. 0. p. 87. Kohler a. a. 0. p. 29. Vgl. auch: Wach, Arrost- 
prozess p. 22 ff. Wilda in Zeitschrift f. deutsches Recht I p. 187. Heusler, 
Institutionen II p. 236. Stobbe, Privatrecht, I p. 674 ff. u. p. 870 No. 35 ff. 
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Schutz des Schuldners durch Pfändungsverbote kann durch Aa 
Wendung der Schuldknechtschaft illusorisch gemacht werdea; 
das hätte auch der Gesetzgeber einsehen müssen. Wenn er abei 
trotzdem einerseits die Personalhaft zulässt, d. h. den Schuldna 
dem Gläubiger schutzlos ausliefert und anderseits Pfandungs 
beschräükungen statuiert, so beweist das nui*, dass durch diesi 
Beschränkung kein Schutz des Schuldners beabsichtigt wai 
sondern, dass für deren Erlass andere Gründe massgebend wai-e» 
1. Ausgeschlossen von der Pfändung sind im lang ob ar 
dischen Recht ': 

a) Ganze Herden von Stuten und Schweinen *. Als Gruni 
dieses Verbotes führt Osenbrüggen das Missverhältnis an, da« 
eventuell zwischen einer kleinen Schuld und einem so wertvoUeu 
Pfände bestehen würde. Ausschlaggebend dürfte jedoch der 
zweite Grund sein, den er anführt: Die Pfändung einer ganzei 
Herde konnte nur durch eine Mehrzahl von Menschen durch- 
geführt werden, und dabei konnte es sehr leicht zu Tätlich- 
keiten gegenüber den Hirten kommen, um das zu verhüten, ako 
des Landsfriedens wegen, wird die Pfändung von Herden ver- 
boten. 

b) Die Zugtiere ^ ; jedoch ist bezüglich derselben die Uft 
pfändbarkeit nicht unbedingt ausgeschlossen ; sie ist au die Be 
diugung geknüpft, dass sich anderes pfändbares Vermögen vor- 
finde; hat der Schuldner jedoch keine anderen, ziu- Pfanduug 
geeignete Mobilien, so kann der Schiiltheiss dem Gläubiger die 
Pfändung der Zugtiere gestatten *. Es handelt sich dabei also 
nicht um ein Pfäudungsverbot, sondern um eine Zurückstellung: 
es wird durch diese Bestimmung die Pfändungsordnung modifij 
ziert. Auch kann der Scluildner im voraus - beim Vertragsab- 
schluss auf die Einrede der Unpfändbarkeit verzichten *. Der 
Grund zu dieser Massregel ist derselbe, der den römischen 
Gesetzgeber veranlasste, die boves aratorios zu eximieren ; auch 



' Osenbrüggen, Ötrafrecht der Langobarden p. 143 IF. 

' Edictum Kothari 249, 371. Immerhin ist die Herdeupfändimg anf 
(irund königlichen Befehls gestattet, ßruuner, a. a. 0. II p. 449. 

•'' Ed. Roth. 250, Cavallos domitos aut boves seu vaccas joco (jugo) 
domitas. 

4 Ed. Roth. 251. 

'Liutpr. 109. Brunner a. a. 0. H p. 449. 
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hier Schutz des Agrarstaates ; gescliützt wird die Landwirtschaft, 
und der Schutz, den diese geniesst, kommt sekundär auch dem 
einzelnen Landwirt zu gute. 

2. Im burgundischen Hecht ist gleichfalls die Pfändung 
von Ochsen verboten, jedoch wie im langobardischen Kecht, nur 
dann, wenn andere pfändbare Objekte vorhanden sind K 

3. Bei den A 1 a m a n n e n ist die Herdeupfändung verboten ' 
und zwar mit Rücksicht auf den Landfrieden, wie dies im 
Gesetz ausdrücklich gesagt ist ^. . 

4. Das Recht der Baier u lässt die Pfändung von Pferde- 
und Schweineherden nur mit Ermächtigung des Königs zu K 

5. Lothar sodann verbietet den Franken die Pfändung 
von Zugvieh ^ und die Herdeupfändung " und zwar sind beide 
Verbote absolut ausgesprochen, nicht nur für die Privatpfändung, 
sondern auch für die obrigkeitliche. 

II. Das Mittelalter. 

Im elften Jahrhundert hatte die Geltung der Volksrechte 
aufgehört ' ; ohne einen Akt der Aufhebung fielen sie allmählich 
der Vergessenheit anheim; an Stelle des geschriebenen Rechts 
trat die ungeschriebene Gewohnheit. Dieses Gewohnheitsrecht 
wird dann in privaten Sammlungen aufgezeichnet, und es ent- 
stehen so die Rechtsbücher. In dieser Zeit sind die Pfändungs- 
beschränkungen vollständig verschwunden ^, Auch in den älteren 
mittelalterlichen deutschen Städterechten habe ich nirgends 
Spuren des Instituts finden können. In der Tat Hessen sich 
solche Schutzmassregelu gegenüber dem Schuldner kaum begreifen, 
und sie waren auch völlig wirkungslos in einem Rechtssystem, 
das den nichtzahlenden Schuldner dem Gläubiger anfänglicj^ 
noch bedingungslos ausliefert, später ihn in eine harte Schuld- 

' Lex Burguud. 105. 

* Pactus V. 4. Lex. Alam. 67 1. 
3 Pactus V. 5. 

* Lex Baiuw. XIIL 4. 5. 

^ Coucessio generalis Lothars L vom Jahre 823. c. 2 Kap. L 820. 

«Lothars Pactum v. J. 840. c. 2L Kap. KW. 

' Schröder a. a. 0. p. 609/610. 

" Dass der Sachsenspiegel und die verwandten Spiegel keine Einschrän- 
kung der Pfändung enthalten, sagt auch Planck, deutsche Gerichtsverfassung 
im Mittelalter, II p. 251. Vgl. immerhin die in einigen Herrschaftsrechten 



Digitized by VjOOQIC 



28 

liaft übergibt •. Dagegen koiiimeti in den Statuten einiger italie- 
nischer Städte Pfändungsbeschräiikungen vor; ihr Entstehen 
nniss jedenfalls auf den Einfiuss des römischen bezw. des Reichs- 
rechts; nicht aber der Volksrechte zurückgeführt werden. Da 
aber aucli in den italienischen Städten die Personalexekution 
gegen den insolventen Schuldner zur Anwendung kommt', so 
ist ihre Wirkung, wenn schon die Formulierung des Verbotes 
absolut ist, doch nur, die, dass die eximierten Gegenstände an 
letzte Stelle gestellt werden; ganz vom Zugriff ausschliessen 
können sie dieselben jedoch nicht, da durch den Vollzug der 
Schuldknechtschaft die Verwertung indirekt immer erzwungen 
werden kann. So entzieht das Stadtrecht vonComo* v. J. 1219 
alle Ackei^eräte und zwei Ochsen der Pfändung. Das Statut 
von Chianciani*^ v. J. 1287 verbietet die Pfändung bezüglich 
der arma, panni de lecto et de dorso. 

Während in den Partikularrechten der alte Gedanke, den 
Landwirt durch Pfändungsverbote zu schützen, gänzlich ver- 
schwunden war, setzte ein Reichsgesetz die Entwicklung des 
römischen Rechts fort. Friedrich IL erliess im Jahr« 1220 
folgendes Gesetz: 

Agricultores circa rem rusticam occupati, dum villis insideut, 
dum agros colunt, securi sint in quacumque parte terranun. Ita ut 
nullus inveniatur tam audax, ut personas, boves et agrorum in- 
strumenta aut si quid aliud sit, quod ad agrorum operam rusticam 
pertineat, invadere aut capere, aut viol enter auferre praesumat. 
Si quis autem huiusmodi statutum ausu temerario violare i>rae- 
sumpserit, in quadruplum ablata restituat, et infamiae notam ii)so 
iure incurrat; imperiali animadversione nihilo minus punieudus. 

Das Gesetz wurde in Italien erlassen; der Einliuss des römi- 
schen Rechts, das in Italien auf allen Reclitsscluilen, namentlich 



vorkommenden Beschränkungen, Frauen nur das oberste Kleid abzux) fänden 
(Stobbe a. a. 0. p. 679 No. 46 u. No. 48, Schröder- a. a. 0. p. 714 No. 32, 
Gierke, Deutsches Privatrecht I p. 340 Nr. 28) t)ber die Pfändung des Bettes 
der Wöchnerin nach Ablauf der sechsten Woche, vgl. die Weisthtiiiier von 
Munipf, Kt. Aargau (Grimm, Weisthümer V p. 61 ff.) und Altregensperg, 
Kt. Zürich (Grimm a. a. 0. I p. 86 ff.) sowie Grimm a. a. 0. VI p. 408 ff. 

' Kohler a. a. 0. p. 42 ff. 

2 Kohler a. a. 0. p. 29 ff. 

^ Encyklopaedie der Rechtswissenschaft von Holtzendorff, Kohler, Absch. 
Zivilprozes^s. II p. 172. 
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in Bologna getehrt wurde, ist unverkennbar. Friedrich II. hat 
auch die Autlientica, die offenbar einen Bologneser Rechts- 
gelehrten zum Redaktor hat, durch die Fakultät von Bologna in 
das Corpus iurif^ aufnehmen lassen, und zwar wurde sie zunächst 
zusammen mit andern Erlassen (Constitutiones Friderici secmidi 
impemtoris) an" die Libri Feudorum angeschlossen, nachher mit 
geringen Änderungen des Wortlautes in den Text des Codex 
rezipiert und als Authentica Fridericiana Agricultores an die 
1. 8 Cod. VIII.. 16 (17) angefügt. 

Inhaltlich ist dazu zu bemerken: Bald^s, der die Stelle 
glossiert, sagt von ihr im Vergleich zu der Codexstelle : In lege 
cödicis dictum est de servis agricultoribus : hie autem dicitur 
de liberis et hoc dicit: Rusticus donec laborat agrum, non potest 
capi pro debito, alias contra faciehs ausu temerario punltur. 

Die herrschende, auf Baldus zurückgehende Meinung nimmt 
also an, dass die Authentica Fridericiana eine Pfändungsbe- 
sfchränkung enthalte '. Dazu ist jedoch zu sagen, dass die 
Authentica keineswegs von einem Verbot der Pfändung 
spricht. Sie sagt nur, agricultores securi sint und verbietet nur 
personas, boves etc: an sich zu reissen, wegzunehmen oder mit 
Gewalt zu entziehen. Dafür aber, dass dies Verbot gegen einen 
pfandenden Gläubiger gerichtet sei, spricht weder der Wortlaut 
der Stelle, noch ihre ursprüngliche Stellung im Zusammenhang 
der Constitutiones Friderici secundi; erst die Glosse des Baldus 
spricht davon, dass dieses Wegnehmen von Personen etc. pro 
debito verboten sei. Meiner Ansicjit nach handelt.es sich 
also einfach um ein Landfriedensgesetz, das die gewöhnliche 
Strafe des Raubes (iniperiali animadversione nihilo minus punien- 
dus) durch den vierfachen Ersatz des Geraubten verschärfte (in 
quadruplum ablata restituat), w^enn sich derselbe gegen Personen, 
die Landwirtschaft treiben, gerichtet hatte*. Diese neutrale 
FärbuBg der constitutio ging dann aber dadurch verloren, dass sie 



• Von dieser, von uns bestrittenen Ansicht geht auch Stryck, usus 
modernus pandectarum Lib. XX, Tit. III § 5 aus, wo vom Verbot der Ver- 
pfändung der' Kriegs waiFen, Bücher der Studenten und Ackergeräte gespro- 
chen wird. Er sagt, verboten sei das Pfandgeben dieser Gegenstände, wie 
auch das Zupfandnehmen und das Abpfänden derselben verboten sei, wobei 
er auf diese Stelle verweist. 

* Im Gegensatz zu der hier vertretenen Ansicht nimmt z. B. Kohler 
(Holtzendorffs Eneyklopaedie Art. Zivilprozess, II p. 172) an, dass die Stelle 
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an die erwähnte Oodexstelle angehängt wurde, vollends aber durch 
die Beifügung der Worte „pro debito" in der Glosse des Baldus. 

Aber auch wenn wir uns der Ansicht anschliessen, dass es 
sich um eine Exekutionsbeschränkung und nicht um ein Straf- 
gesetz gegen den ßaub handle, so scheint mir doch bei der Aus- 
legung des Baldus ein Fehler unterlaufen zu sein. Nach seiner 
Auffassung wäre es verboten, für Schulden des Lehensherrn 
den freien Lehensmann zu pfänden. In 1. 8 Cod. VIII. 10 
ist nämlich Betrfeibungs Schuldner nicht der Sklave, bezüglich 
dessen das Pfändungsverbot statuiert ist, sondern sein Herr, und 
diesem Herrn darf durch die Pfändung ein Sklave nicht ent- 
zogen werden. Wenn nun Baldus diese Parallele mit dem römi- 
schen Recht zieht, so sagt er damit, dass der freie Lehensmann 
nicht Pfändungsobjekt sein dürfe für die Schulden seines 
Herrn. Der Sinn der Bestimmung geht meines Erachtens jedoch 
viel weiter; verboten wird nicht die Pfändung des Knechtes 
im Exekutionsverfahren gegen seinen Herrn, sondein es wird 
die Pfändung des Bauern in der, gegen ihn selbst gerichteten 
Exekution verboten, im Verfahren in dem er (nicht sein Herr) 
Betreibungsschuldner ist. Durch diese Bestimmung wird also, 
sofern sie sich überhaupt als Pfändungsverbot darstellt, die 
Personalexekution, die Schuld verknechtung und Schuld- 
verhaftung gegenüber der landwirtschaftlichen Bevölkerung ab- 
geschafft. 

Mit Bezug auf die übrigen eximierten Gegenstände geht 
der Erlass nicht über das Edikt der Kaiser Honorius und 
Theodosius hinaus, auch hier bleibt die Wohltat auf die Land- 
wirtschaft beschränkt, und es werden nur Vieh und Gerätschaften 
ausgenommen, sofern sie der Bodenkultur dienen, nicht aber 
Grund und Poden selbst. 

Wenn die Authentica Fridericiana Agricultores also mit 
dem Umfang, den ihr die herrschende Meinung gibt, gegolten 
hätte, so wäre durch sie mit Bezug auf die Pfändungfebeschrän- 
kungen, wenigstens gegenüber dem bäuerlichen Schuldner, ein 
Eechtszustand geschaffen worden, der hinter dem heutigen nicht 
weit zurückgestanden hätte. Nun sind aber die Schuldner im 
Mittelalter in Wirklichkeit niemals mit solcher Schonung be- 



eine Pfändungsbeschränkung statuiere, und ich habe die von ihm vertretene 
Ansicht nirgends widerlegt gefunden. 
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handelt worden; ' wäre das der Fall gewesen, so wäre der Ge- 
danke gewiss aucli in die Partikulairechte eingedrungen, wie 
das z. B. bei Como der Fall war. Es ist also anzunehmen, dass 
dieses Reichsgesetz entweder, wie wir oben angenommen haben, 
gar keine Pfändungsbeschränkung enthielt, oder, vor der Rezep- 
tion des römischen Rechts, in Deutschland nie Gültigkeit gehabt 
hat; sei es, dass es überhaupt nur für Italien bestimmt war, 
sei es, dass es infolge mangelhafter Publikation hier ganz un- 
bekant blieb, wie das bei vielen Reichsgesetzen geschah. Im 
Mittelalter sind also die Pfändungsbeschränkungen in Deutsch- 
land gänzlich verschwunden; der Schuldner haftet dem Gläubiger 
nicht nur mit seiner Person, sondern mit seinem ganzen Ver- 
mögen ohne Ausnahme. 

ITI. Das gemeine Recht in Deutschland.: 

Durch die Rezeption des römischen Rechts in Deutschland 
wurde die Entwicklung da wieder aufgenommen, wo sie unter 
Justinian bezw. Friedrich II. stehen geblieben war. Es ist 
jedoch mit Bestimmtheit anzunehmen, dass es sehr lange ging, 
bis sich der Gedanke der Exekutionsbeschränkungen eingebürgert 
hatte. Der Abstand gegenüber dem Recht der vorigen Periode, 
dem Pländungsbeschränkungen gänzlich unbekannt waren, und 
das die Schuldknechtschaft gegen jeden insolventen Schuldner 
unbedingt zuliess, war zu gross, als dass sich ein plötzlicher 
Übergang denken Hesse. Als aber das Institut einmal eingeführt 
war, musste es notwendigerweise seinem Umfange nach aus- 
gedehnt werden. Die wirtschaftlichen Verhältnisse waren jetzt 
gänzlich verändert ; die Landwirtschaft bildete zwar immer noch 
die Hauptbeschäftigung der Mehrzahl der Bevölkerung, daneben 
aber war in den Städten Handel und Gewerbe mächtig empor- 
geblüht. Die Gründe der einseitigen Bevorzugung der ländlichen 
Bevölkerung waren weggefallen, und die Städter konnten ver- 
langen, gleich behandelt zu werden. 

So wurde denn im gemeinen Recht auch das Handwerks- 
zeug von der Pfändung ausgenommen, sowie die notdürftigsten 
Kleider und Hausgeräte K Durch Quellenstellen Hessen sich diese 
zuletzt genannten Exemtionen freilich nicht belegen, da jedoch 



' Wetzel a. a. 0. p. 635 Anm. 8. So auch Stryck, usus modernus pan- 
dectarum Lib. XX, Tit. I, S. 16. 
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für jede Neuerung' aucli eine Quellenstelle gefunden werden 
üMisste, so half nian sich dadurcli, dass man 1. 7, 8. Cod. qüae 
res pign. (VIII Kl, 117]) auf das Handwerkszeug analog anwandte 
und dii3 1. 6. Dig. de pign. (XX. 1), welche Kleider und Haus- 
g-eräte präsumtiv von der vertraglichen Generalhypothek aus- 
öchloss, auch auf die Zwangsvollstreckung bezog. Immobilien 
sind nicht eximiert, dagegen werden in der Gruppe der Forde- 
iLuigen die Gehaltsansprüche öffentlicher Beamter (in Anlehnung 
an 1. 4. Cod. de execut. rei iud. [VII. 5:^] und an c. 3 X de 
r^olut. [III. 23]) so weit als unpfändbar erklärt, als sie der 
Schuldner zur Fristung seiner und seiner Familie Existenz be- 
darf '. — Dieser Ausdehnung bezüglich des Umfanges steht aber 
eine inhaltliche Beschränkung gegenüber. Während im römi- 
schen Recht Ackersklaven, - Vieh und - Geräte der Pländung 
iibsolut entzogen waren und nur auf dem Wege der niissio in 
Ilona herangezogen werden konnten, so gelten sie, wie auch das 
Hand Werksgerät jetzt nicht als gänzlich ausgeschlossen, sondern 
nur als an letzte Stelle gesetzt; Kleider und Hausgeräte dagegen 
sind absolut entzogen "'. Auch ist die Schuldhaft, die im Justinia- 
iieischen Recht durch cessio bonorum abgewendet werden konnte, 
im gemeinen Recht wieder ausserordentlich ausgedehnt, und, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, gegen jeden Schuldner anwend- 
bar erklärt worden K Wie wir aber oben gezeigt haben, schliessen 
die Schuldknechtschaft und ihre mildere Spielart, die Schuldhaft. 
Pfändungsbeschränknngen^ auch gesetzlich statuierte, faktisch 
doch mehr oder weniger aus. 

Unter dem Einfluss des gemeinen Rechts dringen die Pfän- 
flungsbeschränkungen dann auch *n die Partikularrechte ein. 
So enthalten die hessische Gerichtsordnung v. J. 1497 und die 
bayrische Gerichtsordnung v. 1020 Bestimmungen, wonach Hand- 
werkszeug, Ackergerätschaften und Betten von der Pfändung 
ausgenommen sein sollend Ähnliche Bestimmungen enthalten: 
die Nürnberger Reformation von 1484'*, das württembergische 
Landrecht von 1555 % das Bamberger Stadtrecht \ das Weisthura 

' Wetze! a. a. 0. p. 635 Aiim. 12. 
•^ Vgl oben p. 31 Note 1. 
3 V^etzel a. a. 0. p. 644/45. 

* Mittermaier, Der gemeine bürgerliche Prozess III p. 157. 
^ Stobbe, Zur Geschichte, des älteren, deutschen Konkursprözesses p. 52 
No. 82. ...... 
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von Pfäfers', das Statut des Grauen Bunds von 171:*- und Sta- 
tute von SolQthurn von 1604-* und Oberhasli von 1583^. 



Ich breche hier die allgemein-geschichtliche Darstellung ab. 
Ich bin mir wohl bewusst, dass die Ausführungen weit davon 
entfernt jsind, Anspruch auf Vollständigkeit erheben zu können. 
Ich woljte jedoch keine geschichtliche Abhandlung schaffen; 
meine Hauptaufgabe sah ich vielmehr darin, eine möglichst er- 
schöpfenüe Darstellung des geltenden schweizerischen Rechts 
zu gebeij. Anderseits habe ich aber den Rahmen einer blossen 
geschichilichen Einleitung, die nur den Zweck hat, die Entste- 
hung des geltenden Rechts zu erklären, weit überschritten, zumal 
gar kein^ direkten Zusammenhänge bestehen zwischen dem gegen- 
wärtigeii schweizerischen Recht und dem gemeinen, dem römi- 
schen o^er dem alt-deutschen Recht. Ich habe mich trotzdem 
zu dieser ausführlichen Behandlung entschlossen, weil meines 
Wissens noch keine historische Darstellung dieses Instituts und 
keine Sammlung des so reichen Materials vorhanden ist. 

Dagegen handelt es sich bei der folgenden Geschichte des 
schweizerischen Rechts um eigentliche Vorgeschichte des Instituts, 
wie es h^ute bei uns besteht. Zur Vorgeschichte des Bundes- 
rechts gehört auch die Geschichte der kantonalen Rechte, und 
zwar aller kantonalen Rechte, da die Pfändungsbeschränkungen 
des Bundesrechts ungefähr die Summe sind der Pfändungs- 
beschränkungen der früheren Kantonsrechte. Bei der Vereinheit- 
lichung dieser Materie hat natürlich jeder Kanton darauf ge- 
di-ungen, dass diejenigen Exemtionen, die er für sein Wirtschafts- 
leben als notwendig erachtete, und die daher in seiner Gesetz- 
gebung bereits vorhanden waren, anerkannt würden. Einige 
schweizerische Kantone, die, dem französischen code de procedure 
civile folgend, sehr ausgedehnte Pfändungsbeschränkungen kann- 
ten, mussten sich freilich wenige, ganz unbedeutende Streichungen 
gefallen lassen. Da es zu weit führen würde, die Geschichte 



'Grimm, Weisthümer VIp. 367. 

«Zeitschrift f. Schweiz. Recht XXV p. 285. 

8 Heusler in Zeitschrift f. Schweiz. Recht VII p. 150 ff. Vgl. auch Graf 
u. Dietherr, deutsche Rechtssprichwörter p. 480 Nr. 685 u. p. 485 u. Zeitschrift 
f. Schweiz. Recht XXVII p. 395. - 

Meier, E.: Beschränkung^en der Zwang^svoUstreckunsr 3 
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iJes Instituts in sämtlichen kantonalen Rechten erschöpfend dar- 
zustellen, begnüge ich mich, den Entwicklungsgang im kantonal- 
zürcherischen Recht, das mir am nächsten liegt, zu beschreiben. 
Ich wähle dieses Recht nicht deshalb, weil es besonders typisch 
wäre. Einerseits nimmt dasselbe jedoch ungefähr die Mitte ein 
zwischen den erwähnten, nach dieser Richtung sehr weit 
gehenden westschweizerischen Rechten und den Rechten einiger 
iimerer Kantone, in denen die Pfändungsbeschränkungen auf 
in'imitivster Stufe stehen geblieben waren, und anderseits sind 
die einzelnen Stufen, wie sie die meisten Kantone durchlaufen 
liaben, im zürcherischen Recht sehr deutlich erkennbar: Aus- 
nahme der Kriegswaffen^ sodann der persönlichen Effekten und 
schliesslich der Berufsutensilien ; bei einigen Kantonen war frei- 
lich die Entwicklung noch nicht soweit gediehen. — Dagegen 
werde ich wenigstens den positiven Rechtszustand skizzieren, 
wie er in den verschiedenen Kantonen vor Einführung des 
Bundesgesetzes bestanden hat und zum Schluss noch kurz die 
Vorarbeiten zum Bundesgesetz erwähnen. 



§ 4- 

Die Schweiz. 

I, Das zürcherische Recht, 

Für die Darstellung des zürcherischen Rechts ist zu berück- 
sichtigen, dass das gemeine Recht in der Schweiz nie Gültigkeit 
uehabt hat, dass also auch die wenigen Pfändungsbeschränkungen 
des gemeinen Rechts und das beneficium competentiae hier nicht 
gegolten haben. Was das zürcherische Recht an Exekutions- 
beschränkungen aufweist, ist von ihm neu geschaffen worden, 
wobei • sich natürlich eine gewisse Beeinflussung durch das 
deutsche und somit auch durch das gemeine Recht indirekt 
geltend machte. 

1. Im Stadt- und Landrecht von Zürich v.J. 1715 finden 
wir im § 14 des III. Teils die Bestimmung : 

„dabey jedoch die vorhandene Bibel- und Kirchen-Bücher, 
wie auch das Unter- und Uebergewehr nicht angreifen. 
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Desgleichen des Schuldners unentbehrlichem Werkzeug und 
nöthigem Beth, wann es je ohne des Schuld-Ansprechers offen- 
baren Schaden seyn kann auch verschonen. 

Es wäre denn, dass der Schuldner es von selbsten zu Pfand 
gäbe oder verwilligte*." 

Darnach sind gegen den Willen des Schuldners absolut 
unpfändbar seine religiösen Erbauungsbücher und seine Bewaff- 
nung und militärische Ausrüstung. Dagegen sind die notwen- 
digen Werkzeuge und die Betten für ihn und seine Familie in 
der Pfändung nur zurückgestellt, es darf jedoch auf sie gegriffen 
werden, wenn zur Deckung einer Schuld nicht genügend anderes 
Vermögen vorhanden ist. Die freiwillige Verpfändung der exi- 
mierten Gegenstände wird durch Abs. 3 ausdrücklich ^gestattet. 

Der Schutz wird natürlich in erster Linie für dasjenige 
Interesse aufgestellt, das dem Gesetzgeber als das wichtigste 
erscheint, und das ist in der Stadt Zwingiis die Religion, uns 
erscheint heute zwar manches schutzgedürftiger als die Kirchen- 
bücher. Das Verbot der Waffenpfändung liegt im Interesse der 
politischen Machtstellung und der Sicherheit des Staates; das- 
selbe ist bedingt durch das System der allgemeinen Wehrpflicht 
und durch die Verpflichtung des Einzelnen, zur Haltung einer 
eigenen Kriegsausrüstung. Dagegen wird für die Existenzfähig- 
keit nur wenig getan; das erklärt sich daraus, dass der Staat 
sich der verarmten Angehörigen fast gar nicht annahm, er sich 
also deshalb nicht veranlasst sah, dem Entstehen der Armut 
entgegenzuwirken. Der wirtschaftliche Weitblick, der die daraus 
resultierenden Schäden erkennen musste, ging jener Zeit ab, und 
Milde gegenüber dem Armen ist vollends nicht zu erwarten von 
einem Recht, das ge^en den nichtzahlenden Schuldner nicht nur 
Personalhaft sondern selbst körperliche Strafen zuliess. Das 
einzige Motiv zu dieser letzten Bestimmung mochte das Be- 
streben sein, der Vermehrung des fahrenden Volkes, das leicht 
zur Landplage werden konnte, entgegenzuwirken. 

Für den „AuffahP (Konkurs) sind uns diese Beschränkungen 
nicht erwähnt, und da jeder ausgepfändete Schuldner in den 
Konkurs getrieben werden konnte, so sind also schliesslich auch 



• Der S.Absatz bezieht sich nach seiner Stellung auf die beiden vor- 
herg-eh enden. 
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die Gegenstände erreichbar, die von der Pfändung ausgenom- 
men sind. , 

Diese Bestimmungen des Stadt- und Landrechts werden aus- 
drücklich bestätigt durch ein Gesetz vom 17. Dezember 1803 
betreffend die Fonn und Kosten des Rechtstriebes> Art. 16 * und 
durch ein Zirkular des Kleinen Rates vom 28. Januar 1812*. 

2. Eine geringe Erweiterung der Pfändungsbeschränkungen 
bringt sodann das Gesetz betreffend die Schuldbetreibung vom 
30. Juni 1832^ in seinem § 14; derselbe lautet: 

„Als Pfänder können nicht eingeschrieben werden: 

a) Die Kirchenbücher des Schuldners und seiner Ehefrau, 
die Kirchen- und Schulbücher der Kinder. 

b) Die Kleider der Frau und Kinder des Schuldners. 
Ferner die unentbehrlichen^ Kleider des Schuldners selbst. 

c) Die zur Erfüllung der Militärpflicht erforderlichen 
Kleider und Waffen." 

Zunächst fällt uns auf, dass Werkzeug und Betten jetzt 
nicht mehr ausdrücklich eximiert, bezw. zurückgestellt sind. Im 
§ 13 dieses Gesetzes werden jedoch die Gemeindeammänner an- 
gewiesen, die dem Schuldner entbehrlicheren Gegenstände zu- 
nächst zu pfänden; durch diese Bestimmung wird das gleiche 
Resultat erreicht, wie im Stadt- und Landrecht, in dem, wie wir 
gesehen haben, es sich auch dort nicht um ein absolutes Pfän- 
dungsverbot handelte. Die Erweiterung bezieht sich auf die 
Kirchenbücher der Ehefrau (früher nur des Schuldners) und die 
Kirchen- und Schulbücher der Kinder. Kleider waren früher 
nicht ausgenommen, immerhin ist anzunehmen, dass auch unter 
der Herrschaft des Stadt- und Landrechts es nicht vorkam, dass 
dem Schuldner die Kleider vom Leibe gepfändet wurden, auch 
wenn dies im Gesetz nicht ausdrücklich verboten war; jetzt 
müssen dem Schuldner wenigstens die unentbehrlichsten Kleider 
gelassen werden, während alle Kleider seiner Frau und seiner 



» Alte 0. S. I p. 203. 

2 Alte 0. S. V p. 248. 

3 0. S. II p. 83. 

^ Als unentbehrlich galt nur das Werktagskleid, wie Bluntschli, Das 
zürcherische Sachenrecht mit Erläuterungen § 880 Anm. 2 noch 20 Jahre 
später sagt. 
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Kinder ausgenommen sind. Der Fortschritt, den das Institut in 
diesen mehr als hundert Jahren gemacht hat, ist also recht be- 
scheiden. Auch jetzt noch gelten die Beschränkungen nur für 
das Pfändungs- nicht auch für das Konkursverfahren; so ist es 
möglich, dem ausgepfändeten Schuldner diesen letzten Rest seiner 
Habe durch den Konkurs, der bei Insolvenz verlangt werden 
kann, zu entziehen. 

3. Schon am 7. April 1842 wurde ein neues Gesetz betreffend 
die Schuldbetreibung erlassen*, das in seinem § 21 bestimmte: 
„Als Pfänder können nicht eingeschrieben werden : 

a) Die Kirchenbücher des Schuldners und seiner Ehefrau, 
die Kirchen- und Schulbücher der Kinder. 

b) Die Kleider der Frau und der Kinder des Schuldners, 
ferner die unentbehrlichen Kleider des Schuldners selbst und 
die für die Haushaltung unentbehrlichen Bettstücke. 

c) Die Patengeschenke der Kinder des Schuldners. 

d). Die zur Erfüllung der Militärpflicht erforderlichen 
Kleider, Waffen und übrigen Effekten. 

e) Gregenstände, welche dem Schuldner von Armen- 
behörden zum Gebrauch übergeben worden sind, sofern die 
Behörde bei der Übergabe dafür sorgte, dass ein amtliches 
Verzeichnis derselben durch den Gemeindeammann aufgenom- 
men wurde, welches dieser in sein Pfandbuch einzutragen hat. 

f) Die feuerpolizeilichen Gerätschaften einer Gemeinde 
oder Korporation, welche zunächst für öffentliche Zwecke 
bestimmt sind." 

Ein Vergleich mit dem Geset? von 1832 wird zeigen, dass 
in dieser kurzen Spanne Zeit von 10 Jahren ein ziemlicher 
Schritt vorwärts gemacht wurde. Auch in diesem Gesetz wird 
zunächst festgesetzt (§ 18), dass die entbehrlicheren Gegen- 
stände vor den unentbehrlicheren gepfändet werden müssen. 
Neu ist die Bestimmung, dass Bettstücke von der Pfändung 
gänzlich ausgeschlossen, nicht nur relativ unpfändbar sind, wie 
im Stadt- und Landrecht. Unter Bettstücken versteht man, 
wenigstens nach zürcherischer Mundart (bekanntlich hat die 
zürcherische Rechtssprache, namentlich die ältere, sehr viele 
Ausdrücke aus dem Dialekt entlehnt) nur Kissen und Decken, 

' 0. ö. M p. :Jö». 
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iiiGlit aber Bettstelle und Matratzen; die letzteren unterlagen 
Rho der Pfändung. Wenn die Patengeschenke der Kinder hier 
.speziell angeführt sind, so gilt für sie, dass sie ja schon aus 
dem Grunde nicht dem Schuldner weggepfändet werden konnten, 
weil sie nicht in seinem Eigentum standen. Durch die Nennung 
in diesem Paragraph werden sie aber günstiger gestellt als die 
andein Gegenstände, die nicht dem Schuldner gehörten, aber 
in seinem Gewahrsam waren. - Durch den Zusatz ^^und übrigen 
Effekten" zu Kleider und Waffen, soll keine wirkliche Ei-weite- 
nmg geschaffen werden, denn auch früher schon waren Gegen- 
stände^ die zur Erfüllung der Militärpflicht notwendig waren, 
obschon sie sich unter die Ausdrücke Kleider und Waffen nicht 
niiterbringen Hessen, gleichwohl ausgenommen, sondern es soll 
nur efneir zu engen Interpretation entgegengetreten werden. — 
(thuz neu sind ferner lit. e und /. Bei lit. e ergibt sich die 
Unpfändbarkeit gleichfalls schon aus dem Umstand, dass die 
Gegenstände überhaupt nicht Eigentum des Schuldners sind 
(•.welihe dem Schuldner zum Gebrauch übergeben worden 
sind"). Dagegen wird die Pfändung dann zugelassen, wenn der 
Glänhiger im guten Glauben, dass diese Gegenstände dem Schuld 
iiei' gehören, demselben Kredit gewährt hat. Im guten Glauben 
befindet sich aber der Gläubiger dann, wenn er nicht wissen konnte, 
dass die Gegenstände dem Schuldner von einer Armenbehörde 
gelielien seien, und das ist regelmässig dann der Fall, wenn es 
die Gemeinde unterlassen hat, ein der Öffentlichkeit zugängliches 
Register über die Gegenstände aufzunehmen; sie soll sich in 
dteseni Fall daher auch nicht beklagen können, wenn die Gegen- 
stäufle für die Verbindlichkeiten des Schuldners in Anspruch 
genommen werden. — Bei den feuerpolizeilichen Gerätschaften 
einer Gemeinde oder Korporation fragt es sich, gilt die statuierte 
Beschninkung gegenüber einer Betreibung gegen die Gemeinde, 
liezvv, Korporation oder gilt sie nur gegenüber einer Pfändung, 
die gegen einen Privaten, dem solche Gegenstände zur Auf- 
bewahrung übergeben sind, gerichtet ist? Das Gesetz regelt 
zwar nirgends ausdrücklich die Exekution gegen Gemeinden, es 
seh li esst aber auch nirgends seine Gültigkeit in Betreibungen 
gegen öffentlich-rechtliche Korporationen aus, wie z. B. Seh. u. K. 
Art. '60 Ziff. 3. Aus dem Fehlen irgendwelcher spezieller Gesetzes- 
bestinj nunigen über Betreibungen solcher Art ergibt sich daher 
]nit SieJierheit, dass das allgemeine Schuldbetreibungsgesetz auch 
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für diese gegolten hat. Die Bestimmung bezieht sich also auf 
den Fall, wo die Gemeinde oder Korporation selbst betrie- 
bener Schuldner war. Es versteht sich dann aber von selbst, 
dass dieselbe auch galt in Betreibungen gegen Private, die 
solche Gerätschaften in Verwahrung hatten, dass also die 
Gemeinde nicht auf den Weg der Eigentumsansprache ange- 
wiesen war. 

4. Der § 21 des Gesetzes betreffend die Schuldbetreibung 
vom 1. April 1851 ' ist fast wörtlich gleichlautend mit dem- 
jenigen von 1842. Der Einleitungssatz lautet jetzt: j,Als Pfän- 
der dürfen auch mit Einwilligung des Schuldners 
nicht eingeschrieben werden." Durch diesen Zusatz „auch mit 
Einwilligung des Schuldners'' wird die Pfändung dieser Gegen- 
stände unbedingt ausgeschlossen. Nach der fniheren Praxis, 
trotz der Fassung „können nicht eingeschrieben werden", ist 
eine Pfändung mit Einwilligung des Schuldners möglich ^ Lit. a 
und h^ sind gleichlautend mit denen des früheren Gesetzes. 
Lit. c des alten Gesetzes (Patengeschenke der Kinder) ist nicht 
aufgenommen. Lit. ^neu = d alt, ^neu ^- e alt, e neu --■ /alt. 
Neu ist sodann lit. /: „Der zur Bewerbung der Grundstücke 
des Schuldners erforderliche Dünger". Es ist dies zum ersten- 
mal, dass im zürcherischen Recht eine Bestimmung auftritt, 
zum Schutze des Gewerbebetriebes des Schuldnei*s, und* es ist 
interessant, dass auch hier der Schutz zunächst wieder, wie im 
römischen und altdeutschen Recht der Landwirtschaft zuteil 
wird, wiewohl um diese Zeit (Mitte des 19. Jahrhunderts) im 
westlichen Europa, und namentlich auch in der Schweiz, die 
Landwirtschaft gegenüber der Industrie schon bedeutend zurück- 
getreten war. Ferner muss verwundern, dass nur der Dünger, 
nicht auch die Ackergeräte eximiert sind. 

5. Der § 21 des Schuldbetreibungsgesetzes v. J. 1H51 wird 
dann auch, unter Weglassung des Zusatzes „auch mit Eiuwilli- 



' 0. S. VIII p. 211. Vgl. Gwalter, Das zürcberische Öcliiildbetreibuiig«- 
gesetz V. 1. April 1851 mit Erläuterungen, p. 44 ff. 

' Vgl. Gwalter a. a. 0. p. 45. 

' Als imentbehrlich gilt auch jetzt nur die Werktagskleiduug des Schuld- 
ners. Gwalter a. a. 0. p. 45. 
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gung des Schuldners" * und der lit. //' (Gegenstände der Amien- 
pflege) als § 880 in das privatrechtliche Gesetzbuch (Sachen- 
recht vom 19. April 1854) aufgenommen und zwar in das Kapitel: 
Verpfändung durch das Pfandbuch, Absch. : Freiwillige Yerpfön- 
dung. Dadurch wird nicht die richterliche Pfändung, sondeiii 
die vertragliche Verpfändung dieser Gegenstände durch das 
Pfandbuch verboten ^. In dieser Richtung ging also das damalige 
Recht in der Beschränkung der Willensfreiheit der Pal^teieu im 
ötfentlichen Interesse über den jetzigen Rechtszustatid hinaus, 
denn kein modernes Recht verbietet die freiwillige, vertragliche 
Verpfändung derjenigen Gegenstände, bezüglich derer die richter- 
liche Pfändung ausgeschlossen ist. Freilich kannte das zürche- 
rische Recht diese Beschränkung nur für die Verpfändung durch 
das Pfandbuch, nicht aber für das Faustpfand; genüber dem 
Faustpfand ist eine solche Beschräiikung auch nicht so notwendig, 
denn, wenn sich der vSchuldner bei der Verpfändung der Pfand- 
objekte gleich begeben muss, so ist die Gefahr, dass er unent- 
behrliche Gegenstände verpfändet, weniger gross. 

6. Im § 1022 des privatrechtlichen Gesetzbuches (Obli- 
gationenrecht vom 19. April 1855) wird dann zum ei-stenmal 
bestimmt, dass die Gegenstände, welche der Pfändung resp. 
Verpfändung entzogen sind, auch nicht in die Kortkursmasse 
falleit sollen. Doch ist auch jetzt noch der Konkursschuldner 
schlechter gestellt als der Schuldner im Pfändungsverfahren ^ 
indem der zur Bewerbung der Grundstücke des Schuldners er- 
forderliche Dünger zwar der Pfändung nicht unterliegt, dagegen 
in die Konkursmasse einzubeziehen ist. Das hat seinen Grund 
darin, dass die Immobilien des Schuldners ebenfalls in die Kou- 



' Die Weglassung dieses Zusatzes ist ganz selbstverständlich. Es handelt 
sich hier uin die vertragliche Verpfändung ; diese ist aber nur möglich mit 
dem Willen des Schuldners. Wenn also eine gesetzliche Beschränkung der 
Verpfändungsfreiheit statuiert wird, so ist es überflüssig zu sagen, dass die- 
selbe auch mit Zustimmung des Schuldners ausgeschlossen sei. 

2 Über die Weglassung der lit. d vgl. Bluntschli a. a. 0. § 880 Anm. 3. 

' Das alte zürch. Recht kannte die Mobiliarhypothek ; dieselbe wurde 
errichtet durch Eintragung in das öffentliche Pfandbuch des Gemeindeammanns. 

* § 1022: Diejenigen Gegenstände, welche nach § 880 nicht verpfändet 
werden dürfen, sind mit Ausnahme des lit. e genannten, auch nicht in die 
Konkursmasse zu ziehen, 
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kiirsmasse fielen, bei der Betreibung auf Pfändung aber (niedere 
Schuldbetreibung) die hnniobilien nicht angegriffen werden 
konnten *. Es hätte also keinen Sinn gehabt, den Dünger, 
der doch nur zusainmen mit dein Grundstück diese grosse Be- 
deutung für deii Landwirt hat, von der Konkursmasse auszu- 
nehmen. 

Auf den § 1022 verweist dann für die Feststellung der 
Konkursmasse auch der § 24 des Gesetzes betreifend das Auf- 
fallsverfahren vom 28. Dezember 1857'. 

7. Am 2o. August 1871 wurde ein neues Gesetz betreflfend 
die Schuldbetreibung erlassen ', welches die Materie im g 53 
regelt; derselbe lautet: 

„Als Pfänder dürfen, auch mit Einwilligung des Schuldners, 
nicht eingesclirieben werden: 

1. Die unentbehrlichen Kleider des Schuldners (ein Sonn- 
tags- und ein Werktagskleid), ferner die für die Haushaltung 
unentbehrlichen Betten und Kochgerätschaften ; 

2. die Kleider der Frau und der Kinder des Schuldners; 

3. die Kirchenbücher des Schuldners und seiner Ehefrau ; 
die Kirchen- und Schulbücher der Kinder; 

4. die zur Erfüllung der Militäri)flicht erforderlichen 
Kleider, Waffen und übrigen Effekten; 

5. Gegenstände, welche dem Schuldner von den Armen- 
behörden zum Gebrauche übergeben worden sind, sofern die 
Behörde ihr Eigentum bei der Übergabe in das Pfandbuch 
eintragen Hess; 

6. die feuerpolizeilichen Gerätschaften einer Gemeinde 
oder Korporation, welche zunächst für öffentliche Zwecke be- 
stimmt sind; 

7. die Liegenschaften des Schuldners und der zur Be- 
^yerbung derselben erfordei'liche Dünger.^ 

' Hatte dann ein Schuldner ausser den Liegenschaften kein pfändbares 
Vennögeu mehr, so konnte der Gläubiger, gestüt^it anf den ungedeckten 
Pfandschein, die hohe Schuldbetreibung (auf Konkurs) verlangen. Diese 
Regelung ist schon im Gesetz von 1832 vorgesehen. 

* 0. S. XII. p. 1 ff. § 24 : Ausgenommen sind diejonigen Gegenstände, 
welche nach § 1022 des Pr. G. nicht in die Auffallsmasse gezogen werden 
dürfen. 

3 0. 8. XXVI p. 181 ff". 
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Wiederum ist ein kleiner Fortschritt gegen früher bemerk- 
bar. Das Gesetz selbst bestimmt jetzt, dass ein Sonn- und ein 
Werktagskleid als unentbehrlich zu gelten haben und beugt so 
einer zu engherzigen Praxis, wie sie früher möglich war, vor. 
Es sind jetzt nicht nur die Bettstücke, sondern die ganzen 
Betten, sofern sie unentbehrlich sind, ausgenommen. Neu ist die 
Exemtion der Küchengerätschaften. Dagegen ist die Ausnalune 
der Liegenschaften, wiewohl sie in diesem Gesetz zum ersten- 
mal in diesem Zusammenhang genannt wird, keine Neuschäfftuig 
desselben, denn von jeher ging die niedere Schuldbetreibung 
(Betreibung auf Pfändung) nicht gegen die Liegenschaften des 
Schuldners; diese konnten erst in der hohen Betreibung (auf Kon- 
kurs gerichtet) angegriffen werden, welche gestützt auf einen ganz 
oder teilweise ungedeckten Pfandschein verlangt werden konnte. 

Die Unentzielibarkeit im Konkurse bestimmt sich nach dem 
§ 52 des Gesetzes betreffend das Konkursverfahren, das gleich- 
zeitig mit dem Gesetz betreffend die Schuldbetreibung erlassen 
wurde *. Darnach sind nicht in die Konkursmasse zu ziehen, die im 
§ 52 des Schuld betreibungsgesetzes aufgezählten Gegenstände mit 
Ausnahme der in Ziffer 7 genannten (Liegenschaften und Dünger). 

Mit dem Gesetz von 1871 hat die kantonale Gesetzgebung 
ihren Abschluss gefunden. Der Fortschritt gegenüber dem ersten 
Gesetz, in welchem sich diesbezügliclie Bestimmungen vorfanden, 
dem Stadt- und Landrecht ist, in Anbetracht des grossen Zeit- 
raumes von 1 Vi Jahrhunderten, der zwischen beiden liegt, recht 
bescheiden zu nennen. Auch jetzt noch genügen diese Beschrän- 
kungen kaum, um den ausgepfändeten Schuldner und seine Fa- 
milie momentan vor dem krassesten Elend zu bewahren. Für 
seine weitere Fortexistenz ist nicht das mindeste getan, und in 
dieser Richtung steht das zürcherische Recht weit hinter dem 
viel älteren französischen code de procedure civile und hinter 
der, um wenige Jahre jüngeren deutschen Zivilprozessordnuug^ 
zurück, 

II. Die kantonalen Rechte. 

Während wir im vorigen Abschnitt den Entwicklungsgang 
eines kantonalen Rechts vollständig verfolgt haben, geben wir 
hier das Endresultat desselben für alle Kantone, den Recht^- 

' 0. S. XVI. p. 238 fif. 
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Listand vor Einführung: des Biindesgesetzes. Da wir das Bundes- 
3cht mit Bezug auf die Pfändungsbeschränkung als die Summe 
er einzehieu Kantonsrechte bezeichnet haben, mag es inter- 
ssieren, die Bestandteile, aus denen es sich zusammengesetzt 
at, oder die dasselbe wenigstens stark beeinflusst haben, kennen 
u lernen. Ich begnüge mich im allgemeinen mit einer textuellen 
.ngabe der Gesetzesstellen. Dabei folge ich einer gedrängten 
iusammenstellung sämtlicher kantonaler Schuldbetreibungsgc- 
5tze von J. H. Weber (Schweiz. Rechtsgeschäftsfreund) aus dem 
ahre 186i). Ich habe mir diese Erleichterung gestattet, da die 
►etreibungsgesetze sehr zerstreut, oft kaum mehr erhältlich sind .' 

1. Bern. 

Völlziehungsverfahreu in Schuldsachen, in Kraft getreten 
en I. Juni 1850 (Weber p. 129/180). 

§ 471. Von der Pfändung* sind folgende (iegenstände ausgenommen: 

1. Öffentliche Sachen und Gegenstände für kirchliche oder Schul- 
zwecke bestimmt; 

2. die erforderlichen Kleider, die nötigen Betten der Gepfändeten 
und ihrer Kinder ; 

8. Gehet-, Schul- und Kirchenbücher; 

i. die zur Ausrüstung militärpflichtiger Personen geliöreuden Sachen; 

5. Bücher, die der Gepfändete für die Ausübung seines Berufes 
nötig hat, bis zum Werte von 72 Fr. 46 Rp. nach seiner Auswahl ; 

(>. Maschinen und Instrumente, die er zum Unterricht in Künsten 
und Wissenschaften oder zu ihrer Ausübung bedarf bis zu dem 
Betrage einer gleichen Summe und nach seiner eigenen Wahl; 

7. die erforderlichen Werkzeuge eines Handwerkers nach der Be- 
stimmung von Zahl T»; 

S. Lebensmittel für ihn und seine Familie auf die Dauer eines Monats; 

9. das nötige Koch- und Tischgeschirr; 

10. zwei Ziegen mit Stroh und Füttejung zum Unterhalt auf einen 
Monat, oder wenn er keine Ziegen, wohl aber Kühe besitzt, die 
versteigert werden, von dem daherigen Erlöse Fr. 50. — . 



' Der Mangel, dass die Sammlung aus dem Jahre 1869 stammt, also 
ei Inkrafttreten des Bundesgesetzes mehr als 20 Jahre alt war, macht sich 
lebt sehr bemerkbar, denn wenn schon das Bundesgesetz erst 1889 an- 
enommen wurde, so begannen doch die Vorarbeiten zu demselben schon 
a Jahre 1874, und von diesem Moment an hat natürlich die gesetzgeberische 
•ätigkeit der Kantone nacli dieser Seite geruht. Das einzige kantonale 
;etreibungsgesetz seit 1869 ist meines Wissens dasjenige Zürichs vom 
ahre. 1871. • 
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Ausiiahiusweise ist jedoch der Vermieter einer Wobnuug zur 
.schlagnahme der unter den Zahlen 5, 6, 7, 9 und 10 bezeichneten Gq 
stände berechtigt. 

§ 472. Ferner sind der Pfändung nicht unterworfen: 

1. Gerichtlich zuerkannte Alimentationsgelder; 

2. Geldsummen und Gegenstände, die durch Schenkung oder l 
Willensverordnung als von jeder Beschlagnahme frei erklärt 
den, sofern der Schuldner nicht der vermutliche Erbe des Scheal 
oder Testierers war; 

3. Geldsummen und Pensionen, welche dem Schuldner von dril 
Personen zu seinem und seiner Familie Unterhalt zugesichert woH 
erklärte sie dar Testament von der Pfändung frei oder nicht; 

4. Entschädigungen, welche dem Schuldner aus Grund erlitta 
Körperverletzungen zugesichert worden. 

Die in diesem Artikel bezeichneten Vermögensrechte können je4 
immerhin gepfändet werden, für Forderungen wegen schuldiger Veij 
gung oder gelieferter Lebensmittel, sowie für Schulden, welche' erst seit 
Zusicherung oder dem Anfalle des befreiten Gegenstandes entstanden 

§ 473. Eidgenössische oder kantonale Pensionen können zu ' 
pfändet werden, wenn die jährliche Pension sich nicht über 1014 
41) Kp. u. W. beläuft, zu '/, bis auf 2173 Fr. 91 Rp, n. W. und zu ', 
höheren Pensionen. 

Die §§ 474 und 475 behandehi die speziellen Normen 
Liegeuscliaftenpfändung und enthalten Bestimmungen zumSchut 
der Hypothekargläubiger. 

Schuldbetreibung d.d. 17. Juni 1849 (Weber p. 15). 

Von den vorhandenen Lebensmitteln wird dem Schuldner so 
belassen als zu seinem und seiner Haushaltung nötigem Unterhalt erforf 
lieh ist, vorausgesetzt, dass er sich die Lebensmittel nicht selbst zu f 
dienen imstande sei. 

;]. Uri. 
Fallimentsordnung vom 5. Mai 1854 (Weber p. 51). 
Die beweglichen Sachen sind unter Siegel zu legen oder sonstwi« 
sichern Verwahr zu bringen. Dem Schuldner mögen jedoch die ihm uudi 
Seinigeu notwendigen Haus- und Bettgerätschaften, Arbeitszeuge 
Kleider, sowie das zum Lebensunterhalt Nötige belassen werden, sd 
aber gleichwohl ins Verzeichnis, jedoch mit der Bemerkung, dass sie J 
Schuldner einstweilen belassen wurden, aufgenommen werden. 

Für das Pfändungsverfahren findet sich keine ähnliche 1 
Stimmung, und auch dem Konkurse sind diese Gegenstände iii( 
gänzlich entzogen, sondern sie werden dem Kridar nur bis i 
Liquidation (einstweilenj zum Gebrauch überlassen. Es handi 
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also nur darum, während der Dauer des Konkurses ihren 
uss dem Schuldner vorläufig zu sichern. Im Pfändungsver- 
•en wäre eine solche, nur vorübergehenden Schutz gewährende 
sregel tiberflüssig, da im Pfändungsverfahren die gepfändeten 
anstände bis zur Verwertung ohnehin regelmässig im Besitz 

Schuldners verbleiben. Ihre analoge Anwendung auf die 
ndung ist also nicht anzunehmen. 

4. Soll wyz. 
Sehuldbetreibungsprozess vom 7. Juni' 1867 (Weber p. 2). 

Der Wirkung des Pfandreclits sind entzojg:OTi und können nicht durch 
andverschreibungf verhaftet werden : 

Militäreffekten eines Dienstpflichtigen, feufe^pcilizeiliche Gerätschaften, 
yn Schuldner zur Verarbeitung anvertraute Al'tfeitsstolfe, sowie die dazu 
lieferten Werkzeuge, die nötigsten Werkzed^c der Professionisten und 
iglöhner, Kleider für einen Anzug des Schuldtiers und seine Familien- 
ieder, das notwendigste Bettzeug für den ScHuldner und seine Familie, 
iterstützungen von Armenanstalten und wohltätigen Stiftungen, der 
Inger auf den Liegenschaften des Schuldners als zum Unterpfand gehörig 
id in den Gebäuden desselben alles, was mauer- uut- und nagelfest ist. 

5. Obwulcleil. 
Rechtstriebgesetz vom 27. April 1862 (Weber p. 39). 

Hievon ausgenommen sind jedoch die zur Haushaltung unentbehr- 
^hen Gerätschaften, die von den Schätzern als Ausnahme zu bezeichnen 
id, wenn sie glauben, dass sonst genügend schätzbare Wai:e vorhanden 
t. Der Entscheid, ob ein Gegenstand schätzbare Ware sei, kommt den 
hätzern zu. Übersteigt jedoch der Betrag 80 Franken, so kann über 
tn Entscheid an den Regierungsrat rekurriert wetden. 

Durch diese Bestimmung wird zunäclist keine Ausnahme, 
äern nur eine Zurücksetzung der Hausgeräte statuiert; da- 
en hat der Pfandschätzer die Möglichkeit, einen Gegenstand 
urch der Pfändung zu entziehen, dass er ihn als nichtschät/- 
e Ware bezeichnet, und das wird dann bezüglich der Kleider 

wohl meistens geschehen sein. 

6. Nidwalclen. 
Was von Pfand, Verbot und Schätzen befreit (Weber p. 45). 

Die einem auferlegten Militäreffekten, schweizerische Pensionen, oder 
>rdiente Taglöhne, auch die zum Gebrauch und Verarbeitung anvertrauten 
^aren, was Namens selbe haben mögen, soll keiner in pfandweis nehmen, 
»ndem von Verbot und Schätzen befreit sein. Genossen-, Ürte^ und Berg- 
ichte von solchen Individuen, die in bestimmten Terminen von ihren 
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resp Armcnverwultuii^en UnterstUtzung'en geniessen, »ollen als Lidlohi 
angesehen werden und jeder Zeit des Schützens und Verhotens daraiil 
befreit sein und verbleiben. 

7. (xlarns. 
Von Forderungen und deren Geltendmachung. (Weber p. 169i 

In die Schätzung dürfen nicht aufgenommen werden : 

a) Bewaffnungs-, Bekleidungs- und AusrUstungsgegenstände ein« 

Militärpflichtigen. 
h) Wehr und Waifen überhaupt. 
c) Untersttttzungsbeiträge von Kranken^ oder andern gemeimiützisra 
Kassen. 

ö. Zum*. • 

Gesetz über den Rechtstrieb vom 15. Okt. 1^15 (Weber p. '1^\ 

Ausnahmen von der T^fandstelluug (der betriebene Schuldner ^stellf 

dem, die Betreibung vollziehenden Beamten Pfänder). ' * 

Will der Schuldner Hausgeräte zu Pftind stellen, so soll, wenn 
verheiratet ist, dies in Gegenwart seiner Ehefrau geschehen und seft( 
vom Waibel angefragt werden, ob dies Hausgerät ihr zugebrachtes Gi 
sei oder nicht, und nur in letzterem Falle kann dasselbe zu Pfand gt 
noramen werden. Wenn der Schuldner Witwer ist und Kinder hut, so sd 
der Waibel an dieselben oder deren Vogt die gleiche Anfrage mach« 
Hingegen kann die auf dem verschriebenen Unterpfand gewachsene Streif 
Stroh, Farn, sowie Pflug, Egge, Zaunholz, Ziegel, Schindeln, Dualer nie 
Pfand gestellt, da diese Gegenstände als unbeweglich betrachtet werda 

Weigerte sich der Schuldner, freiwillig Pfänder zu Stella 
so nimmt sich der Waibel Pfänder, wobei diese Ausnahmen ii 
gleichen Umfang natürlich auch zu gelten hatten. Im Grundl 
handelt es sich dabei auch gar nicht um besondere Pfändung! 
beschränkungen ; die Unpfändbarkeit der Gegenstände ergft 
sich vielmehr ganz von selbst. Im erstem Fall (Haushaltungs 
mobiliar; können die Gegenstände deshalb nicht gepfändiet wer 
den, weil sie einem Dritten (Ehefrau, Kinder) und nicht da 
Schuldner gehören. Im zweiten Fall deshalb, weil die Gega 
stände kraft Gesetzes als Pertinenz des Grundstücks gelten uB 
also schon verpfändet sind (dem Hypothekargläubiger des Grum 

Stücks). 

9. Fveil)iir^\ .- 

Gesetz über die gerichtlichen Schuldbetreibungen d. 
24. Oktober 1849 aVeber p. 176). 

Folgende Gegenstände können nicht zum Pfände genommen werdfl 

a) Waifen und Ausrüstungsgegenstäude eines militärpflichtigren Bi 

gers, sowie das Pferd eines Kavalleristen. 
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h) Kleidung^sstUcke, welche der Schuldner auf dem Leibe trä^t, sein 
Bett .und diejenigen seiner Frau und Kinder; 

cj der Sold de» Militärs und die militärischen Unterstützungen; 

dj die den PfrUndern bewilligten Unterstützungen; 

e) die lebenslänglichen Renten, welche geschenkt und als nicht pfänd- 
bar stipuliert worden, bis auf den Betrag, welcher für den Schuld- 
ner notwendig ist; 

fj die geschenkten oder infolge letztwilliger Verordnung zum Unter- 
halte vermachten oder gerichtlich zuerkannten Pensionen; 

gj eine Gemeinderechtsnutzung; 

hj Besoldungen der Zivil- und Militärbeamten, Löhnungen der Ge- 
sellen oder Arbeitsleute, insofern sie im Augenblicke der Pfand- 
nahme nicht verfallen sind ; 

i) das den Professionisten zur Betreibung ihres Gewerbes nötige 
Werkzeug bis auf den Belauf von 100 Franken Wert nach ihrer 
Auswahl. 

Sodann sind eine Reihe von Gegenständen (iandwirtschaft- 
iche Gerätschaften, Saatkorn etc.) nur dann pfändbai% wenn 
:ein anderes Vermögen vorhanden ist. 

10. Solotliurii. 

Die Normen der Schuldbetreibung sind im Zivilgesetzbuch 
^on 1855 enthalten (Weber p. 192). 

Folgende Gegenstände sollen zwar verzeichnet, aber dem Geldstager 
überlassen werden: 

1. die Eriegsrüstung des Geldstagers, soweit er pflichtig ist, die- 
selbe -zu halten; 

2. von den bei der Steigerung vorfindlichen Lebensmitteln ein Vor- 
rat auf 14 Tage für den Geldstager und seine Haushaltung; 

3. das nötige Koch- und Tischgeschirr; 

4. das nötige Werkgeschirr, um nach Handwerksgebrauch als Knecht 
oder Geselle arbeiten zu können; • 

5. dem Geldstager zwei Hemden und ein Werktags- und Sonntags- 
kleid von mittlerer Beschaffenheit; der Frau aUe ihre Kleider, 
jedoch ohne Ringe und Kleinodien; 

6. dem Geldstager ein Bett mit einfachem Anzug und zwei Lein- 
tüchern ; 

7. die Kleider und Betten der Kinder. 

11. Basel Stadt. 

Betreibungs- und Konkursverfahren vom 17. Oktober 1848 
ind Ergänzungsgesetz vom 2. November 1863 (Weber p. 75 u. "iQ). 

Ordentliches Verfahren ist die Betreibung auf Konkuis, 
lusnahm« weise wird für kleine Forderungen gepfändet. Für Pfän- 
lung und Konkurs sind die Ausnahmen nicht absolut aufgestellt. 
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A. Pfändungsverfahren. 

§ 221 : Für kleinere Forderungen können nach Ermesgen des Präsi- 
denten auch gegen den Willen des Schuldners und selbst in dessen Ab- 
wesenheit Pfänder genommen werden, wenn solche vorhanden sind, und 
sich mehr böser WJjle als Zahlungsunvermögen beim Schuldner kundgibt. 
Jedoch soll womö^:lich das nötigste an Werkzeug und an Kleiduusr 
dem Schuldner nicht als Pfand weggenommen werden. 

B. Konkursvaffaliren. 

§ 225: Der F«-llit und seine Familie können vorderhand im Genuss 
der Wohnung und des nötigen >Iobiliars belassen werden, falls es die 
Massaliquidatoren nötig erachten, unter Sicherstellung des Aktivvermögens. 
Auch sind die Qorjchtsämter ausnahmsweise befugt, dem Falliten bei 
gänzlichem Mangel anderer Htilfsquellen, insofern er sich nicht durch un- 
redliche Handlungsweise jeder Schonung unwtirdig gezeigt hat, in den 
ersten Wochen nach der Beschliessung eine Unterstützung aus der Massa 
KU seinem und seiner Familie notdürftigem Unterhalt zukommen zu lassen, 
und ihm auch später noch das Notwendigste an Lager und Kleidüng zu 
belassen. 

lL>. Basol Liuul, 

Vom Scliuldrechtstrieb v. J. 1867 (Weber p. 95). 

§ 2^9. Es dürfen nicht gepfändet werden: 

1. Werkzeuge, die dem Schuldner zur Ausübung seines Berufes un- 
erlässlich; 

2. Betten und Gegenstände, welche Wöchnerinnen, Kranke und Kinder 
notwendig bedürfen; 

3. die nötigsten Kleidungsstücke des Schuldners und seiner Familie: 

4. die für eine Zeit von 14 Tagen notwendigen Lebensmittel; 

5. die militärische Ausrüstung. 

i:>. Sc'luiftMiaas(vii. 

A. Scliuldbetreibunö'soesetz (in Kraft getreten 1. Juli 185<J 
Weber p. 255). 

§ 26. Von der Pfändung sind befreit: 

1. Des Schuldners Pflichtige Militärausrüstung. 

2. Die notwendigsten Betten des Schuldners und seiner Familien- 
glieder. 

3. Die unentbehrlichsten Lebensmittel auf 8 Tage. 

4. Das unentbehrlichste Kochgeschirr. 

B. Konkursgesetz des Kantons Schaffhausen (in Kraft ge- 
treten den 1. Juli 1850, Weber p. 265). 

§ 16 D. Ausgenommen hievon sind: 
aj des Schuldnöi-s Pflichtige Militärausrüstung, und 
b) die unentbehrlichsten Lebensmittel, welche nicht aufgenommen 
werden müssen. 
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14. Appenzell A. Rli. 
Konkursverfahren des Kt. Appenzell A. Kh. v. 29. April 1860 
Weber p. 62). 

§ 10. Folgende Gegenstände sollen zwar verzeichnet aber nicht zur 
Masse gezogen werden: 

a) Das Notwendigste der Sonntags- und Werktagskleider, des Bett- 
zeuges, des Kochgeschirrs und der Arbeitsgerätschaften des Fal- 
liten und seiner Familie; 
h) die zur militärischen Bewaffnung, Ausrüstung und Bekleidung 

gehörenden Gegenstände ; 
c) die Spargelder der Kinder, sei es, dass sie in Bar oder in Wert- 
schriften vorliegen. 

Ziff. d, e, und f dieses Paragraphen erwähnen sodann das 
right of stoppage in transitu und Dritten gehörende Gegenstände. 

Für die Pfändungsbetreibung (Schuldbetreibungsgesetz d. d. 
20. April 1860) sind diese Beschränkungen nicht erwähnt, doch 
ist anzunehmen, dass sie auch hier bei der milderen Exekutions- 
irt galten, da es sich um wirkliche Exemtionen handelt (anders 
bei Uri). 

15. Appenzell I. Rh. 

Gesetz betreffend die Schuldbetreibung vom 29. April 1860 
:Weber p. 67). 

§ 18. Von der Schätzung ausgeschlossen bleiben unter allen Umständen: 
a) die nötigen Kleider für den Schuldner selbst und die Seinigen; 
h) das nötige Bettzeug und Kochgeschirr; 

c) das unentbehrlichste an Werkzeug und Feldgerätschaften; 

d) der nach Art. 7 und 8 (für laufende Zinsen von Güter- und Weide- 
zedeln) verpfändete Nutzen auf Güter und Weiden. 

16. St. Gallen. 
A. Gesetz über den Schuldentrieb vom 10. Juni 1854 
:Weber p. 106). 

§ 47. Von der Schätzung ausgeschlossen sind: 

a) Bewegliche Gegenstände jeder Art, die nachweislich der Ehefrau 

des Schuldners, oder seinen Kindern eigentümlich zugehören; 
h) ein sonntägliches und ein werktägliches Kleid des Schuldners; 

c) das notwendige Stubengeräte, Bettzeug und Kochgeschirr für ihn 
und die Seinigen; 

d) das unentbehrlichste an Arbeitsgeschirr oder Werkzeugen der 
Feldarbeiter, Handwerker und Künstler; 

e) von den vorhandenen Lebensmitteln so viel, als zum notdürftigen 
Unterhalt des Schuldners und seiner Haushaltung für 14 Tage 
erforderlich ist; 

f) die Uniform, samt den zum Militärdienst nötigen Waffen. 
Meier, E.: Beschränkungen der ZwangsvollBtreckung'. 4 
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B. Konkursgesetz vom 22. November 1844 (Weber p. 114). 

§ 12. Der Besiegelung (nicht aber der Aufzeichnung) sind jedoch 
zu entlassen: 

a) Kleidungsstücke, Haus- und Bettgerätschaften, zum täglichen Ge- 
brauch des Schuldners notwendig, Berufswerkzeuge und teilweise 
auch Arbeitsstoffe; 
h) die Uniform samt den zum Militärdienst erforderlichen V^affen; 

c) die von der Frau mit Begründung angesprochenen Gegenstände; 

d) Lebensmittel zum notdürftigen Unterhalt des Schuldners und seiner 
Haushaltung, für die Zeit, während welcher derselbe zur Ver- 
fügung der Massa stehen muss, wenn er sich erstere nicht selbst 
verdienen kann. 

17. Graubünden. 
A. Gesetz über den Schuldentrieb (Gantordnung, Weber p. 200). 

Von der Schätzung sind ausgeschlossen: 

1 . Die zum notdürftigen Unterhalt des Schuldners und seiner eigenen 
Haushaltung während 14 Tagen erforderlichen Lebensmittel; 

2. das unentbehrlichste Kochgeschirr und Bettzeug; 

3. ein vollständiges Kleid für jedes Familienglied; 

4. bei Handwerkern das zur Berufstreibung unumgänglich nötige 
Werkzeug. 

B. Konkursmasse. 

In den Aktivbestand der Masse ist insbesondere nicht aufzunehmen: 
a) was nach der Gantordnung von der Ausschätzung ausgeschlossen ist. 

18. Aargau. 

A. Gesetz über die Schuldbetreibung vom 14. Mai 1853 
(Weber p. 301). 

§ 17. Von der Pfändung sind ausgenommen: 

d) Die notwendigen Lebensmittel für den Bedarf der Familie auf 
4 Wochen; 

h) die notwendigsten Kochgeräte; 

c) die unentbehrlichsten Kleidungs- und Bettstücke; 

ä) die notwendigsten Berufswerkzeuge; 

e) die militärischen Bewaflftiungs-, Bekleidungs und Ausrüstungs- 
gegenstände ; 

f) Sachen, die zum gottesdienstlichen oder Schulgebrauch notwendig 
sind; 

g) Armenunterstützungen, sowie Einkünfte, die einer Person unter 
der Bedingung zufliessen, dass sie unangreifbar seien. 

B. Geldtagsordnung für den Kanton Aargau vom 26. Nov. 

1856 (Weber p. 310). 

§ 35. Von der Aufzeichnung zu Gunsten der Geldstagsmasse sind 
ausgenommen, jedoch auf ein besonderes Verzeichnis zu tragen: (Folgt 
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Aufzählung; die Gegenstände sind die gleichen wie bei der Pfändung, 
jedoch sind die Berufswerkzeuge nicht ausgenommen, dagegen sind die 
Kleider und Zieraten der Ehefrau besonders angeführt.) 

19. TtLurg-au. 

A. Rechtstriebgesetz vom 14. Juni 1850 (Weber p. 148). 

§ 35. Von der Schätzung sind ausgeschlossen; 

a) Die nötigen Schul- und Andachtsbücher; 

b) die unentbehrlichen Kleidungs- und Bettstticke, Kochgeschirre und 
Lebensmittel, letztere wenigstens für den Bedarf von 4 Wochen; 

c) die zum Militärdienst erforderlichen Kleider, Waffen und Effekten ; 

d) die im Felde stehenden Früchte; 

e) das für Handwerker oder Landarbeiter nötige Werkgeschirr. 

B. Konkursgesetz für den Kanton Thurgau d. d. 14. Sep- 
tember 1853 (Weber p. 157). 

§ 25. Von der Besiegelung, nicht aber von der speziellen Aufzeich- 
nung sind auszunehmen: 

a) Die unentbehrlichsten Kleidungsstücke, Haus- und Bettgeräte; 

b) die Berufswerkzeuge und Arbeitsstoffe, jedoch nur so weit als 
vom Gerichtspräsident eine Ausscheidung in diesem Sinne ange- 
ordnet worden ist; 

c) die zum Militärdienst erforderlichen Kleider, Waffen, und Effekten ; 

d) die im Falle des Bestandes eines Weibergutsbriefes von der Frau 
angesprochenen Gegenstände ; 

e) von den allfällig vorhandenen Lebensmitteln so viel, als für den 
Bedarf des Schuldners und seiner Haushaltung während 4 Wochen 
erforderlich ist, vorausgesetzt, dass er sich den Unterhalt nicht 
selbst verdienen könne. 

20. Tessin. 

Legge suir esecuzione per debiti et concorsi (Weber p. 364). 

Art. 382. Non saranno esecutabili: 

a) II letto e le vesti necessarie al uso quotidiano del debitore e della 
sua famiglia, ed i viveri indispensabili al loro mantenimento per 
giomi quindici quando manchino altri mezzi di sussistenza. 

b) Gli stromenti ed i libri necessarii per V arte, mestiere o professione 
di lui, e il rogito notarile. 

c) La carabina e 1' uniforme ed armatura militare. 

Im § 1 des Art. 382 werden Pensionen, Diensteinkommen 
etc. als an letzter Stelle pfändbar erklärt. 

21. Waadt. 

Loi sur les poursuites pour dettes et faillites (Weber p. 320). 
Extrait du code de procedure civile du 1 Janvier 1858. 
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Art. 87. Ne sont pas saisissables : 
a) Les secours accordes aux pauvres et aux malades. 
h) Les objets affectes par l'autorite au service public, tel que pompes 
ä feu, objets du culte et de renseignement, etc. 

c) La solde des uiilices et de la gendarmerie. 

d) Les secours militaires. 

e) Les armes et requipement du citoyen inscrit sur les röles militaires. 

f) Les vetements et le couche necessaire au debiteur et ä sa famille. 

g) Les objets, denree et provisions de menage necessaires ä l'entre- 
tien du debiteur et de sa famille pour un terme de 10 ä 30 jours, 
suivant les circonstances. 

h) Les rentes viag^res constituees k titre gratuit et stipulees in- 
saisissables et les pensions alimentaires donnees, leguees ou ad- 
jugees par justice. 

Art. 88 zählt die Gegenstände auf, die erst an letzter Stelle 
gepfändet werden dürfen (Berufsutensilien). 

22. Wallis. 

Zivilgesetzbuch des Kantons Wallis von 1856 (Weber p. 208). 

A. Pfändungsbetreibung. 
Es können nicht gepfändet werden: 

1. Die Betten, welche dem Schuldner und seinen mit ihm wohnenden 

Kindern notwendig sind; 

2. die angezogenen Kleider, oder jene, die zu ihrem täglichen Ge- 
brauche erforderlich sind, wie auch zwei Stücke Leinwand jeder 
Gattung, welche zu ihrer Kleidung dienen; 

3. die Waffen, die militärische Ausrüstung und Kleider derjenigcD, 
welche auf der Milizliste eingeschriehen sind, wie auch derjenigen, 
welche im wirklichen Dienste stehen; 

4. die Werkzeuge der Handwerksleute, welche zu ihrer persönlichen 
Arbeit nötig sind ; diese Werkzeuge können jedoch von dem Ver- 
käufer zurück begehrt werden, wenn sie nicht bezahlt worden sind; 

5. die Summen und andere Gegenstände samt ihrem Ertrage, welche 
dem Schuldner unter der Bedingung geschenkt worden sind, dass 
sie nicht gepfändet werden können. Wenn jedoch die Einkünfte 
dieser Summen und Gegenstände das zum standesgemässen Unter- 
halte des Schuldners und seiner Familie nötige übersteigen, so 
kann der Überschuss gepfändet werden. Die unter dem Beding, 
dass sie der Pfändung nicht unterliegen, geschenkten Gegenstände 
können von dem Gläubiger dennoch gepfändet werden, wenn sie 
ihm von dem Beschenkten zur Hypothek gegeben worden sind; 

6. die geschenkten Gegenstände, selbst wenn sie ihm von dem Be- 
schenkten zur Hypothek gegeben worden sind, in dem Falle, wo 
der Vorbehalt, dass sie nicht gepfändet werden können, auch zn 
Gunsten seiner Familie gemacht worden ist; 
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7. die zum Bedarf des Schuldners und seiner Familie für 3 Monate 
notwendigen Lebensmittel. 

Weitere Gegenstände sind nur in Ermanglung anderen pfänd- 
baren Vermögens pfändbar (namentlich die landwirtschaftlichen 
Gerätschaften). 

B. Konkursverfahren. 

Dem Schuldner müssen im Falle des Konkurses die nötigen Lebens- 
mittel für 6 Monate zu seinem und seiner Familie Auskommen gelassen 
werden (Weber p. 213). 

23. Neuenbiirg". 

A. Pfändungsverfahren. 

Loi sur les poursuites pour dettes du 1er Avril 1862 (Weber 
pag. 236). 

§ 15. Tous les biens des döbiteurs peuvent etre saisis ä. Texception : 

aj Des meubles et ustensiles strictement necessaires pour pourvoir 
aux Premiers besognes du meuage. 

bj Des biens qu'ils auraient re^us k titre d'aumdnes au d'assistance. 

c) Des objets d'armement d'equipement et d'habillement militaires 
dont la saisie est interdite par la loi. 

§ 16. Les outils des ouvriers ne peuvent etre saisis qu*ä, defaut 
d'autres biens. 

§ 17. Les rentes et pensions saisissables nonobstant toute disposition 
contraire, contenue dans les actes qui les ont constituees, k l'exception 
des rentes viag6res constitnees k titre gratuit et stipulees insaisissables 
k teneur de Tarticle 1603 du code civile. 

B. Konkursverfahren. 

Loi sur les Faillites du 24 Novembre 1859 (Weber p. 246). 

En procedant ä l'inventaire le juge determine et evalue les objets 
qui doivent etre laisses au failli et k sa famille comme objets de stricte 
nöcessite. 

24. Genf. 

A. Pfändungsverfahren. 

Loi sur la poursuite juridique pour dettes (Weber p. 282). 
Le legislateur determine quels sont les objets insaisissables; les uns 
sont insaisissables d*une maniöre absolue (lit, vetement, armement), d'autres 
ne peuvent etre saisis qu'en partie, d'autres que pour certaines cr^ances 
privilegiees (aliments, loyef), d'autres ne peuvent etre saisis que jusqu'ä 
une quotit^ laiss^e k l'appreciation du juge (appointements, traitements). 

B. Konkursverfahren. 

Für das Konkursverfahren bestehen diese Ausnahmen nicht ; 
Art. 499 der „loi sur les faillites et banqueroutes du canton 
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de Genöve du 21 Octobre 1861" bestimmt nur, dass diese unent- 
behrlichen Gegenstände, sowie die der raschen Verderbnis aus- 
gesetzten und die Kaufmannsgüter nicht gesiegelt zu werden 
brauchen (Weber p. 286). 

III. Die Entwürfe zum Bundesgesetz. 

Dies ist das überaus reiche Material, das dem Bundesgesetz- 
geber vorgelegen hat. Aus diesem Stoff musste er den ent- 
sprechenden Artikel des neuen Gesetzes bilden und zwar musste 
er dabei, wenn er den Beifall der Kantone finden wollte, das 
wichtigste von jedem Recht hinübernehmen, durfte jedoch auch 
nicht allzuweit gehen, da, wie die obige Aufzählung gezeigt hat, 
einige Kantone nur die primitivsten Anfänge von Pfändungs- 
beschränkungen kannten, und die plötzliche Änderung nicht zu 
gross sein durfte. Ich werde die sehr umfangreiche Gesetz- 
gebungsarbeit, die mehr als 15 Jahre gedauert hat, nicht in alle 
Einzelheiten verfolgen, sondern mich begnügen, zwei Entwürfe 
hervorzuheben, welche die beiden widerstreitenden Auffassungen 
erkennen lassen, welche bei der Gesetzgebung in dieser Bezie- 
hung zur Geltung kamen. 

Der erste Entwurf von Heusler *, der die Pfändung gar 
nicht kennt, sondern den Konkurs als alleinige Form der Schuld- 
exekution regelt, hat nur ein Minimum von Ausnahmen aufgestellt. 
So bestimmt § 103 dieses Entwurfes: „Das für den Gemein- 
schuldner und seine Hausangehörigen unumgänglich Notwendige 
an Fahrhabe ist ihm zu freier Benutzung zu lassen und nicht 
zur Masse zu ziehen, immerhin aber im Inventar als solches 
vorzumerken." Wie enge der Ausdruck „das unumgänglich Not- 
wendige an Fahrhabe" im Sinne des Entwurfes aufzufassen ist, 
zeigt § 108: „Dem Gemeinschuldner kann, nötigenfalls unter 
sichernden Bedingungen, die Fortsetzung seines Berufes mit den 
vorhandenen Werkzeugen und Waren bis zur Versteigerung nach 
Ermessen der Konkursbehörde gestattet werden. Ebenso be- 
stimmt die letztere darüber, ob und wie lange er und seine 
Familie im Genuss der Wohnung und des nötigen Mobiliars 
können gelassen werden." Wenn also Berufsutensilien und das 



' Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs. Erster Entwurf 
mit Motiven. Bern Juli 1874. 
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nötige Mobiliar in diesem Paragraphen, der von der Benützung 
der Massagegenstände durch den Kridar handelt, genannt sind, 
so sind sie selbstverständlich nicht im § 102 inbegriffen, welcher 
die Gegenstände nennt, die nicht zur Massa gezogen werden 
dürfen. In den Motiven sind diese beiden Paragraphen nicht 
erwähnt, dagegen zeigt sich die Stellung, die der Verfasser zu 
der Frage der Behandlung des Schuldners einnimmt aus den 
Motiven zu § 107, der von der Unterstützung des Schuldners 
aus der Massa handelt; er sagt darüber: „Wo die Menschlich- 
keit es erfordert, und der Stand der Massa es zulässt, dass eine 
Unterstützung verabreicht werde, kann das auch bei der jetzigen 
Fassung dieses Paragraphen geschehen, nur soll der Gemein- 
schuldner wissen, dass er keinen Anspruch darauf hat, und dass 
es aus blosser Menschlichkeit geschieht, und dass er im Grunde 
zunächst an einen Armenunterstützungsfonds gewiesen sein 
sollte. Er soll vom ersten Tage an darauf bedacht sein, sich 
statt seiner in Trümmer gegangenen bisherigen Existenz eine 
neue zu gründen, und nicht dem Gedanken Eaum geben, dass 
die Konkursbehörde verpflichtet sei, für ihn zu sorgen. Mit 
Nachgeben und Eücksichtnehmen in dieser Hinsicht bewirkt die 
Gesetzgebung nichts gutes, sie muss das Prinzip in seiner 
Strenge festhalten, damit der Gemeinschuldner nicht zu lax wird. 
Strenge des Rechts in dieser Richtung ist moralische Wohltat.'* 
Diesem Geist entspricht es auch, dass möglichst wenig Exekutions- 
beschränkungen geschaffen werden. 

Der Heuslersche Entwurf wurde durch die Mehrheit der 
vom Bundesrat zu seiner Prüfung ernannten Kommission ange- 
nommen. Eine Kommissionsminderheit, bestehend hauptsächlich 
aus Vertretern der französischen Schweiz arbeitete jedoch einen 
Entwurf aus, der die Pfändung als ordentliche Schuldvoll- 
streckung einführen wollte, und, was unsere Frage betrifft, die 
Pfändungsbeschränkungen, in Anlehnung an das französische 
Recht, in sehr ausgedehntem Masse zuliess. Der Art. 39 dieses 
Entwurfes lautet*: 

„Jedoch dürfen nicht gepfändet werden: 
a) die unbeweglichen Sachen, welche zum Staatseigen- 
tum gehören, und die beweglichen Sachen, die von selten der 



» Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs. Vorentwurf der 
Kommissionsminderheit mit Motiven. Lausanne, September 1875. 
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Behörde zum öffentlichen Gebrauche bestimmt sind, z. B. die 
Feuerspritzen, die für kirchliche und Schulzwecke bestimmten 
Fahmisgegenstände. 

b) Der Sold der Milizen und Landjäger. 

c) Die Waffen und die Ausrüstung des in die Militär- 
listen eingetragenen Bürgers und das Pferd des Berittenen. 

d) Die den Armen und Kranken gespendeten Unter- 
stützungen, die Ruhegehalte und Militärpensionen, welche vom 
Staate oder von den Gemeinden unter Vorbehalt der Aus- 
nahme von der Pfändung bewilligt werden. 

e) Die Kleider und die zur Person gehörenden Gegen- 
stände, sowie die Betten, welche zum gewöhnlichen Gebrauche 
des Schuldners und seiner Familie dienen. 

f) Die Familienpapiere. 

g) Die zum Unterhalte des Schuldners und seiner Familie, 
sowie die zum Unterhalte der seinem Gewerbe oder seinem 
Landbau dienenden Tiere für eine Frist von 30 Tagen not- 
wendigen Fahmisgegenstände, Lebensmittel und Wirtschafts- 
vorräte. 

h) Die zum persönlichen Gewerbe des Schuldners und 
der Seinigen notwendigen Instrumente, Werkzeuge und Bücher. 

i) Zwei Ziegen, oder, wenn der Schuldner keine Ziegen 
besitzt, aber eine oder mehrere Kühe, die verteigert werden, 
eine aus dem Erlöse zu erhebende Summe von Fr. 60. — . 

k) Die geschenkten, durch letztwillige Verfügung ver- 
machten, oder gerichtlich zugesprochenen Alimentationsgelder." 

Die Verfasser dieses Entwurfes sagen in den Motiven von 
ihm, dass er gegenüber dem Schuldner sehr milde sei. Er ist 
es im Vergleich zum Heuslerschen auch wirklich. Diese Milde 
wird durch folgenden Satz gerechtfertigt: „Das allgemeine 
Interesse soll verhindern, den Schuldner zur Verzweiflung zu 
treiben, und es liegt im Interesse der Gläubiger selbst, dass 
man ihm Werkzeuge lasse, mit denen er nicht allein für sich 
und die Seinigen arbeitet, sondern auch um seine Schulden zu 
bezahlen." Von den zahlreichen weiteren Entwüfen, die noch 
folgten *, ging in dieser Beziehung keiner wesentlich hinter den' 



» 1880, Entwurf von Bärlocher. — 1881, Entwurf von Oberer. — 1882 
Entwurf zu einem Bundesgesetz über die Schuldbetreibung (nach den Be- 
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Entwurf der Kommissionsminderheit zurück, im Gegenteil machte 
sich ein stetiger, wenn auch jeweilen geringer Fortschritt be- 
merkbar, und das Bundesgesetz, das am 11. April 1889 von der 
Bundesversammlung, am 17. November 1889 von Volk und Ständen 
angenommen wurde^ bringt in verschiedenen Richtungen noch 
eine bedeutende Ausdehnung der Pfändungsbeschränkungen ver- 
glichen mit dem Minderheitsentwurf. 



Schlüssen der Expertenkommission vom 28. September bis 7. Oktober 1882). 
— 1885, Entwurf des Eidg. Justizdepartements (Rucbonnet). — 1886, Ent- 
wurf nach den Beschlüssen der ständerätlichen Kommission. — - 1888 (29. Juni), 
Entwurf der Bundesversammlung. -- 1888 (7. Dezember), definitiver Entwurf 
des Bundesrates. 
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IL Teil. 



Art. 92 des Schuldbetreibungs- und Konkurs- 
gesetzes. 



Erstes Kapitel. 

Das Recht der Unpfändbarkeit. 

§5. 

Der Begriff der Unpfändbarkeit, ihre Geltendmachung 
und Bestreitung. 

I. Der Begriff der Unpfändbarkeit nach schweizerischem 

Recht. 

Das Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs vom 

I I , April 1889 regelt das Recht der Unpfändbarkeit in Art. 92. 

„Unpfändbar sind: 

1. die dem Schuldner und seiner Familie zum notwendigen 
persönlichen Gebrauche dienenden Kleider, Effekten und Betten, 
sowie die religiösen Erbauungsbücher und Kultusgegenstände; 

2. das unentbehrliche Kochgeschirr und die notwendigsten 
Hausgeräte ; 

3. die dem Schuldner und seiner Familie zur Ausübung 
ihres Berufes notwendigen Werkzeuge, Instrumente und Bücher; 

4. nach der Wahl des Schuldners eine Milchkuh, drei 
Ziegen oder drei Schafe, nebst dem zum Unterhalte und zur 
Streu auf einen Monat erforderlichen Futter und Stroh, sofern 
die Tiere für die Ernährung des Schuldners und seiner Fa- 
milie unentbehrlich sind; 

5. die dem Schuldner und seiner Familie für zwei Monate 
notwendigen Nahrungs- und Feuerungsmittel; 

6. die Bekleidungs-, Ausrüstungs- und Bewaffnungsgegen- 
stände, das Dienstpferd und der Sold eines Wehrmannes; 
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7. die gemäss Art. 521 des Obligationenrechts als un- 
pfändbar bestellten Leibrenten; 

8. Die Pension eines Bürgers oder seiner Hinterlassenen, 
wenn derselbe im eidgen. oder kantonalen Militär- oder Polizei- 
dienst verunglückt ist; 

9. die Unterstützungen von selten der Hülfs-, Kranken- 
und Armenkassen, Sterbefallvereine und ähnlicher Anstalten; 

10. die Pensionen und Kapitalbeträge, welche als Ent- 
schädigungen für Körperverletzung oder Gesundheitsstörung 
dem Betroffenen oder, im Falle seines Todes, seiner Familie 
geschuldet werden oder ausbezahlt worden sind.'' — 

Die Einleitungsworte „unpfändbar sind" entsprechen nicht 
genau dem Sinne, den der Gesetzgeber denselben geben wollte 
und der bis heute konstanten Praxis der Aufsichtsbehörden. Es 
handelt sich dabei nicht um eine absolute Unpfändbarkeit im 
Sinne des zürcherischen Gesetzes von 1851, das die Pfändung 
auch bei Einwilligung des Schuldners verbot, oder des römischen 
Rechts, das den Beamten, der unpfändbare Gegenstände pfändete, 
mit schwerer Strafe bedrohte, sondern nur um den Ausschluss 
der Pfändung gegen der Willen des Schuldners. Auf dieses 
Recht der Geltendmachung kann der Schuldner freiwillig ver- 
zichten (unten § 7), und eine Pfändung, die der Betreibungs- 
beamte unter Verletzung des Art. 92 vornimmt, macht weder 
den ganzen Pfändungsakt als solchen ungültig (Arch. IV Nr. HO), 
noch ist auch nur die Pfändung dieser Gegenstände nichtig. Die 
Pfändung dieser Gegenstände ist vielmehr gültig, namentlich 
auch in strafrechtlicher Hinsicht (unten § 11) und die einzige 
Folge einer Nichtbeachtung des Art. 92 durch den Betreibungs- 
beamten ist die Anfechtbarkeit der Pfändung, soweit sie Kom- 
petenzstücke betrifft (z. 0. G. R. B. 1900 Nr. 289). 

Dagegen handelt es sich um wirkliche Pfändungsbeschrän- 
kungen in dem Sinne, dass die genannten Vermögensstücke der 
Exekution ganz entzogen sind, auch dann, wenn das übrige 
Vermögen zur Befriedigung nicht ausreicht und der Gläubiger 
durch diese Annahme also zu Verlust kommt (Arch. I Nr. 10). 
Sodann gelten diese Beschränkungen gegenüber allen Arten von 
Geldforderungen (Bl. XV p. 272), d. h. das schweizerische Recht 
kennt keine bevorzugten Forderungem wie das französische 
(code de proc6dure civile art. 593) und teilweise das deutsche 
(Gaupp-Stein § 811 Anm. 11), gegenüber denen die Pfändungs- 
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beschränkungen zessieren. Ferner hat auch der Leumund des 
Hchuldners keinen Einfluss auf seine Berechtigung, Kompetenz- 
stücke zu beanspruchen (Jäger Art. 92 Nr. 1). Aus dem Zweck 
lies Instituts ergibt sich, dass dasselbe nur physischen, nicht auch 
juristischen Personen zugute kommen soll ; im übrigen kann sich 
jeder Schuldner, der in der Schweiz betrieben wird, darauf berufen 
[vorbehaltlich § 9, IV). Doch hat die Praxis den Satz aufgestellt, 
(lass Art. 92 die Einrede der Arglist nicht ausschliesse, und dass 
dieser Artikel dann keine Anwendung finden dürfe, wenn er an- 
gerufen werde zur Sicherung des Erfolges aus einer 
dolosen Handlung. So wurde einem Dieb, der sich aus gestoh- 
lenem Gelde Kompetenzstücke angeschafft hatte und nun von dem 
Damnifikaten für das gestohlene Geld betrieben wurde, die Fakul- 
tät aberkannt, sich auf Art. 92 zu berufen (Bl XIV p. 97). Ebenso 
wurde die Anwendbarkeit unseres Artikels in dem Fall verneint, 
fla jemand sich im Zustand gänzlicher Zahlungsunfähigkeit Kom- 
lietenzstücke auf Kredit gekauft hatte und nun vom Lieferanten 
derselben für den Kaufpreis betrieben wurde; das Kaufen der 
Gegenstände trotz Kenntnis der Unfähigkeit, sie bezahlen zu 
können, wurde als Arglist bezeichnet (Bl. n. F. III Nr. 182). 

Die Beschränkungen des Art. 92, obschon im Titel „Betrei- 
bung auf Pfändung" stehend, beziehen sich nicht allein auf die 
Pfändung, sondern auf alle Arten der Exekution von Geld- 
forderungen und der vorsorglichen Massnahmen zum Schutze 
des Gläubigers. So hat das Betreibungsamt bezw. Konkursamt 
die Vorschriften des Art. 92 zu beachten bei Aufnahme des 
Güterverzeichnisses gem. Art. 163, des Konkursinventars gem. 
Alt. 224, dem Vollzug des Arrests gem. Art. 275 und der Eeten- 
tion gem. Art. 283 und 0. E. Art. 293 Abs. 2. — Der Kreis der 
ausgenommenen Gegenstände ist für alle Exekutionsarten der 
g:leiche, während z. B. das deutsche Recht im Konkursverfahren 
den Kreis enger zieht als im Pfändungsverfahren (deutsche 
K, 0. § 1 Abs. 2). Mit Bezug auf den Arrest ist im speziellen 
zu sagen, dass Art. 279 Abs. 1 (Gegen den Arrest findet weder 
Berufung noch Beschwerde statt) die Beschwerde wegen Ver- 
letzung des Art. 92 nicht ausschliesst. Die Beschwerde ist nicht 
zulässig gegen den Arrestbefehl, wohl aber gegen den Vollzug, 
namentlich die Art des Vollzuges des Arrestes (B. Ger. XXII 
Nr. 60, XXin Nr. 128). Wollte man das nicht annehmen, so 
gäbe es keine Korrektur gegen eine Verletzung des Art. 92 
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durch den Betreibungsbeamten im Arrestverfahren, und der 
Art. 275 würde zu einer blossen Ordnungsvorschrift gegenüber 
dem Betreibungsbeamten abgeschwächt, die dieser nach seinem 
Belieben und ungestraft übertreten könnte. Gegenüber dem Reten- 
tionsrecht des Vermieters ist der Beschwerdeweg nur zu betreten, 
insofern es sich um die Anwendung des Art. 92 handelt; dagegen 
unterliegt die Frage, ob ein Gegenstand mit Rücksicht auf 0. E. 
Art. 294 Abs. 1 durch das Retentionsrecht ergriffen werden könne, 
ob er zur Einrichtung und Benutzung des gemieteten Raumes 
gehöre, der Kognition der Gerichte (Jäger Art. 283 Nr. 6 p. 504/5). 

Ein Gegenstand ist unpfändbar (Kompetenzstück) heisst 
also im Sinne des Bundesgesetzes : Der betreffende Gegen- 
stand darf einem Individuum gegen seinen Willen 
im Schuldvollstreckungsverfahren durch den die 
Schuld exequierenden Beamten nicht entzogen 
werden. Sind jeweils die, später zu präzisierenden Voraus- 
setzungen der Unpfändbarkeit gegeben, so steht dieses Recht 
jedem Schuldner gegenüber jedem Gläubiger und gegenüber 
jeder Art von Geldforderung zu, mit Vorbehalt der exceptio doli. 

Ich werde im Folgenden der Kürze halber und wegen der 
allgemeinen Übereinstimmung der verschiedenen Betreibungs- 
arten in dieser Materie nur von der Pfändung sprechen und eine 
gesonderte Darstellung nur da Platz greifen lassen, wo dies die 
Besonderheit des einen oder andern Verfahrens verlangt. 

II. Die Geltendmachung und Bestreitung der Unpfänd- 
barkeit. 

1. Der pfändende Beamte hat die Vorschriften des Art. 92 
ex officio zu berücksichtigen, d. h., er soll die genannten Ver- 
mögensstücke nicht pfänden * ; doch zieht eine Ausserachtlassung 
dieser Vorschrift weder die Nichtigkeit der Pfändung, noch 
irgend welche Strafe für den Beamten nach sich. 

2. Die Geltendmachung der Unpfändbarkeit durch den 
Schuldner geschieht: 

aj Bei der Pfändung gegenüber dem Betreibungsbeamten 
(B. Ger. XXVI, 1 Nr. 97). Unser Gesetz statuiert zwar die 
Erinnerung des Schuldners nicht ausdrücklich, wie die d. Z. P. 0. 



* Vgl. Jäger Art. 92 Nr. 1 und Anweisung des Obergerichts des Kan- 
tons Zürich zum eidg. Betreibungs- und Konkursgesetz v. 16. Jan. 1894, § 76. 
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§ 766, doch ist sie nach der Natur der Sache ohne weiteres an- 
zunehmen. Immerhin steht es ganz im Ermessen des Betreibungs- 
beamten, die Ansprüche des Schuldners zu berücksichtigen oder 
nicht, und da die nachherige Erhebung der Beschwerde nicht 
an die Bedingung geknüpft ist, dass die Freilassung der 
Gegenstände schon bei der Pfändung dem Beamten gegenüber 
verlangt wurde (unten § 6), so kann es der Schuldner gegen- 
über dem Betreibungsbeamten auch unterlassen, ohne dass 
ihm daraus Schaden entsteht, und direkt den Beschwerde- 
weg betreten. Eine Geltendmachung der Kompetenzqualität 
gepfändeter Gegenstände nach der Pfändung gegenüber dem 
Betreibungsbeamten kann dagegen von diesem nicht mehr 
berücksichtigt werden, da er nicht berechtigt ist, einmal 
gepfändete Kompetenzstücke von sich aus freizugeben (B. Ger. 
XXIX, 1 Nr. 24) ^ 

b) Nach der Pfändung durch Beschwerde an die Auf- 
sichtsbehörde gemäss Art. 17/19 (vgl. unten § 6). 
3. Die Bestreitung der Kompetenzqualität gewisser Gegen- 
stände durch den Gläubiger und das Verlangen um Einbezie- 
hung derselben in die Pfändung kann gleichfalls während der 
Pfändung gegenüber dem Betreibungsbeamten geschehen, oder 
nach derselben durch Beschwerde an die Aufsichtsbehörde. Der 
Gläubiger hat, wenn auch im Gesetz dies nicht ausdrücklich 
gesagt ist, die Möglichkeit, der Pfändung beizuwohnen (W. u. B. 
Art. 91 Nr. 3) und hat dabei Gelegenheit, sein Verlangen gegen- 
über dem Betreibungsbeamten anzubringen. In den wenigsten 
Fällen wird aber der Gläubiger bei der Pfändung zugegen sein, 
so dass hier das direkte Betreten des Beschwerdeweges fast 
ausnahmslos die Regel ist. 

§6. 

Die Beschwerde. 

I. Im allgemeinen. 

Art. 17 des B. Ges. über Seh. u. K. bestimmt, dass gegen 
jede Verfügung eines Betreibungsamtes oder Konkursamtes bei 



• Das B. Ger., das in diesem Entscheid diesen Satz aufsteUt, weist die 
Beschwerde des Gläuhigers üher nachträgliche Freigabe durch den Betrei- 
bungsbeamten nur wegen Verspätung ab. 
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der Aufsichtsbehörde Beschwerde geführt werden kann, sofern 
das Gesetz nicht ausdrücklich den Weg der gerichtlichen Klage 
vorschreibt. In Art. 92 ist der Klageweg nicht vorgeschrieben ; 
verlangt also der Schuldner, dass ihm ein Gegenstand als Kom- 
petenzstück gelassen werde, der vom Betreibungsbeamten in die 
Pfändung genommen wurde, oder der Gläubiger, dass etwas, 
das beim Schuldner als Kompetenzstück nicht gepfändet wurde, 
in die Pfändung aufgenommen werde, so haben sie ihr Begehren 
auf dem Beschwerdewege bei der Aufsichtsbehörde anzubringen 
(vgl. die zit. Entscheide bei Jäger Art. 92 Nr. 1 p. 145 unter 
„Beschwerde"). Betreten die Parteien fälschlicherweise den 
Klageweg, so hat dies auf den Gang des Verfahrens gar keinen 
Einfluss, die Reklamation ist einfach als nicht geschehen zu 
betrachten (Bl. XIV p. 106 und Arch. III N. 59). Die Aufsichts- 
behörden ihrerseits müssen eine Beschwerde, die sich auf Art. 92 
stützt, an Hand nehmen und materiell entscheiden und dürfen 
sie nicht an die Gerichte weisen (B. Ger. XXIII, N. 254), jedoch 
nur insofern, als es sich wirklich um die Frage der Unpfänd- 
barkeit handelt. Dagegen sind für Begehren, für die gericht- 
liche Klage vorgeschrieben ist, z. B. die Eigentumsansprache 
des Dritteigentümers gemäss Art. 107, die Gerichte auch dann 
kompetent, wenn sie Gegenstände betreffen, die an und für sich 
in eine der Kategorien des Art. 92 fallen. 

Den Entscheid einer unteren Aufsichtsbehörde können die 
Parteien in Kantonen, wo nach Art. 13 zwei kantonale Instanzen 
bestehen, gemäss Art. 18 an die obere kantonale Aufsichtsbe- 
hörde weiter ziehen. Ist zu dieser Weiterziehung auch das Be- 
treibungsamt legitimiert, dessen Pfändung durch den Entscheid 
der Aufsichtsbehörde abgeändert wurde ? Die Frage ist zu ver- 
neinen, denn Bundesrat und Bundesgericht haben den Satz auf- 
gestellt, dass die Beamten und Behörden nur dann zur Be- 
schwerdeführung legitimiert sind, wenn es sich um ihre persön- 
liche Verantwortlichkeit handle, was hier nicht der Fall ist 
(Jäger Art. 17, Nr. 2). 

Der Entscheid der kantonalen Aufsichtsbehörde kann sodann 
an das Bundesgericht' weiter gezogen werden, jedoch nur, 

» Seit Erlass des B. Ges. betreffend die Übertragung der Oberaufsicht 
über das Schuldbetreibungs- und Konkurswesen an das B. Ger. v. 28. Juni 
1895 (A. S. n. F. XV p. 289 ff.). Vor diesem Gesetz stand dem Bundesrat die 
Oberaufsicht über das Betreibungswesen zu. 
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wenn derselbe gesetzwidrig ist, nicht aber, wenn er bloss den 
Verhältnissen nicht angemessen erscheint (Art. 19). In der Pfän- 
dung eines Gegenstandes, der unter Art. 92 fällt, oder in der 
Freilassung eines Gegenstandes, der sich unter Art. 92 nicht 
subsumieren lässt, kann sowohl eine Verletzung des Gesetzes 
als auch eine blosse unrichtige Würdigung der tatsächlichen 
Verhältnisse liegen, und eine Beschwerde, gestützt auf Art. 92 
kann also im einen Fall vor das Bundesgericht gezogen werden, 
im andern nicht. Das Bundesgericht hat seine Kompetenz ex 
officio zu prüfen und der Beschwerdegegner braucht von sich 
aus die Inkompetenz nicht geltend zu machen (Org. Ges. Art. 79). 

Die Kompetenz des Bundesgerichts ist namentlich dann 
nicht gegeben, wenn es sich bloss um die Feststellung handelt, 
ob im konkreten Fall ein gewisser Gegenstand unentbehrlich 
sei (Ziflf. 1—5) und ob bei der Ausscheidung der Kompetenz- 
stücke den Verhältnissen des Schuldners genügend Rechnung 
getragen worden sei (Arch. IV Nr. 131, R. Freund II p. 154 B. 
Ger. XXXI, 1 Nr. 34). Doch haben Bundesrat und Bundesgericht 
in vielen Fällen, in denen es sich nur um richtige Würdigung 
der Verhältnisse des Schuldners handelte, materiell entschieden 
(Arch. IV Nr. 117, B. Ger. XXV, 1 Nr. 119, XXVI, 1 Nr. 103, 
XXVII, 1 Nr. 41, XXX, 1 Nr. 102). Diese, zwar eigenmächtige 
Ausdehnung ihrer Kompetenz durch die oberste Aufsichtsbehörde 
kann vom Standpunkte der Einheitlichkeit der Rechtssprechung 
aus nur begrüsst werden, denn dadurch, dass sich bei den kan- 
tonalen Aufsichtsbehörden über die Frage, was den Verhältnissen 
angemessen sei, eine verschiedene Praxis herausbildet, kann die 
grösste Ungleichheit entstehen, gegen die es keine Remedur 
gibt. So wurde von der waadtländischen Aufsichtsbehörde der 
Schlafwagen eines herumziehenden Artisten als unpfändbar er- 
klärt (Arch. IV Nr. 131), während die bernische Aufsichtsbehörde 
die Pfändung eines solchen Wagens guthiess (Z. d. b.J.-V. XXXVI 
p. 624). Gegen den waadtländischen Entscheid erhob der Gläu- 
biger Beschwerde an den Bundesrat, wurde jedoch abgewiesen, 
da in der Auslegung der kantonalen Aufsichtsbehörde (Schlaf- 
wagen = Bett) keine Rechtsverletzung, sondern höchstens eine un- 
richtige Würdigung der tatsächlichen Verhältnisse liege (Arch. IV 
Nr. 131). 

Dagegen ist die Kompetenz des Bundesgerichts gegeben in 
allen Fragen grundsätzlicher Natur (Beschwerdefrist, Form und 
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Wirkungen des Verzichts etc.). Gesetzwidrigkeit nimmt das 
Bundesgericht auch dann an, wenn den Bedürfnissen des Schuld- 
ners gar keine Rechnung getragen wurde. Bei dieser zweiten 
Art der Gesetzwidrigkeit ist der Unterschied gegenüber der 
Unangemessenheit kein qualitativer, sondern nur ein quantitativer. 
So hat das Bundesgericht seine Kompetenz abgelehnt in dem 
Fall, in dem einem Schuldner eine Kuh belassen wurde, die für 
seine Bedürfnisse zu wenig Milch gab, sprach sich aber zugleich 
dahin aus, dass es seine Kompetenz dann als gegeben annehmen 
würde, wenn das Betreibungsamt dem Schuldner eine, für seine 
und seiner Familie Ernährung ganz ungeeignete Kuh zuteilen 
würde, trotzdem sich eine taugliche vorfände (B. Ger. XXXI, 1 
Nr. 34). Wann gänzliche Untauglichkeit vorliegt, ob schon dann, 
wenn der Milchertrag sehr minim ist, oder erst dann, wenn die 
Kuh gar keine Milch gibt, es sich also überhaupt nicht mehr 
um eine „Milchkuh" handelt, sagt das Bundesgericht nicht. 

Für das Verfahren vor Bundesgericht ist hinzuweisen auf 
Art. 12 des B. Ges. betr. die Übertragung der Oberaufsicht über 
das Schuldbetreibungs- und Konkurswesen an das Bundesgericht 
vom 28. Juni 1895 (A. S. n. F. XV, p. 289) und auf die Art. 183/87 
des B. Ges. betr. die Organisation der Bundesrechtspflege vom 
22. März 1893 (A. S. n. F. XHI p. 455 ff.), ferner auf die Art. 80 
(Unzulässigkeit des Vorbringens neuer Tatsachen) und 81 (Ge- 
bundenheit des Bundesgerichts an den kantonalen Tatbestand) 
dieses Gesetzes. Betreffend die Anhebung der Beschwerde vor 
Bundesgericht ist zu berücksichtigen Art. 3 der bundesrätlichen 
Verordnung vom 24. Dezember 1892. Doch tritt das Bundes- 
gericht auch auf direkt bei ihm eingereichte Beschwerden ein 
(Jäger Art. 19 Nr. 6). 

Dringt eine der beiden Parteien mit ihrer Beschwerde durch, 
so wird dadurch der Pfändungsakt nicht nichtig, sondern es 
sind nur die betreffenden Gegenstände aus der Pfändung ent- 
lassen, event. in die Pfändung einzubeziehen (Arch. IV Nr. 110). 

IL Die Beschwerde von selten des Schuldners. 

Es erhebt sich hier namentlich die Frage, wer auf Schuld- 
nerseite zur Beschwerde legitimiert sei. 

1. Es versteht sich von selbst, dass der Schuldner, sein 
Vertreter oder Bevollmächtigter Beschwerde erheben kann. 

Meier, E.: Beschränkungen der ZwangsvoUstreckung. 5 
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2. Der Art. 92 ist aber nicht nur zum Schutze des Schuld- 
ners selbst, sondern auch seiner Familienangehörigen aufgestellt. 
Können diese Personen, denen die Wohltat dieses Artikels gleich- 
falls zugute kommen soll, und die daher ein grosses Interesse 
au seiner Innehaltung haben, denselban auf dem Beschwerdeweg 
geltend machen? Die Frage muss m. E. bejaht werden. Auf 
diesem Standpunkt steht auch ein Entscheid des B. Ger. aus dem 
Jahr 1900' und die deutsche Wissenschaft und Praxis (GTaupp- 
Stein § 811 Anm. III). Dagegen hat das Bundesgericht in einem 
neuesten Entscheid die Legitimation der Ehefrau verneint (B. 
Ger. XXXI, 1 Nr. 56). Der Entscheid sagt darüber: „Ora nel 
caso attuale, il sequestro 6 diretto contro il marito Edoardo 
Steffanino, e non contro la ricorrente, la quäle non quindi veste 
per invocare l'art. 92". Es ist möglich, dass das Bundesgericht 
in diesem speziellen Fall nur deshalb zu der angeführten Lösung 
kam, weil die Ehefrau von ihrem Manne getrennt lebte. Jeden- 
falls ist es zu wünschen, dass allen Personen, die zur Familie 
gehören (unten § 8) das Beschwerderecht zuerkannt wird. 

3. Die Kompetenzqualität kommt nach der neueren Praxis 
nicht nur denjenigen Gegenständen zu, die im Eigentum des 
Schuldners stehen, sondern auch denen, an welchen er blossen 
Besitz hat (unten § 9 II). In einem Entscheid v. J. 1902 sprach 
sich das Bundesgericht dahin aus, dass auch der Dritteigen- 
tümer zur Geltendmachung des Art. 92 auf dem Beschwerdeweg 
legitimiert sei (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 62). Doch auch in dieser 
Frage hat seine Praxis geändert, und in dem oben zit. Ent- 
selieide (B. Ger. XXXI, 1 Nr. 56) hat das Bundesgericht den 
>Satz ausgesprochen, dass der Dritteigentümer (die von ihrem 
Gatten getrennt lebende Ehefrau war zugleich Eigentümerin der 
in der Betreibung gegen ihren Ehemann gepfändeten Mobilien) 
zur Beschwerde nicht legitimiert sei, und dass ihm nur der Weg 
der gerichtlichen Eigentumsklage offen stehe. 

III. Die Beschwerde von selten des Gläubigers. 

1 . Zur Erhebung der Beschwerde ist legitimiert : Der Gläu- 
biger, sein Vertreter oder .Bevollmächtigter; beteiligen sich 
mehrere Gläubiger an einer Pfändung, so ist jeder einzelne 



* J. d. trib. IL p. 22. Die Ehefrau des Schuldners erhebt in seiner Ab- 
wesenheit Beschwerde gegen die Pfändung eines Bettes, wobei sie sich als 



Digitized by VjOOQIC 



&1 

(jrläubiger legitimiert. Tritt zti einer bestehenden Pfändung ein 
neuer Gläubiger durch Anschlusspfändung hinzu, so dass die 
Pfändung, die bis dahin zur Deckung der Forderung gentigte, 
jetzt nicht mehr ausreicht, so können auch die früheren Gläu- 
biger sich gegen den Nichteinbezug gewisser Gegenstände be- 
schweren. Bei ihrer Pfändung hatten sie kein Interesse zur 
Beschwerde, da ihnen kein Verlust drohte, dagegen ist dieses 
Interesse jetzt gegeben. Im Konkurse steht das Beschwerderecht 
der Gläubigerversammlung zu, sodann auch jedem einzelnen 
Gläubiger und der Konkursverwaltung als Vertretungsorgan der 
Gläubigergemeinschaft (Jäger Art. 240 Nr. 5). 

2. Um sich über die Nichtpfändung eines Gegenstandes be- 
schweren zu können, muss der Gläubiger vor allem wissen, was 
für Gegenstände dem Schuldner, weil unter Art. 92 fallend, ge- 
lassen wurden. Zu diesem Zweck kann der Gläubiger entweder 
der Pfändung beiwohnen (oben § 5 II 3) oder gegen Bezahlung 
der Schreibgebühr vom Betreibungsamt ein Verzeichnis der- 
jenigen Gegenstände verlangen, die als Kompetenzstücke nicht 
gepfändet wurden (Arch. IV Nr. 130). 

3. Nehmen mehrere Gläubiger an einer Pfändung teil, von 
denen einer gegen die Anwendbarkeit des Art. 92 Beschwerde 
erhebt und damit durchdringt, so fällt der daraus resultierende 
Mehrerlös nicht dem Anfechtenden allein, sondern allen Gläu- 
bigern dieser Gruppe gemeinschaftlich zu (XXVIII, 1 Nr. 65). 
Der obsiegende Gläubiger kann sich nicht auf die analoge An- 
wendung des Art. 250 Abs. 4 (Anfechtungsgewinn) berufen, nicht 
einmal mit Bezug auf die Kosten der Beschwerdeführung. 

IV. Die Beschwerdefrist. 

1. Der Fristenlau/, Die Art. 17/19 schreiben vor, dass die 
Beschwerde binnen 10 Tagen erhoben werden müsse, ausser im 
Fall der Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung. Doch hat 
das Bundesgericht zu wiederholten Malen erklärt, dass an sich 
in der unrichtigen Anwendung des Art. 92 keine Rechtsver- 
weigerung liege (B. Ger. XXIX, 1 Nr. 24 und XXXI, 1 Nr. 61), 
auch dann nicht, wenn vom Schuldner oder Gläubiger bei der 
Pfändung auf die Vorschriften des Art. 92 hingewiesen, vom 



BevoUmächtigte ihres Gatten ausgibt. Das Bundesgericht nimmt auch ohne 
weiteres Legitimation an, ohne auf ihre prätendierte Vollmacht abzustellen. 
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Betreibungsbeamten darauf jedoch keine Rücksicht genommen 
wurde. Das Bundesgericht sprach sich dahin aus, dass der Be- 
griff Rechtsverweigerung sich decke mit demjenigen der Ver- 
weigerung der Rechtshülfe, d. h. der ausdrücklichen oder still- 
schweigenden Weigerung der gesetzmässig ersuchten Betrei- 
buugsbehörde, zu einer ihr obliegenden Amtshandlung zu 
schreiten. Vom Schuldner, der die Beschwerde erst nach Ablauf 
der zehntägigen Frist erhob, wurde in mehreren Fällen geltend 
gemacht, dass die Beschränkungen des Art. 92 aus öffentlich 
lechtlichen Gründen aufgestellt seien, also zwingendes Recht 
darstellen und die Geltendmachung an keine Frist gebunden, 
sondern bis zur Verwertung möglich sei (Arch. IV, Nr. 109; 
B, Ger. XXIV, 1 Nr. 98). Auch die bemische Aufsichtsbehörde 
machte im Jahresbericht vom Jahre 1904 die Anregung, das 
Bundesgericht möchte seine Praxis in diesem Sinne ändern 
(Arch. IX, Nr. 100). Doch hat das Bundesgericht diese Auffassung 
immer zurückgewiesen, da es sich nicht allein darum handle, 
die Interessen des Schuldners zu wahren, vielmehr ständen die 
Interessen des Gläubigers den schuldnerischen Interessen gleich- 
berechtigt gegenüber, und der Anspruch des Gläubigers verlange 
eine möglichst rasche Durchführung des Verfahrens. 

Nach Ablauf der zehntägigen Frist wird die Beschwerde 
des Schuldners nur in zwei Fällen noch zugelassen: 

1. Bezüglich derjenigen Gegenstände, die ihrer Natur nach 
unpfändbar sind (Militärische Ausrüstung, Entschädigungen nach 
Fabrikhaftpflichtgesetz). Hier überwiegt das öffentliche Interesse, 
so dass die Unpfändbarkeit bis zur Verwertung geltend gemacht 
werden kann (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 64). 

2. Wenn ein Gegenstand, der zur Zeit der Pfändung keine 
Kompetenzqualität hatte, dieselbe erst nachträglich ohne Ver- 
schulden des Schuldners erlangt hat (B. Ger. XXII Nr. HO). 
Das ist auf zwei Arten möglich; entweder verändert sich der 
Bestand der dem Schuldner überlassenen Kompetenzstücke zu 
.seinen Ungunsten (zufälliger Untergang, Entzug durch Urteil), oder 
es ändern sich beim Schuldner die Faktoren, die den Umfang der 
Kompetenzansprüche bedingen (z. B. Geburt eines Kindes). Die- 
ster Satz ist nur zu gunsten des Schuldners ausgesprochen 
worden, doch ist auch die Umkehrung zu gunsten des Gläubigers 
zuzulassen. Vom Eintritt des verändernden Ereignisses läuft 
dann eine neue zehntägige Frist. 
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Der Fristenlauf wird nicht gehemmt durch Unkenntnis des 
Schuldners über sein Recht, Kompetenzstücke zu beanspruchen 
und seine Pflicht, den Anspruch innerhalb 10 Tagen auf dem 
Beschwerdeweg geltend zu machen. Auf die Unkenntnis der 
Parteien darf man nicht abstellen, sonst würde der Zweck 
dieser kurzen Frist illusorisch (Arch. IV, Nr. 109; B. Ger. XXVIII, 
1 Nr. 6). Ich erachte es deshalb als einen Mangel unseres Ge- 
setzes, dass es nicht die Pflicht des Betreibungsbeamten statuiert, 
den Schuldner auf die ihm in Art. 92 gewährten Rechte und 
die Art ihrer Geltendmachung aufmerksam zu machen. Auch 
durch die Geltendmachung von Dritteigentum an solchen Gegen- 
ständen (Arch. III, Nr. 4 und IV, Nr. 115) und die Anbringung 
des Begehrens um Freilassung bei einer falschen Instanz z. B. 
vor Gericht statt vor der Aufsichtsbehörde oder vor der obem 
statt vor der untern kantonalen Aufsichtsbehörde (Arch. III, 
Nr. 59; Bl. XIV p. 106) wird dig Frist nicht unterbrochen. 

2. Die Folgen der Fristversäumnis, Die Fristversäumnis 
zieht den Verlust des Beschwerderechts und damit des durch 
die Beschwerde geltend zu machenden Rechts nach sich. Für 
den Schuldner ist das unbenutzte Verstreichenlassen der Frist 
ein rechtsgültiger Verzicht. Aber nicht nur der Schuldner, son- 
dern auch der Gläubiger hat zur Beschwerdeerhebung die Inne- 
haltung der zehntägigen Frist zu beobachten, doch hat die 
Fristversäumnis für ihn nicht die schwerden Folgen, wie für 
den Schuldner : Für einen Schuldner, der es versäumt hat, gegen 
die Pfändung eines Gegenstandes rechtzeitig Beschwerde zu er- 
heben, ist das Vermögensstück absolut verloren, dagegen kann 
ein Gläubiger, der die Beschwerdefrist versäumt hat und da- 
durch zu Verlust kam, jederzeit eine neue Betreibung anheben 
(Art. 149 Abs. 2) bezw. innerhalb 6 Monaten die Betreibung 
fortsetzen (Art. 149 Abs. 3) und so die Gegenstände sich nutz- 
bar machen, denn der Umstand, dass etwas in einer früheren 
Pfändung fälschlicherweise als Kompetenzstück dem Schuldner 
belassen wurde, hindert nicht, dass es später gepfändet wird 
(Arch. IV, Nr. 12). Im Konkurse freilich verliert auch der Gläu- 
biger die Mögliclikeit, die Folgen der Fristversäumnis zu heilen, 
denn, um gestützt auf einen Verlustschein aus Konkurs eine 
neue Betreibung anzuheben, müsste er beweisen, dass der Schuld- 
ner zu neuem Vermögen gekommen ist (Art. 265 Abs. 2), und 
in dem Umstand allein, dass vom Konkursamt etwas fälschlich 
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als Kompetenzsttick betrachtet wurde, liegt kein neuer Ver- 

iijögenserwerb. 

V. Terminus a quo der Beschwerdefrist. 

Die Frist zur Erhebung der Beschwerde beginnt zu laufen 
mit dem Moment, da die Parteien von der Einbeziehung bezw. 
Nichteinbeziehung der betreffenden Gegenstände Kenntnis er- 
halten haben oder sich hätten verschaffen können (über die 
Fristberechnung vgl. Art. 31). In der Regel ist das die Zustel- 
lung der schriftlichen Beurkundung des Exekutionsaktes an die 
Parteien. Die Frist zur Weiterziehung der Beschwerde an eine 
obere Aufsichtsbehörde beginnt immer mit der schriftlichen Mit- 
teilung des Entscheides an die Parteien durch die untere Instanz. 
Im einzelnen ist über den terminus a quo der Beschwerdefrist 
zu sagen: 

1. In der Pfändung beginnt der Fristenlauf für beide Par- 
teien mit der Zustellung der Pfändungsurkunde (Arch. IV, Nr. 109). 
Obschon der Schuldner von der Einbeziehung ja schon bei der 
Pfändung Kenntnis erhält, beginnt die Frist auch für ihn erst 
mit der schriftlichen Mitteilung, sofern er auf dieselbe nicht 
ausdrücklich verzichtet hat (Arch. I, Nr. 3; Bl. XII, p. 80). 
Die Zustellung hat innerhalb drei Tagen seit der Pfändung zu 
geschehen (Art. 113), doch macht eine verspätete Zustellung die 
Pfändung nicht nichtig, schiebt jedoch den Beginn der Be- 
schwerdefrist hinaus (J. d. Trib. XLI p. 43). 

2. Art. 163 schreibt zwar vor, dass auch bei Aufnahme des 
Güterverzeichnisses die Vorschriften des Art. 92 zu beobachten 
seien. Eine schriftliche Mitteilung an die Parteien findet jedoch 
nicht statt, es ist also kein Termin für den Beginn der Be- 
scliwerdefrist fixiert (Jäger Art. 163 Nr. 3 p. 284), und es ist 
otfenbar für diesen Fall eine Beschwerde gar nicht vorgesehen. 
Das ist deshalb auch nicht nötig, da es sich bei der Aufnahme 
des Güterverzeichnisses nur um eine vorsorgliche Massnahme 
ganz transitorischer Natur handelt, wobei dem Schuldner trotz 
der Aufnahme in das Güterverzeichnis alle Gegenstände belassen 
werden (Art. 164). 

3. Im Konkurse erhält der Schuldner Kenntnis von der Ein- 
beziehung in die Konkursmasse mit dem Moment der Vorlage 
des Konkursinventars gemäss Art. 228, und mit diesem Moment 
beginnt die Beschwerdefrist für ihn zu laufen (B. Ger. XXIV, 1 
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Nr. 97). Für den Gläubiger beginnt die Beschwerdefrist im 
ordentlichen Verfahren mit der ersten Gläubigerversammlung 
(Art. 237), im summarischen Verfahren mit der Publikation ge- 
mäss Art. 231 Abs. 1 (Bl. n. F. II, Nr. 29). 

4. Beim Arrest ist flir den Gläubiger die Zustellung der Arrest- 
urkunde gemäss Art. 276 massgebend. Nach der früheren Praxis 
des Bundesgerichts war die Zustellung der Arresturkunde auch 
für den Schuldner entscheidend (B. Ger. XXII, Nr. 110; Annales 
Vni, Nr. 488), während ein neuerer Entscheid die Frist nicht 
erst mit der Zustellung der Arresturkunde, sondern schon mit 
dem Vollzug des Arrests beginnen lässt (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 23). 

5. Beim Vollzug des Retentionsrechts des Vermieters oder 
Verpächters beginnt die Frist für beide Parteien mit der Zu- 
stellung der ßetentionsurkunde (Arch. I, Nr. 55 und Nr. 72). 

6. Die Frist, die den Intestaterben läuft, um von einer aus- 
geschlagenen Verlassenschaft Kompetenzstücke zu beanspruchen, 
beginnt „mit der vorbehältlosen Aufnahme der Gegenstände in 
die Masse; spätestens mit dem Moment, da das Begehren der 
Erben auf Herausgabe von der Liquidationsverwaltung abschlägig 
beschieden wird", wobei es gleichgültig ist, aus welchem Rechts- 
grunde die Herausgabe verlangt wurde, ob als Kompetenzstücke 
oder als Eigentum (Bl. XIV p. 106). 

§7. 

Der Verzicht. 

I. Die Zulässigkeit. 

Es ist vor allem darauf hinzuweisen, dass Art. 92 zum 
Schutze des Schuldners aufgestellt ist und ihn keineswegs in 
seiner Verfügungsfreiheit beschränken soll. Der Schuldner kann 
die Gegenstände des Art. 92 veräussern, er kann sie auch rechts- 
gültig verpfänden, sowohl zu Faustpfand als auch durch Hypo- 
thek im Umfange von 0. R. Art. 211, sofern dies nach kantonalem 
Recht möglich ist (Arch. II, Nr. 79). Anerkennt man aber die 
Möglichkeit der Verfügung durch freiwillige Pfandbestellung, 
so muss man auch deren bestimmungsgemässe Folge, die Pfand- 
verwertung, zulassen, denn ein Pfand erfüllt seinen Zweck nur 
dann, wenn es auch realisiert werden kann. So hat die Praxis 
der Aufsichtsbehörden übereinstimmend angenommen, dass Kom- 
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peteiiz>tücke yerpfäDdet werden koDoen, and Art. 92 gegenüber 
der PfandTenrertimg nicht angerufen werden könne (Arch. II, 
Nr. 2i>, Xr. 50, Nr. 79: IV, Nr. '^l : Sem. jad. XVH p. 691 : J. d. 
Trib. XLIY. p. 96; Annales VI Xr. 524 . 

Wie der Schuldner aas.serhalb des VoUstrecbingsTerfahrens 
sich der Gegenstände des Art. 92 rechtsyerbindüch entäassem 
kann, so kann er dies anch im Betreibongsverfahren gegenüber 
dem Betreibongsbeamten. d. h. er kann Gegenstände, die an- 
zweifelhaft anter Art. 92 fallen, in die Pfandnng geben. Eine 
einzige Ansnahme hievon machen die Militäreffekten, Ober die der 
Besitzer kein Terfogangsrecht hat anten § 12 II, 2. a and b) and 
die anter Ziff. 10 fallenden Forderungen Entschädigongsberech- 
tigter gegen den EntschädigangSTerpflichteten, welche kraft 
Fabrikhaftpflichtgesetzes geltend gemacht werden. Art. 7 Abs. 1 
des zit. Gresetzes sagt, dass solche Forderangen nicht veräussert 
and nicht) verpfändet werden können, and das Bandesgericht 
spricht sich dahin aas. dass sich Abs. 1 nicht nnr aaf die ver- 
tragliche Pfandbestellang, sondern anch aof die Pfandnng im 
Exekntionsverfahren beziehe, and dass femer Art. 7 des Fabrik- 
haftpflichtgesetzes, der über Art. 92 hinansgeht, obschon älter, 
dnrch diesen dennoch nicht anfgehoben werde, weil es sich am 
ein Spezialgesetz handle (B. Ger. XXV, 1 Xr. 79). Im Abs. 2 des 
Art. 7 wird sodann statoiert, dass die Entschädigangsforderangen 
and -Gelder der Zwangsvollstrecknng nicht anterliegen. Hier 
wird dann die Unverzichtbarkeit nicht nochmals genannt, und 
der Abs. 1, der vom Verpfandungsverbot handelt, nennt nur die 
Forderangen, nicht auch ausbezahlte Beträge. Auch das Bandes- 
gericht erwähnt in seinem Entscheide nur Entschädigungsfor- 
deningen, nicht aber Entschädigungsgelder. Ich schliesse daraus, 
dass diese gesteigerte (unverzichtbare) Eompetenzqualität nur 
den ersteren nicht auch den letzteren zukomme. Ein Verzicht, 
der entgegen Art. 7 abgegeben wui-de, kann, jedoch nur bis zur 
Verwertung, jederzeit widerrufen werden, was durch Beschwerde- 
erhebung zu geschehen hat. Gibt der Schuldner einen Gegen- 
stand ausdräckUeh in die Pfändung, so muss ihn der Betrei- 
bungsbeamte pfänden und kann ihn nicht ex officio als Kom- 
petenzstück erklären (Arch. IV, Xr. 102), da nach Art. 95 Abs. 1 
zuerst die entbehrlicheren Gegenstände gepfändet werden sollen, 
und dadurch, dass der Schuldner den Gegenstand zur Pfändung 
hingibt, bezeichnet er denselben als für ihn entbehrlich. Die 
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natürliche, voraussehbare Folge der Verpfändung ist die Ver- 
wertung, und daher kann, obschon gegen jede Betreibungshand- 
lung Beschwerde zulässig ist, gegen die Verwertung der einmal 
gültig gepfändeten Gegenstände nicht mehr Art. 92 angerufen 
werden (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 66). Die Gegenstände sind unpfänd- 
bar, sind sie aber rechtsgültig gepfändet, so sind sie auch ver- 
wertbar. — Der Verzicht muss bei der Pfändung ausgesprochen 
werden, und ein vertraglich zum voraus abgegebener Verzicht 
bezw. das Versprechen, Art. 92 nicht anrufen zu wollen, bindet 
nicht (Arch.. II, Nr. 105). Ein Verzicht darf auch nicht daraus 
deduziert werden, dass jemand früher einmal einen Gegenstand 
verpfändete oder sich pfänden liess (B. Ger. XXIII, Nr. 172) oder 
daraus, dass jemand, durch die Umstände gezwungen, im Begriffe 
steht, einen Gegenstand zu veräussern (R. Freund III, p. 46). 

II. Die Arten des Verzichts. 

Der Verzicht kann nur auf folgende zwei Arten geschehen 
(B. Ger. XXX, 1 Nr. 124): 

1. Durch ausdrückliche Erklärung des Schuldners zu Pro- 
tokoll des Betreibungsbeamten (par une declaration expresse du 
debiteur düment verbalis6e dans le proces-verbal de saisie). 

2. Durch Fristversäumnis (par nonutilisation du delai de 
plainte de Tarticle 17 L. P.). 

Der Entscheid des Bundesgerichts nennt drei Möglichkeiten 
der Verzichtleistung.. Nach dem ausdrücklichen Verzicht zu 
Protokoll nennt es: jede andere ausdrückliche Erklärung des 
Schuldners (par tel autre declaration expresse). Es steht jedoch 
ausser Zweifel, dass diese Erklärung des Schuldners nur gegen- 
über dem Betreibungsbeamten geschehen kann, oder wenigstens 
nur dann wirksam ist, wenn sie ihm gegenüber geschieht, wobei 
der Betreibungsbeamte die Pflicht hat, die Verzichterklärung 
des Schuldners in der Pfändungsurkunde ausdrücklich vorzu- 
merken (Arch. IV, Nr. 102), was das Bundesgericht in obigem 
Entscheide auch selbst ausspricht (düment verbalise). M. E. sind 
die Möglichkeiten des Verzichts durch die angegebenen beiden 
Arten vollständig erschöpft. 

ad 1. Die Frage der Legitimation ist auch hier zu prüfen. 
Der Verzicht kann, da es sich um ein dem Schuldner zustehendes 
Recht handelt, nur durch diesen selbst, nicht aber durch dritte 
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Personen ausgesprochen werden. Auch der Auftrag zur Ver- 
tretung bei der Pfändung gemäss Art. 91 involviert an sich nicht 
die Legitimation zum Verzicht, es müsste denn mit diesem Auf- 
trag derjenige zum Verzicht ausdrücklich gegeben worden sein 
und es wäre dann die Aussprache des Verzichts durch den Ver- 
tretenden einfach die Übermittlung des Willens des Schuldners, 
oder es müsste eine allgemeine Vertretungsvollmacht vorliegen, 
kraft welcher der Vertreter bei der Pfändung berechtigt wäre, 
den Schuldner in seiner Willenserklärung zu vertreten ; in diesem 
Fall läge wirkliche Willens Vertretung vor (B. Ger. XXVIII 1 Nr. 48). 

Durch den ausdrücklich abgegebenen Verzicht ist der Schuld- 
ner auch während der Beschwerdefrist gebunden, sonst hätte 
er die Möglichkeit, den Gläubiger dadurch zu schädigen, dass 
er bei der Pfändung bis zur vollen Deckung der Forderung 
Kompetenzstücke zu Pfand gäbe und so die Freilassung ent- 
behrlicher Gegenstände erreichte, nachher die freigelassenen 
Gegenstände veräusserte und dann auf dem Beschwerdeweg die 
Freigabe der Kompetenzstücke erlangte (Arch. IV, Nr. 102). 
Verlangt ist ein ausdrücklicher Verzicht, und das blosse Still- 
schweigen bei der Pfändung beraubt den Schuldner nicht der 
Möglichkeit, die Gegenstände nachher auf dem Beschwerdeweg 
herauszuverlangen. Ein Verzicht liegt auch dann nicht vor, 
wenn der Schuldner bei der Pfändung nur einen Teil seiner 
Kompetenzstücke frei verlangt, die andern aber stillschweigend 
pfänden lässt (B. Ger. XXX, 1 Nr. 24). 

ad 2. Von der Regel, dass Fristversäumnis einem rechts- 
gültigen Verzicht gleichkomme, ist durch das Bundesgericht 
eine Ausnahme statuiert für die militärischen Ausrüstungs- 
gegenstände (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 64), indem hier die Be- 
i^chwerde bis zur Verwertung möglich ist. Doch ist bezüghch 
dieser Gegenstände (sofern der Schuldner überhaupt Verfügungs- 
recht hat, unten § 12 II) ein ausdrücklicher Verzicht möglicli. 
Auch bezüglich der Entschädigungen aus Fabrikhaftpflicht bil- 
det die Fristversäumnis keinen Verzicht, da sie überhaupt un- 
verzichtbar sind ; nach der Verwertung ist freilich die Beschwerde 
nicht mehr zuzulassen. 

III. Die Wirkung des Verzichts. 

In ihren Wirkungen sind beide Arten des Verzichts gleich. 
Der einmal abgegebene Verzicht bindet^ und es kann die Un- 
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pfändbarkeit dem gleichen Gläubiger gegenüber nachher weder 
ex officio noch auf dem Beschwerdeweg geltend gemacht werden 
(Arch. II, Nr. 78). Nach der Praxis der Aufsichtsbehörden 
handelt es sich nicht um einen Verzicht auf dafe Recht der 
Unpfändbarkeit, sondern nur um einen Verzicht auf dessen 
Geltendmachung. Ich erachte es deshalb als unrichtig, 
wenn Reichel sagt (Art. 92 Nr. 2 p. 107): „die Unpfändbarkeit 
kann durch Willenserklärung des Schuldners beseitigt werden" 
oder wenn Jäger (Art. 92 Nr. 1 p. 144) von „Verzicht auf die 
Unpfändbarkeit" spricht. Würde wirklich auf die Unpfändbar- 
keit verzichtet, und ein Verzicht würde als zulässig erachtet, 
was nach der Praxis unzweifelhaft der Fall ist, so ginge jene 
damit objektiv unter und der Schuldner könnte sie, wenigstens 
solange die Pfändung zu Recht besteht, nicht einem späteren 
Gläubiger gegenüber wieder geltend machen. Nun steht aber 
nach der Praxis fest, dass ein Schuldner, der ein Kompetenz- 
stück sich abpfänden lässt, einem nachher pfändenden Gläubiger 
gegenüber, die Unpfändbarkeit trotzdem geldend machen kann 
(B. Ger. XXIII, Nr. 172). Jäger glaubt, dass der Verzicht andern 
Gläubigern gegenüber dann verbindlich sei, wenn diese mit 
dem ersten zusammen, zu dessen Gunsten verzichtet wurde, eine 
Gruppe bilden, und er hält deshalb einen Entscheid des zürche- 
rischen Obergerichts (Bl XII, p. 80), der den Verzicht auch 
gegenüber einer Anschlusspfändung als unverbindlich bezeichnet, 
für der bundesgerichtlichen Praxis widersprechend (Jäger, Art. 92, 
Nr. 1 p. 145 unter „Frisf*). M. E. kann jedoch dieser Schluss 
aus diesem Entscheide der obersten Aufsichtsbehörde, dem ein- 
zigen, den ich über diese Frage finden konnte, nicht gezogen 
werden. Eine Ausnahme von der aufgestellten Regel macht das 
Bundesgericht wie schon der Bundesrat dann, wenn während 
der bestehenden Pfändung der Konkurs über den Schuldner 
hereinbricht. In diesem Fall fallen die gepfändeten Kompetenz- 
stücke in die Konkursmasse, und der Schuldner kann nicht 
geltend machen, dass er nur zu gunsten eines speziellen Gläu- 
bigers die Pfändung zugelassen habe (Arch. II, Nr. 20; V, Nr. 74; 
B. Ger. XXH, Nr. 118; XXIV, 1 Nr. 73; XXIX, 1 Nr. 24; Annales 
X, Nr. 500). Das Bundesgericht stützt sich dabei auf den Wort- 
laut des Art. 199 (Gepfändete Vermögensstücke . . . fallen in die 
Masse). Es fragt sich, ob es sich überhaupt rechtfertigen lässt, 
dass der Verzicht nur. dem Gläubiger gegenüber gilt, gegen den 
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er abgegeben wurde. M. E. wäre es richtiger, den einmal ab- 
gegebenen Verzicht allgemein verbindlich zu erklären. Dadurch 
würde einerseits Übereinstimmung geschaffen zwischen dem Fall 
des hereinbrechenden Konkurses und dem der nachfolgenden 
Pfändung, und anderseits würde der Schuldner eher abgehalten, 
gegen Gewährung kleiner Vorteile von selten des Gläubigers 
und das (dann oft nicht gehaltene) Versprechen, es nicht zur 
Verwertung kommen zu lassen, in die Pfändung einzuwilligen. 
Für diese Auffassung spricht auch der Wortlaut des Art. HO 
Abs. 1 „Gläubiger, welche innerhalb 30 Tagen nach dem Voll- 
zuge einer Pfändung das Pfändungsbegehren stellen, nehmen 
an derselben teil". Und Abs. 3 „Bereits gepfändete Ver- 
mögensstücke können neuerdings gepfändet werden." Das hat 
offenbar den Sinn, dass nicht nur der erste Gläubiger, sondern 
auch der Schuldner gegen eine nochmalige Pfändung keinen 
Anspruch erheben kann, dass also ein einmal abgegebener Ver- 
zicht bindet, nicht nur gegenüber einem folgenden Gläubiger 
derselben Gruppe, sondern gegenüber jedem Gläubiger, der zur 
Pfändung gelangt, solange die Kompetenzstücke gepfändet sind. 
Ein Verzicht, der in der einen Betreibungsart abgegeben 
wurde, zieht den Verzicht in einer andern daran anschliessenden 
nach sich, sofern die Beschlagnahme aus der ersten beim Voll- 
zug der zweiten zu Kecht besteht. So folgt aus der Zulassung 
der Verarrestierung (gleichgültig, ob durch Fristversäumnis oder 
ausdrücklich) die Pfändbarkeit in der darauf folgenden Pfän- 
dungsbetreibung (Arch. II; Nr. 78, Nr. 84, III Nr. 67; IV Nr. 63; 
VNr.92; B. Ger. XXVIII 1 Nr. 20; Bl. XII, p.238; XIII, p. 214; 
Annales VIII, Nr. 488; vgl. auch Anweisung des zürcherischen 
Obergerichts § 273). Bezüglich der Pfändung mit anschliessendem 
Konkurs vgl. die oben zitierten Entscheide. Dagegen geht m. E. 
durch die Nichtgeltendmachung der Kömpetenzqualität bei der 
Aufnahme des Güterverzeichnisses das Recht auf Geltendmachung 
im Konkurse nicht verloren. Ich habe über die Frage keine 
Entscheide finden können. Ich ziehe meinen Schluss jedoch aus 
dem Umstand, dass bei der Aufnahme des Güterverzeichnisses 
der Fall der Beschwerde offenbar gar nicht vorgesehen ist. Da 
nämlich von diesem Akt keine schriftliche Mitteilung an die Par- 
teien gemacht wird, so wissen diese ja nicht, was vom Betrei- 
bungsbeamten als Kompetenzstück betrachtet wurde, und es fehlt 
ferner die Bestimmung des Anfangstermins der Beschwerdefrist. 
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§ 8. 

Das Requisit der Unentbehrlichkeit. 

Der Art. 92 will die dem Schuldner und seiner Familie 
zur Lebensführung notwendigen Gegenstände diesem erhalten. 
Es werden aber in Beziehung auf die Unentbehrlichkeit nicht 
alle Gegenstände gleich behandelt, und es lassen sich mit Eück- 
sicht darauf zwei Gruppen unterscheiden. 

1. Vermögensstttcke, welche nur unpfändbar sind, wenn sie 
im konkreten Fall dem Schuldner unentbehrlich sind. Bei den 
Gegenständen, die dieser Gruppe angehören (Ziff. 1 mit Aus- 
nahme der Kultusgegensfände, Ziff. 2—5), genügt es nicht, dass 
sie sich in eine der aufgestellten Kategorien unterbringen lassen, 
dass sie den Charakter von Hausrat, Berufsutensilien etc. haben, 
sondern sie bedürfen zur Unpfändbarkeit noch des Requisits 
der Unentbehrlichkeit (J. d. Trib. XLVllI p. 162). 

2. Vermögensstücke, die an und für sich unpfändbar sind, 
bei denen es genügt, wenn die übrigen verlangten Bedingungen 
erfüllt sind und die Unentbehrlichkeit im einzelnen Fall nicht 
gegeben sein muss (Kultusgegenstände, Ziff. 6—10). Für den 
Gesetzgeber war bei der Ausnahme dieser Gegenstände der 
Umstand massgebend, dass sie in der grossen Mehrzahl der 
Fälle dem Schuldner zur Lebensführung notwendig (bei den 
militärischen Ausrüstungsgegenständen wiegt das öffentliche 
Interesse vor) und auch meistens nur auf den allernotwendigsten 
Lebensunterhalt berechnet sind. Daher ging er dann soweit, 
die Unentbehrlichkeit im einzelnen Fall bei dieser Gruppe gar 
nicht als Bedingung der Unpfändbarkeit zu verlangen. 

Dagegen genügt die Unentbehrlichkeit allein nicht, einen 
Gegenstand unpfändbar zu machen. So unentbehrlich etwas 
dem Schuldner auch sein mag, so ist es doch pfändbar, sofern 
es nicht unter die in Art. 82 aufgezählten Gegenstände fällt 
(Arch. I Nr. 35, IV Nr. 38). 

Zur Bezeichnung der Unentbehrlichkeit braucht das Gesetz 
die Ausdrücke : „zum notwendigen persönlichen Gebrauch dienend", 
„unentbehrlich" und „notwendig"; ein faktischer Unterschied 
besteht jedoch zwischen den einzelnen Benennungen nicht. Eine 
gemeinsame) für die verschiedenen Klassen von Gegenständen 
anwendbare Definition von Unentbehrlichkeit lässt sich kaum 
aufstellen; sehr unbestimmt definiert der Bundesrat, indem er 
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sagt: „Das Notwendige bestimmt sich nicht nach dem, was jeder 
hat, sondern was nach allgemeinen Grundsätzen jeder haben 
yoUte" (Arch. 11, Nr. 87). Immerhin genügt der Umstand, dass 
durch den Entzug eines Gegenstandes die Lebensführung etwas 
verteuert wird, nicht, um denselben unpfändbar zu machen 
(Bl. XX, p. 132). Die Praxis hat dann allmählich festgestellt, 
was jeder haben sollte und so eine, natürlich ziemlich niedrig 
bemessene, mittlere Lebenshaltung als Norm fixiert. Auf Schutz 
dieser Lebenshaltung hat der Schuldner einen Anspruch, gleich- 
viel, ob er von Haus aus sich eines bessern gewöhnt ist, und 
die Angehörigen seiner sozialen Klasse einen höheren Durch- 
schnitt aufweisen, oder ob seine gewohnte Lebensführung und 
die seiner Standesgenossen unter dem als schutzbedürftig an- 
erkannten Niveau steht (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 41). Die stetige 
Hebung der allgemeinen Lebenshaltung aller Klassen bringt es 
mit sich, dass das Minimum des als notwendig erachteten sich 
langsam hebt, und dieser Fortschritt muss mit der Zeit in der 
Praxis zum Ausdruck kommen; bis jetzt ist der Zeitraum, um 
eine solche Bewegung wahrzunehmen, noch etwas kurz. Immer- 
hin lässt sich auch jetzt schon an einigen Entscheiden aus 
verschiedener Zeit ein prinzipieller Fortschritt konstatieren. 
So wurde z. B. 1893 durch das zürcherische Obergericht eine 
Taschenuhr als pfändbar erklärt (Bl. XII p. 219), während das 
Bundesgericht 1902 die Pfändung einer solchen nicht guthiess 
(B. Ger. XXVIH, 1 Nr. 12). 1893 liess die waadtländische Auf- 
sichtsbehörde die Pfändung eines Kinderwagens zu (J. d. Trib. 
XLI p. 43) ; dagegen sprach sich das zürcherische Obergericht 
1896 dahin aus, dass ein Kinderwagen dann unpfändbar sei, 
wenn er einem Kind als Schlafstelle diene (Bl. XV p. 272), und 
1902 entschied das Bundesgericht, dass ein Kinderwagen selbst 
dann unpfändbar sei, wenn für das betreffende Kind ein Kinder- 
bett vorhanden sei (B. Ger. XXVI, 1 Nr. 103). Ähnlich wurde 
vom Bundesgericht 1900 ausgesprochen, dass eine Nähmaschine 
dann pfändbar sei, wenn die Eigentümerin sie bloss zur Aus- 
übung einer Nebenbeschäftigung bedürfe (Annales VIII, Nr. 459). 
1901 wurde von der genferischen Aufsichtsbehörde bestimmt, 
dass eine Nähmaschine, auch wenn sie die Eigentümerin nur zur 
Ausübung einer Nebenbeschäftigung benötige, dann nicht ge- 
pfändet werden könne, wenn die betreffende Person auf den 
Verdienst aus dieser Nebenbeschäftigung angevnesen sei (Sem. 
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jud. XXni p. 654), und das Bezirksgericht Zürich endlich er- 
klärte 1902, dass eine Nähmaschine überhaupt unpfändbar sei, 
auch wenn die Eigentümerin damit nicht gegen Entgelt für 
Dritte, sondern nur für den Bedarf der eigenen Haushaltung 
arbeite (R. Freund II Nr. 79). 

Die Unentbehrlichkeit muss gegeben sein im Moment der 
Pfändung und es genügt, wenn gie in diesem Moment gegeben 
ist. So schadet es z. B. nichts, wenn die Gegenstände bei einer 
früher erfolgten Pfändung noch entbehrlich waren, inzwischen 
aber durch den Verkauf von in der ersten Pfändung belassenen 
Kompetenzstücken unentbehrlich geworden sind, sofern diese 
Veräusserung nicht in doloser Absicht erfolgt ist (B. Ger. XXII, 
Nr. 42). Sodann muss die Unentbehrlichkeit gegeben sein für 
den Moment der Pfändung, d. h. mit Rücksicht auf die Ver- 
hältnisse, wie sie im Moment der Pfändung bestehen, und es 
wird einer möglichen späteren Veränderung (z. B. Vermehrung 
der Familie) keine Rechnung getragen (Bl. XVII, p. 134). Eine 
Ausnahme hievon ist dann zuzulassen, wenn die Änderung in 
aller nächster Zukunft und sicher eintreten wird (bevorstehende 
Geburt eines Kindes, Bl. XVIII, p. 82). 

Der Schuldner hat Anspruch auf Schutz nicht nur der Gegen- 
stände, die ihm persönlich, sondern auch derjenigen, die der 
Familie, der er als Oberhaupt vorsteht, unentbehrlich sind. 
Familie im Sinne von Art. 92 ist die Totalität von Personen, 
welche zur Fristung ihrer Existenz der ökonomischen Unter- 
stützung einer bestimmten dritten Person, mit der sie verwandt 
oder verschwägert sind, des gemeinsamen Oberhauptes, bedürfen. 
Verlangt ist namentlich nicht, dass die Personen mit dem Ober- 
haupt in einer Haushaltung zusammenleben (W. und B. Art. 92 
Nr. 3). Dagegen müssen die Personen ausser stände sein, sich 
selbst den Lebensunterhalt zu erwerben, und eine erwachsene 
Tochter, die fähig ist, sich selbst zu erhalten, zählt nicht zur 
Familie (B. Ger. XXVU, 1 Nr. 98). Wie nahe der Grad der Ver- 
wandtschaft sein müsse, sagt das Bundesgesetz nicht, und auch 
die Praxis hat keine feste Grenze gezogen. 

Ein zürch. Entscheid (Bl. XVIII p. 262) sagt, dass das nicht 
nach dem kantonalen Recht, sondern nach der bestehenden Sitte 
zu entscheiden sei. Jedenfalls ist es nicht nötig, dass die Familien- 
glieder Deszendenten des Schuldners seien ; so zählt das Bundes- . 
gericht die unterstützungsbedürftige Mutter und die Geschwister 
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des Schuldners zu seiner Familie (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 14; dieser 
Entscheid ist, wie der vorhergehende mit Bezug auf die An- 
wendbarkeit des Art. 93 gefällt worden, aber ihre Gültigkeit ist 
auch für Art. 92 anzunehmen), ja selbst einen Lehrjungen des- 
selben, „wenn seine Beziehungen zu ihm nicht bloss ökonomischer 
und vertraglicher, sondern auch persönlicher Natur sind, wenn 
er tatsächlich in den Kreis der Familie eingetreten ist und 
ähnlich wie ein wirkliches Familienglied durch eine Interessen- 
gemeinschaft mit dem Schuldner verbunden ist" (Arch. VIII 
Nr. 40). Weber und Brüstlein (Art. 92 Nr. 3) und Jäger (Art. 92 
Nr. 2) nehmen übereinstimmend an, dass, wenigstens in bäuer- 
lichen Verhältnissen, auch für Dienstboten Kompetenzstücke be- 
ansprucht werden können. Mir scheint es jedoch fraglich, ob 
das Bundesgericht gemäss seiner bisherigen Praxis in diesem 
Sinne entscheiden würde, denn wie bei der Ausübung eines 
Handwerks der Schutz der fremden Arbeitskraft strikte abge- 
lehnt wird (unten § 13), so ist dies auch für die Landwirtschaft 
anzunehmen. Für städtische Verhältnisse lehnen beide Kommen- 
tatoren den Schutz von Dienstboten-Kompetenzstückan ab, und 
auch die Praxis hat in diesem Sinne entschieden (Bl. XVII p. 134). 
Das Bundesgericht hat zwar Kompetenzstücke für eine Haus- 
hälterin geschützt (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 62), doch kann daraus 
nicht der allgemeine Schluss gezogen werden, dass auch für 
Dienstboten Kompetenzstücke beansprucht werden können, denn 
die Stellung einer Haushälterin ist eine andere als die aller 
anderen Dienstboten. Man kann geradezu sagen, durch eine 
Haushälterin wird nicht eine fremde Arbeitskraft in die Familie 
aufgenommen, sondern es wird nur ein notwendiger Ersatz an 
Stelle fehlender eigener Arbeitskraft geschaffen. 

Die Frage, ob ein Gegenstand für den Schuldner im ge- 
gebenen Fall unentbehrlich sei, kann natürlich nicht für sich 
allein betrachtet werden, sondern es hat dies mit Eücksicht auf 
die übrige Habe des Schuldners zu geschehen. In erster Linie 
kommen dabei die Gegenstände in Betracht, die im Eigentum 
des Schuldners stehen, auch wenn sie an einem andern als dem 
Pfändungsort untergebracht sind (Bl. n. F. II Nr. 80)^ sodann 
diejenigen, an denen er unentziehbaren Besitz hat, der sich auf 
ein dingliches Eecht gründet, z. B. auf Niessbrauch, Gebrauchs- 
-recht (Arch. III Nr. 96). Dagegen dürfen die Gegenstände nicht 
als dem Schuldner gehörig mitgerechnet werden, an denen dieser 
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nur Besitz mit obligatorischer Grundlage hat (Miete, Gebrauchs- 
leihe), da ihm diese jederzeit entzogen werden können, und er 
durch diesen Entzug dann in dieselbe entblösste Lage versetzt 
würde, wie wenn er total ausgepfändet worden wäre (B. Ger. XXX, 
1 Nr. 124). 

Die Entbehrlichkeit, bezw. Unentbehrlichkeit ist eine Tat- 
frage, sie muss daher im einzelnen Fall bewiesen werden. Den 
Beweis hat der Beschwerdeführer zu leisten, der entgegen den 
Feststellungen des Betreibungsamtes Entbehrlichkeit und Un- 
entbehrlichkeit behauptet, und zwar hat die Behauptung und 
der Beweis derselben schon vor kantonaler Instanz zu geschehen, 
sonst können sie vom Bundesgericht als nova nicht berücksich- 
tigt werden (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 101). In einem Fall hat der 
Bundesrat freilich entschieden, dass, um die Pfändung einer 
Milchkuh gutheissen zu können, die Aufsichtsbehörde ihre Ent- 
behrlichkeit zu beweisen habe (Arch. I Nr. 10). Dadurch würde 
eine Präsumtion für die Unentbehrlichkeit einer Milchkuh ge- 
schaffen und der Gegenbeweis der Aufsichtsbehörde auferlegt; 
es ist jedoch nicht anzunehmen, dass das Bundesgericht gleich 
entscheiden würde, da nach seiner Praxis immer derjenige die 
Entbehrlichkeit, bezw. die Unentbehrlichkeit zu beweisen hat, 
der sie entgegen der Annahme des Betreibungsamtes und der 
Aufsichtsbehörde behauptet. Auf die Unentbehrlichkeit kann 
sich der Schuldner dann nicht mehr berufen, wenn er sich unter 
Zurücklassung der Gegenstände entfernt und sich längere Zeit 
ohne dieselben beholfen hat (Bl. XVHI, p.81; XX, p. 131; J. d. 
Trib. XLVin p. 162); dagegen hebt ganz vorübergehender Nicht- 
gebrauch die Kompetenzqualität nicht auf (B. Ger. XXX, 1 Nr. 102; 
J. d.Trib.IL p. 22). 

§9. 

Welchen Gegenständen kann Kompetenzqualität 
zukommen? 

Es handelt sich hier nicht um die im nächsten Kapitel zu 
behandelnde Frage, was für Arten von Gegenständen unter 
Art. 92 fallen, sondern darum, ob die Kompetenzqualität nur 
dem Eigentum des Schuldners zukommen könne, oder auch 
solchen Gegenständen, die Dritten gehören, aber zur Zeit der 

Meier, £. : Beschränkungen der Zwangsvollstreckung. Q 
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Pfändung in seinem Besitze sind, und ferner um das international 
anzuwendende Recht. 



I. Besitz mit dinglicher Grundlage. 

Der Gesetzgeber hat bei Aufstellung des Art. 92 wohl nur 
daran gedacht, den darin enthaltenen Schutz dem Eigentum des 
Schuldners zukommen zu lassen, da ja ein anderer Weg offen steht, 
Gegenstände, die nicht dem Schuldner gehören, von der Pfän- 
dung zu befreien ; der Eigentümer kann dieselben gemäss Art. 107 
zu Eigentum ansprechen und sie wieder dem Schuldner zur Ver- 
fügung stellen. Die Praxis hat dann aber die Anwendung des 
Art. 92 auch auf solche Gegenstände zugelassen, an denen der 
Schuldner Besitz hat, der sich auf ein dingliches Recht 
gründet (z. 0. Ger. E. B. 1900 Nr. 288). In diesem Fall muss also 
nicht der oben beschriebene Weg beschritten werden, sondern 
der Schuldner kann sich einfach auf Art. 92 (sofern natürlich 
die übrigen Voraussetzungan dieses Art. gegeben sind) berufen. 
Von diesem Fall ist der zu unterscheiden, wo nicht der Gegen- 
stand, an welchem der Schuldner ein dingliches Recht hat, selbst 
gepfändet wird, sondern das dem Schuldner zustehende dingliche 
Recht (z. B. der Niessbrauch). Auch dabei soll der Art. 92 be- 
rücksichtigt werden (Bl. XIV, p. 280), d. h. der Niessbrauch an 
den Gegenständen, die, wenn sie im Eigentum des Schuldners 
stünden, ihm nicht abgepfändet werden könnten, muss demselben 
belassen werden. In diesem Entscheid sagt das zürch. Obergericht, 
dass bei der Pfändung eines Niessbrauches die Ausscheidung 
der Kompetenzstücke und daher auch die Beschwerde gegen die 
Pfändung eines solchen erst im Verwertungsverfahren, nicht 
schon im Pfändungsverfahren zu erfolgen habe, da erst durch 
die Verwertung dem Schuldner der Genuss der Gegenstände ent- 
zogen werde. Diese Erwägung scheint mir jedoch nicht stich- 
haltig, denn der gleiche Grund Hesse sich ja auch für die Pfän- 
dung der Gegenstände selbst, die im Eigentum des Schuldners 
stehen, anführen; auch in diesem Fall werden die Gegenstände 
dem Schuldner erst durch die Verwertung entzogen, und doch 
hat die Praxis von jeher angenommen, dass die Geltendmachung 
des Art. 92 gegenüber der Pfändung, nicht erst gegenüber der 
Verwertung zu geschehen habe. So scheint es mir, es wäre 
richtiger und konsequenter, wenn auch bei der Pfändung eines 
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Niessbrauches die Einrede des Art. 92 gegen die Pfändung selbst 
und nicht erst gegen die Verwertung erhöbe» werden müsste. 

II. Besitz mit obligatorischer Grundlage. 

Hat der Schuldner an dem betreffenden Gegenstand; Besitz, 
der sich nicht auf ein dingliches, sondern nur auf ein oUiga- 
torisches Eecht (Gebrauchsleihe, Miete etc.) stützt, so lassen 
sich zwei Gesichtspunkte geltend machen, und die Praxis hat 
die Frage zu verschiedenen Zeiten verschieden gelöst, 

1. Der Zweck des Art. 92 ist, die darin genannten Gegen- 
stände dem Schuldner zu erhalten. Dieser Zweck wird bei 
Gegenständen, an denen er weder Eigentum noch ein anderes 
dingliches Recht hat, nicht erreicht, da der Eigentümer die 
Gegenstände dem Schuldner jederzeit entziehen kann (bei Gegen- 
ständen, an denen der Schuldner ein dingliches Recht hat, ist 
dies nicht der Fall, und daher hat die Praxis hier von Anfang 
an Kompetenzqualität zugelassen), und deshalb soll auch die 
Pfändung der betreffenden Gegenstände zugelassen sein. Will 
dann der Eigentümer, dass die Gegenstände dem Schuldner er- 
halten bleiben, so kann er sie ja zu eigen ansprechen und dem 
Schuldner zu weiterem Gebrauch überlassen. Auf diesem Stand- 
punkt stand früher das Bundesgericht (B. Ger. XXVI, 1 Nr. 46), 
und das zürch. Obergericht, das ursprünglich die zweite Ansicht 
vertrat, hat, durch die Praxis des Bundesgerichts beeinflusst, 
einige Entscheide in diesem Sinne gefällt (Bl. XIX, p. 275, R. B. 
1900 Nr. 288). ' 

2. Der durch Art. 92 aufgestellte Schutz gilt absolut; aus 
dem Wortlaut lässt sich die Ansicht, dass er nur dem Eigentum 
des Schuldners zukommt, keineswegs ableiten ; auch die Absicht 
des Instituts spricht für diese Auffassung. Zudem ist ein Schuldner, 
der nicht einmal diese notwendigsten Gegenstände sein Eigen 
nennt, um so schutzbedürftiger, und der Gläubiger soll durch 
diesen Umstand nicht besser gestellt werden, als er es wäre, 
wenn die Gegenstände dem Schuldner gehörten. Es lassen sich 
sodann auch Fälle denken, in denen durch Erhebung der Eigen- 
tumsklage gemäss Art. 107 der Zweck nicht erreicht werden 
kann ; z. B. gegenüber dem Retentionsrecht des Vermieters, wenn 
dieser nämlich beim Beginn des Mietsverhältnisses nicht wusste, 
dass die lUaten einem Dritten gehören (0. R. Art. 294 Abs. 2), 
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und der Art. 92 also die einzige Möglichkeit bietet, dem Schuldner 
diese Objekte zu erhalten. Diese Gründe sprechen für die m. E. 
richtige Ansicht, die Kompetenzqualität auch den Gegenständen, 
an denen der Schuldner bloss obligatorischen Besitz hat, zu- 
kommen zu lassen. Auf diesem Boden steht die neuere Praxis 
des Bundesgerichts (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 23 und Nr. 62) und 
die frühere des zürch. Obergerichts (Bl. XIII, p. 25 und p. 41). 
Über die Frage, ob neben dem Schuldner auch der Dritteigen- 
tümer zur Geltendmachung des Art. 92 auf dem Beschwerdeweg 
legitimiert sei, vgl. oben § 6 II. Die richtige Konsequenz dieser 
Ansicht ist die, dass Art. 92 durch den Schuldner auch dem 
Eigentümer der Gegenstände selbst entgegengehalten werden 
könne (Bl. XIII, p. 41); das gilt natürlich nur dann, wenn er für 
eine Geldforderung betreibt, nicht aber, wenn er die Gegenstände 
vindiziert. 

III. Aasgeschlagene Erbschaft. 

Kontrovers ist auch die Frage, ob die Familienangehörigen 
eines Verstorbenen, obschon sie seinen Nachlass ausschlagen, 
die für sie notwendigen Kompetenzstücke beanspruchen können. 

1. Durch Bundesrat und Bundesgericht wurde dieselbe be- 
jaht (Arch. III, Nr. 26; B. Ger. XXII, Nr. 117) mit der Begründung, 
dass die Wohltat des Art. 92 namentlich auch für die Familie 
des Schuldners berechnet sei, und dass der Tod des Familien- 
oberhauptes daran nichts ändere; im Gegenteil bedürfe die 
Familie, die eben ihres Ernährers beraubt worden sei, des 
Schutzes um so eher, und dem Gläubiger soll durch den Tod 
des Schuldners kein Vorteil erwachsen. 

2. Dagegen hat das zürch. Obergericht in zwei Fällen sich 
dahin ausgesprochen, dass die Intestaterben des Schuldners aus 
dem ausgeschlagenen Nachlass keine Kompetenzstücke für sich 
in Anspruch nehmen können (Bl. XII, p. 36 und XIII, p. 333). 
Das Zürcher Gericht geht dabei von der Erwägung aus, dass 
es sich bei der Liquidation einer ausgeschlagenen Verlassen- 
schaft nicht um eine Schuldexekution handle, da kein Schuldner 
vorhanden sei, sondern nur um die Verteilung der Aktiven des 
Verstorbenen unter seine Kreditoren. Hinsichtlich des Ver- 
fahrens dieser Auseinandersetzung gelten die Grundsätze des 
Konkurses, dagegen gelte bezüglich der Frage, inwieweit die 
Aktiven des Verstorbenen auf die Gläubiger übergegangen seien. 
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kantonales Recht, da es sich dabei um Erbrecht handle ; deshalb 
enthalte Seh. und K. darüber keine Bestimmungen. 

Auf Grund der bestehenden Gesetzgebung muss dieser Ent- 
scheid materiell wohl als richtig bezeichnet werden, und es lässt 
sich dagegen nur einwenden, dass es gegen die Billigkeit ver- 
stösst, wenn die Familie eines verstorbenen Schuldners schlechter 
gestellt wird als die eines lebenden. 

IV. Über das bezügl. der Kompetenzstücke international 
anzuwendende Recht. 

Es sind in dieser Beziehung drei Fragen zu lösen, nämlich : 
ob ein Gegenstand, der durch das Zwangsvollstreckungsgesetz 
eines Staates als unpfändbar erklärt wird, der es aber nach 
Art. 92 nicht ist, bei einer im Inland erfolgenden Pfändung aus- 
zunehmen sei ; ferner, ob auch ein Ausländer, der in der Schweiz 
domiziliert ist oder sich aufhält, bei einer hier gegen ihn er- 
folgenden Pfändung Art. 92 für sich geltend machen könne, und 
endlich, ob auch ein im Auslande wohnender Schuldner Anspruch 
auf die Wohltat des Art. 92 habe. 

1. Ist ein Gegenstand, der durch das ausländische Recht 
unpfändbar erklärt wird, der aber nicht unter Art. 92 fällt, bei 
einer in der Schweiz vollzogenen Pfändung unpfändbar? Das 
Bundesgericbt hat die Frage mit Recht verneint und für eine 
Pfändung auf dem Gebiete der Schweiz ausschliesslich das 
Bundesgesetz anwendbar erklärt (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 72). Die 
Pfändungsbeschränkungen sind Vorschriften publizistischer Natur 
über den Vollzug der Zwangsvollstreckung (vgl. Einleitung), und 
es ist offensichtlich, dass das ausländische Recht darüber für 
uns keine Normen aufstellen kann. Anders würde es sich ver- 
halten, wenn sich die Unpfändbarkeit aus dem Zivilrecht ergeben 
würde, was jedoch in dem, dem Bundesgericht vorliegenden Fall, 
(italienisches Postsparkassenbuch) nicht zutraf (vgl. darüber unten 
§ 15 ni). 

Auch per analogiam wäre Unpfändbarkeit zufolge auslän- 
dischen Rechtes möglich, trotzdem der betreffende Gegenstand 
selbst nicht unter Art. 92 fällt. Hätten wir z. B. in unserem Ge- 
setz die Unpfändbarkeit schweizerischer Postsparkassen- 
bücher ausgesprochen, so wären dann auch Postsparkassenbücher, 
die nach ausländischem Recht unpfändbar sind, bei uns 
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nicht zu pfänden (vgl. den zit. Entscheid). Darnach ist z. B. eine 
unentgeltliche Eente, die in Frankreich unptUndbar bestellt 
wurde (code de proc6dure civile art. 581 chiifre 3) per aualog-iam 
auch in der Schweiz unpfändbar, trotzdem sie nicht gemäss 0. R. 
Art. 521 bestellt wurde, wie dies Art. 92 Zitf. 7 verlangt. Xaclj 
Art. 581 Ziff. 3 des code de procedure civile kann auch andern 
unentgeltlichen Zuwendungen durch Willenserklärung des Schuld- 
ners Ifnpfändbarkeit verliehen werden ; ihre Unpfändbarkeit wäre 
bei uns jedoch nicht zu schützen, denn so weit kann natürlich 
die Analogie nicht gehen, dass Institute eines fremden Staates^ 
die bei uns gar nicht oder nur ganz bescliränkt anei^kannt sind 
(wie die Möglichkeit der Unpfändbarkeitserklärung durch den 
Schenker) geschützt werden. 

2, Kann ein Ausländer, der sich in der Schweiz aufhält, 
bei einer hier gegen ihn erfolgenden Pfändung Art. 92 geltend 
maclien ? Oder ist vielleicht ein Unterschied zu machen, ob dieser 
Aufenthalt Niederlassung oder Aufenthalt im engeren Sinne sei '? 
Ist der Ausländer in der Schweiz domiziliej^t, so ist die Frage 
wohl ohne weiteres zu bejahen, denn das Bundesgesetz bestimmt 
nirgends, dass im Betreibungsrecht die Nationalität einen Unter 
schied ausmache. Die Ziff. 6 und 8 können freilich ihrer Natur 
nach nur Schweizern zugute kommen. Im übrigen spricht aber 
auch eine wirtschaftliche Erwägung (um diesen Art. richtig zu 
würdigen, ist es nötig, ihn nach seiner wirtschaftlichen Funktion 
zu betrachten) nicht gegen die Geltendmachung durch Ausländer. 
Ein hier domizilierter Ausländer bildet ein Grlied unseres Wirt- 
schaftslebens, gleich wie ein Einheimischer ; er muss daher, wie 
ein solcher geschützt werden. Etwas anders verhält es sich, 
wenn der Ausländer hier nicht niedergelassen ist, sondern sich 
nur vielleicht ganz vorübergehend aufliält, also nicht fest in 
unsere wirtschaftliche Organisation eingegliedert ist. Doch hat 
auch in diesem Fall der Bundesrat die Frage bejaht (Arcli. IV, 
Nr. IBl). 

3. Kann ein im Auslande wohnender Schuldner bei einer 
im Gebiet der Schweiz gegen ihn erfolgenden Pfändung Art. 92 
für sich geltend machen oder nicht? Es ist vorauszusdiickeii. 
dass es zwei Möglichkeiten gibt, nach denen ein im Auslände 
wohnender und sich aufhaltender Schuldner in der Schweiz be- 
trieben werden kann, nämlich, wenn er wälii^end einer pendenten 
Betreibung den Wohnsitz ins Ausland verlegt und ferner, wenn 
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er im Inland Vermögen besitzt, das mit Arrest belegt wird 
(Art. 271, Ziff. 4), worauf dann die Betreibung am Arrestorte 
einzuleiten ist. Die Praxis, die sich schon einige Male mit der 
Frage zu befassen hatte, hat sie in divergentem Sinne gelöst. 

a) Das Gesetz selbst gibt keinen Anhaltspunkt für eine 
grundsätzlich verschiedene Behandlung, je nach dem Wohnsitz 
des Schuldners ; es schreibt einfach vor, dass bei jeder Pfändung 
die Vorschriften des Art. 92 zu berücksichtigen seien ; das Gesetz 
selbst scheint also für gleiche Behandlung zu sprechen. So ent- 
schied denn das zürch. Obergericht (Bl. XIII, p. 295), dass auch 
ein, während der Betreibung ins Ausland verzogener Schuldner 
den Art. 92 geltend machen könne, „da die Vorschriften des 
Bundesgesetzes über Seh. und K. sich auf alle, im Gebiet der 
Schweiz selbständig zum Vollzug kommenden Betreibungs- 
handlungen erstrecken." Das zürch. Obergericht behandelt hier 
also den Fall, wo der Schuldner nach angehobener Betreibung 
die Schweiz verlassen hat. Mit der gleichen Begründung muss 
der aufgestellte Satz jedoch auch auf den andern Fall (Arrest) 
anwendbar sein, denn auch dort handelt es sich um eine „selb- 
ständig zum Vollzug kommende Betreibungshandlung.'' Den 
Gegensatz zur selbständigen Betreibungshandlung bildet nach 
dem zit. Entscheide der Fall, wo die Gegenstände infolge von 
Staatsverträgen in eine ausländische Konkursmasse abgegeben, 
bezw. hier zu deren Gunsten verwertet werden müssten; dann 
käme nach den Grundsätzen des üniversalitätsprinzipes das 
Recht des Konkursortes, nicht Bundesrecht zur Anwendung. 

Im deutschen Eeich, dessen Z. P. 0. in dieser Beziehung auf 
dem gleichen Standpunkt steht wie unser Gesetz, und die eben- 
falls keine Bestimmungen über die Frage enthält, wird diese 
Ansicht von Wilmowski und Levi vertreten. Die Ansicht wird 
begründet einerseits aus dem Gesetz, das nichts gegenteiliges 
bestimme, und andererseits durch den Zweck des Instituts : der- 
selbe sei „nicht bloss (wenn überhaupt)" Schutz der 
Volkswirtschaft, sondern Schonung des Schuldners in seinem 
eigenen Interesse (Wilmowsky und Levi § 715 Nr. 11). 

b) Dagegen wurde in zwei Entscheiden die Anwendung des 
Art. 92, wenigstens der Ziff. 3 desselben, in der Betreibung gegen 
einen im Ausland domizilierten Schuldner als unzulässig erklärt 
(B. Rat in Arch. IV, Nr. 47 und zürch. 0. Ger. in Bl. n. F. V., 
Nr. 124). Eine Begründung, warum der Schuldner im Auslande 
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keinen Anspruch auf Art. 92 habe, wird von keiner der beiden 
Behörden gegeben. Die Begründung liegt wohl in der Auffassung, 
dass Art. 92 nur den Zweck habe, die Volkswirtschaft zu schützen, 
dass er also in rein öffentlichem, nicht aber im privaten Inter- 
esse des Schuldners aufgestellt sei; dass dieser die Wohltat 
desselben nur sekundär geniesse, indem er das Objekt sei, jan 
dem sich der Schutz der Allgemeinheit äussere. Nun hat aber 
ein Staat kein Interesse daran, das Wirtschaftsleben eines anderen 
zu schützen. Zwar wird auch diese Behauptung von Wilmowski 
bestritten, indem er sagt, dass der Staat oft ein sehr dringendes 
Interesse an der Erhaltung der Landwirtschaft (es handelt sich 
um § 715 Ziff. 5 der alten Z. P. 0., neu § 811 Ziff. 4) eines andern 
Staates habe. 

Die unter b) entwickelte Ansicht wird vom Landgericht 
Oppeln vertreten mit der oben angeführten Begründung, und ihr 
schliesst sich Gaupp-Stein an (Gaupp-Stein § 811 V e). 

c) Fragen wir uns nun, welche der beiden Ansichten die 
richtige sei. Sicher ist, dass aus dem Fehlen von gesetz- 
lichen Bestimmungen über andere Behandlung des ausländischen 
Schuldners, an sich nicht geschlossen werden kann, dass dieser 
gleich zu behandeln sei wie der inländische. Bekanntlich sind 
in den meisten Gesetzbüchern sehr wenig internationale Bestim- 
mungen enthalten, ohne dass aus diesem Fehlen von Bestim- 
mungen ein Schluss nach der einen oder andern Seite gezogen 
werden dürfte; die vorhandenen Lücken sind jeweüen durch 
die Wissenschaft auszufüllen. Eine solche Lücke besteht auch 
hier, und es sind auch hier namentlich wirtschaftliche Rück- 
sichten, welche bei der Ausfüllung der Lücke mitzusprechen 
haben. Das richtige Eesultat, das sich dabei ergibt, scheint uns 
eine media sententia zu sein: 

Vor allem ist zu unterscheiden, ob der im Ausland wohnende 
Schuldner schweizerischer Nationalität ist oder nicht. Ist er 
Schweizer, so soll Art. 92 in gleichem Umfange angewendet 
werden wie gegenüber einem hier domizilierten Schuldner. Würde 
nämlich ein im Ausland wohnender Schweizer vollständig aus- 
gepfändet und dadurch ausser stand gesetzt, sich selbst zu er- 
halten, so würde ihn das Ausland wegen Verarmung in die 
Heimat abschieben, so dass den Schaden dieser Auspfändung 
schliesslich doch wieder die Schweiz zu tragen hätte. Ist da- 
gegen der im Ausland wohnende Schuldner Ausländer, so ist 
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die Frage verschieden zu beantworten für die verschiedenen 
Gegenstände, je nach dem Grund, der zu ihrer Exemtion Ver- 
anlassung gab. 

a) Gegenstände, welche ihrer Natur nach nur beim In- 
länder unpfändbar sind. Dahin gehören Ziff. 6 und 8 (vgl. 
oben 2); die durch sie genannten Vermögensobjekte sind 
pfändbar beim Ausländer, wenn derselbe in der Schweiz wohnt ' 
und natürlich auch, wenn derselbe im Ausland Domizil hat. 

ß) Gegenstände, deren Schutz vom Gesetzgeber haupt- 
sächlich im Interesse der Volkswirtschaft aufgestellt wurde. 
Der interne Staat hat natürlich kein sehr grosses Interesse 
an der Volkswirtschaft des Auslandes (solange nicht wichtige 
finanzpolitische Momente mitspielen, aber durch einzelne Nackt- 
pfändungen von Angehörigen wird die Kreditfähigkeit eines 
Landes noch nicht erschüttert) ; dieses Interesse kann zwar 
auch gegeben sein (vgl. oben b), Ansicht von Wilmowski), doch 
ist dasselbe nicht so gross wie das Interesse des Staates an 
der Befriedigung des internen Gläubigers, da dieser dem In- 
lande doch viel näher steht und viel schutzbedürftiger er- 
scheint, als das Wirtschaftsleben des Auslandes. Die hier zu 
nennenden Gegenstände sind also in der gegen einen im 
Auslande wohnenden Ausländer gerichteten Pfändung pfänd- 
bar. In diese Kategorie möchte ich Ziff. 3, 4, 7 und 10 stellen, 
wobei ich freilich anerkenne, dass man über die Abgrenzung 
verschiedener Meinung sein kann, auch wenn man den von 
mir vertretenen Standpunkt als richtig anerkennt. 

Y) Gegenstände, für deren Exemtion neben dem Schutz 
des öffentlichen Interesses der Schutz des Schuldners als In- 
dividuum, nicht als Glied der Wirtschaftsorganisation und das 
Mitleid mit demselben wesentlich mitbestimmend sind. Die 
Würdigkeit des Schutzes und des Mitleids soll hier nicht vom 
Wohnort des Schuldners abhängig gemacht werden; die be- 
treffenden Gegenstände sollen auch dem im Ausland wohnen- 
den Ausländer verbleiben. Für diese Gruppe ist die Ansicht 
Wilmowskis, dass die Exemtionen wesentlich dem Schutze 
des Schuldners selbst dienen, richtig. An Vermögensobjekten 
fallen in diese Gruppe die in den Ziff. 1, 2, 5 und 9 ge- 
nannten. 
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§10. 

Das Interesse der Zweckerfüllung der eximierten 
Gegenstände. 

Die Gegenstände, die der Art. 92 aufzählt, sind von der 
'Pfändung ausgenommen wegen des Zweckes, den sie dem Schuld- 
ner zu erfüllen haben, und nicht wegen des Wertes, den sie für 
diesen repräsentieren. Dies trifft jedoch nur zu für die Ziff*. 1—5 
und 6, mit Ausnahme des Soldes ; dagegen soll durch die andern 
Ziff. dem Schuldner ein gewisser Wert unentziehbar gewahrt 
bleiben; nicht der körperliche Gegenstand, der den Wert dar- 
stellt, sondern der Wert selbst ist unpfändbar. Daher ergeben 
sich für die Ziff. 7—10 Abweichungen von den hier aufgestellten 
Sätzen, die im folgenden Kapitel einzeln zu behandeln sein 
werden. 

I. Die Gegenstände sind körperlich ausgenommen. 

1. Nur die im Gesetz genannten Gegenstände können den 
beabsichtigten Zweck erfüllen, nicht aber Surrogate (z. B. Geld) 
an ihrer Stelle, wenigstens ist bei Surrogaten die zweckmässige 
Verwendung keineswegs sicher. Sind daher die Gegenstände bei 
der Pfändung nicht in natura beim Schuldner vorhanden, so 
kann er nicht verlangen, dass ihm Geld oder andere Gegenstände 
gelassen werden in dem Wertbetrag, den der normale Bestand 
an Kompetenzstücken für eine Familie in der Stärke der schuld- 
nerischen ausmachen würde. In diesem Punkte liegt der Unter- 
schied unseres Institutes gegenüber dem beneficium competentiae, 
das dem Schuldner die notwendigen Mittel zu seiner Fortexistenz 
erhalten wollte, gleichgültig worin diese bestanden. 

2. Nur die Gegenstände selbst sind ausgenommen, nicht ein 
aus der Veräusserung derselben erzielter Erlös oder ein anderer 

, Gegenstand, in welchen der erste umgesetzt wurde. 

a) Diesen Standpunkt vertrat die thurgauische Aufsichts- 
behörde ganz strikte, indem sie sich dahin äusserte, dass ein 
Vermögensobjekt, das durch Veräusserung eines Kompetenzstückes 
gewonnen wurde, pfändbar sei, es müsste denn an und für sich 
in eine Kategorie des Art. 92 gehören (Arch. 1, Nr. 37). 

b) Das Bundesgericht ist in seiner Praxis freier und erklärt 
den Erlös aus einem Kompetenzstück, obschon er selbst nicht 
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unter Art. 92 fällt, dann als unpfändbar, wenn er mit Bezug 
«uf die ZweckerftiUung an Stelle des veräusserten Objektes tritt 
(B.O«', XXIX, 1 Nr. 18). Dieser Satz wird zwar nicht positiv 
ausgesjHXxAen, lässt sich aber aus dem zit. Entscheid per argu- 
mentum e <5ontrariö ableiten, indem gesagt wird, der Erlös aus 
einem Kompetenzstück sei dann pfändbar, wenn er in keiner 
Weise an Stelle des veräusserten Kompetenzstückes trete. 

c) Die bernische Aufsichtsbehörde sfidaBii erklärt die Kom- 
petenzstticke nicht bloss in natura als unpfändbar, sondern auch 
den daraus erzielten Barerlös, sofern bei der Veräusserung auf 
die Unpfändbarkeit nicht ausdrücklich verzichtet worden sei, in 
Analogie zu den Entscheiden des Bundesgerichts, das bei Ziff. 10 
einen Umsatz ohne Verlust der Kompetenzqualität zulässt (Arch.X, 
Nr. 19). 

Nach den Grundsätzen über den Erlös aus Kompetenzstücken 
ist auch die Frage zu entscheiden, ob eine Versicherungssumme, 
die für den Untergang eines Kompetenzstückes dem Schuldner 
ausbezahlt wurde, unpfändbar sei. Nach der herrschenden Praxis 
des Bundesgerichts ist dies nur dann der Fall, wenn die Ver- 
sicherungssumme ihrem Zwecke nicht entfremdet, d. h. zur Wieder- 
beschaffung der untergegangenen Gegenstände verwendet wird. 

3. Eine weitere Frage, die sich hier erhebt, ist die, ob ein 
Schuldner, dem nach der Pfändung Kompetenzstücke, die ihm 
bei derselben belassen wurden, ohne eigenes Verschulden unter- 
gingen, aus den gepfändeten Gegenständen Ersatz für die unter- 
gegangenen verlangen könne, 

a) Geht ein Gegenstand nach der Verwertung der gepfän- 
deten Gegenstände unter, so kann der Schuldner keinen Ersatz 
verlangen, da der Erlös aus der Verwertung, mit Ausnahme des 
Überschusses, ganz dem Gläubiger zufällt, und im Gesetz kein 
Vorbehalt irgend welcher Art zugunsten des Schuldners sich 
findet (Arch. IV, Nr. 12). 

b) Dagegen bezeichnet der Bundesrat die Frage des Ersatzes 
als kontrovers im Falle des Unterganges zwischen Pfändung 
und Verwertung. Nach der Praxis des Bundesgerichts ist in 
diesem Fall die Frage unzweifelhaft zu bejahen, da das Bundes- 
gericht die nachträgliche Beschwerde dann noch zulässt, wenn 
ein Gegenstand zur Zeit der Pfändung zwar pfändbar war, in 
der Folge jedoch, ohne Verschulden des Schuldners unpfändbar 
geworden ist (B. Ger. XXII, Nr. 110). Dieser Entscheid handelt 
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von der Beschwerde nach Ablauf der zehntägigen Frist; noch 
viel eher ist die Beschwerde dann zuzulassen, wenn der Unter- 
gang und die Beschwerdeerhebung innerhalb der zehn Tage er- 
folgen. Durch den Untergang eines nicht gepfändeten Kompetenz- 
stticks erhält aber ein gleichartiger gepfändeter Gegenstand 
Kompetenzqualität (oben § 6, IV), denn würde die Pfändung 
erst jetzt, nach dem Untergang erfolgen, so müsste er doch dem 
Schuldner als Kompetenzstück gelassen werden. Dies ist jedoch 
nur dann möglich, wenn sich unter den gepfändeten Gegenständen 
ein mit dem untergegangenen gleichartiger (mit gleicher Zweck- 
bestimmung, z. B. auch Kanape für Bett) sich vorfindet ; dagegen 
kann der Schuldner für den untergegangenen Gegenstand keinen 
Ersatz in Geld oder in Gegenständen anderer Art verlangen. 

IL Umtausch. 

Eine Folge davon, dass durch Art. 92 nur die Möglichkeit 
der Zweckerfüllung der Gegenstände, nicht aber der Wert der- 
selben dem Schuldner gewahrt werden soll, ist sodann auch die, 
dass Gegenstände, die zwar im konkreten Fall an sich Kom- 
petenzqualität haben, dann gepfändet werden können, wenn ihr 
Wert grösser ist als bei einfach konstruierten Gegenständen 
ihrer Art, die die gleiche Bestimmung dennoch erfüllen können. 
Das trifft namentlich dann zu, wenn hoher Wert und Eleganz 
einer Sache den Charakter eines Luxusgegenstandes geben ( Arch.I, 
Nr. 69) oder wenn dieselbe (z. B. bei Berufsutensilien) für den 
Gebrauch von mehr als einer Person berechnet ist (Toilette 
eines Coiffeurs mit drei Arbeitsplätzen, Bundesgericht XXV, 1 
Nr. 124). Wollte man jedoch die Pfändung dieser Gegenstände 
schlechtweg zulassen, so würde dadurch ein Schuldner, dessen 
Mobiliar von besserer als Durchschnittsqualität ist, schlechter 
gestellt als ein anderer, der nur gewöhnliche Vermögensobjekte 
dieser Art besitzt. Deshalb muss der Gläubiger, um diese Objekte 
pfäuden lassen zu können, dem Schuldner andere, zweckdienliche 
zur Verfügung stellen, bezw. von dem aus der Verwertung er- 
zielten Erlös sich so viel abziehen lassen, als nötig ist, solche 
zu beschaffen (Arch. I, Nr. 69; II, Nr. 87; B. Ger. XXV, 1 Nr. 119; 
Bl. XIV, p. 249 und p. 292; XVI, p. 110; ß. Freund II p. 154). 
Kommt der aus diesem Umtausch resultierende Gewinn auch 
andern Gläubigern zugute als dem, welcher den Ersatz leistet, 
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so partizipieren sie im Verhältnis ihrer Forderungen an den 
Kosten der Ersatzleistung (Jäger Art. 92 Nr. 7). Bei der Pfän- 
dung einer Milchkuh hat sich der Bundesrat dahin aasgesprochen, 
dass es keinen Einfluss habe, wenn sie mehr Milch gebe als für 
den Schuldner und seine Familie nötig sei. Nun bestimmt sich 
aber der Wert einer Kuh hauptsächlich nach ihrem Milchertrag. 
Die dem Schuldner belassene Kuh hatte also, da sie mehr Milch 
gab, als der Schuldner und seine Familie brauchte, einen höheren 
Wert als es die Bedürfnisse erheischten. Trotzdem wurde sie 
nicht gegen Stellung eines angemessenen Ersatzes als pfändbar 
erklärt (Arch, I Nr. 10). Auch nach der deutschen und französi- 
schen Judikatur braucht sich ein Schuldner diesen Umtausch 
nicht gefallen zu lassen (Gaupp-Stein § 811 II Anm. 12; Boitard 
et Colmet-Daage Nr. 850 Bl. I p. 324). 

III. Ausnahmen vom Prinzip. 

Von dem Grundsatz, dass ein Gegensatz nur im Interesse 
des Zweckes, den er in der Hand des Schuldners für diesen er- 
füllt, ausgenommen ist, hat die Praxis eine Ausnahme statuiert. 
Ein Gegenstand, der an sich Kompetenzqualität hat, verliert 
dieselbe auch nicht durch den umstand, dass der Schuldner 
durch Notlage gezwungen ist, oder in kurzem sein wird, den- 
selben zu veräussern und also seinem Zwecke zu entziehen. Der 
Zwang, Kompetenzstücke veräussern zu müssen, kann in drei 
verschiedenen Umständen liegen. Entweder, der Schuldner sieht 
sich genötigt, einen Gegenstand loszuschlagen, um sich aus dem 
Erlös die notwendigsten Bedürfnisse des täglichen Lebens zu 
beschaffen (R. Freund III, p. 46), oder er ist ausser stände, den- 
selben weiter zu unterhalten (er muss z. B. eine Kuh mangels 
genügender Futtermittel verkaufen, Arch. I, Nr. 11), oder er muss 
seine selbständige Berufstätigkeit in Ermangelung des nötigen 
Betriebskapitals aufgeben (Arch. II, Nr. 80). Im ersten und zweiten 
Fall haben die Aufsichtsbehörden entschieden, dass die Zwangs- 
lage des Schuldners, einen Gegenstand zu veräussern, den letz- 
teren nicht pfändbar mache, dass dies im Gegenteil beweise, 
wie prekär die Verhältnisse des Schuldners seien und wie not- 
wendig ihm derselbe sei, wenn auch nicht zum zweckmässigen 
Gebrauch, so doch wegen des Wertes, den er darstelle. Im 
dritten Fall wurde die Pfändbarkeit deshalb zurückgewiesen, 
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weil der Schuldner so die Möglichkeit habe, sich langsam von 
der Krise zu erholen. Das zürch. Obergericht hat in einem Fall 
die finanzielle Notlage des Schuldners, die ihm voraussichtlich 
die weitere Berufsausübung unmöglich gemacht hätte, als ge- 
nügenden Grund angenommen, die Berufsutensilien zu pfänden. 
Der Entscheid wurde jedoch vom Bundesgericht aufgehoben mit 
der Begründung, dass die finanzielle Notlage des Schuldners 
seine Berufstätigkeit zwar erschwere, aber nicht unmöglich 
mache (Bl. n. F. III, Nr. 215). 

§ 11- 

Die Folgen der Verheimlichung und Beseitigung von 
Kompetenzstucken. 

I. Pfandunterschlagung an Rompetenzstttcken. 

Art. 96 bestimmt, dass sich der Schuldner bei Straflfblge 
jeder vom Betreibungsamt nicht bewilligten Verfügung über die 
gepfändeten Vermögensstticke zu enthalten habe. Die Strafbe- 
stimmungen über die Verletzungen der Vorschriften des B. Ges. 
betr. Seh. und K. werden nicht durch dieses Gesetz selbst normiert, 
sondern in Art. 25 Ziff. 3 wird der kantonalen Gesetzgebung der 
Auftrag erteilt, Strafbestimmungen aufzustellen. Die kantonalen 
Einführungsgesetze und Strafgesetzbücher stellen eine Zuwider- 
handlung gegen den Art. 96 als Pfandunterschlagung* 
unter Strafe. Da die Pfändung eines Kompetenzstückes, wie wir 
oben gesehen haben, an sich gültig, wenn auch anfechtbar ist, 
so wird Pfandunterschlagung auch begangen durch widerrecht- 
liche Verfügung über ein gepfändetes Kompetenzstück. 



'Der in der Schweiz. Eechtssprache gebräuchliche Ausdruck Pfand- 
unter. schlagung ist im Grunde genommen unrichtig. Unterschlagung ist 
die Aneignung einer fremden Sache, an der man Besitz oder Gewahrsam 
hat, zum Zwecke unrechtmässiger Bereicherung. Bei der sog. Pfandunter- 
schlagung handelt es sich aber um widerrechtliche Entäusserung einer 
eigenen Sache. Es wäre richtiger, für diesen, von der Unterschlagung 
völlig verschiedenen Tatbestand einen eigenen Ausdruck zu prägen. Art. 97 
des Vorentwurfes zu einem Schweiz. Strafgesetzbuch hat den Ausdruck ver- 
mieden; der Tatbestand heisst dort: Verfügung über Pfänder. Auch die in 
der deutschen Wissenschaft geläufige Benennung „Arrestbruch" ist, weil zu 
enge, nicht vollständig richtig. 
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IL Pf ändungsbetrug, begangen durch die Verheimlichung 
von Kompetenzstttcken. 

Nach Art. 91 des B. Ges. ist der Schuldner verpflichtet, „so- 
weit dies zu einer genügenden Pfändung nötig ist, seine Ver- 
mögensgegenstände anzugeben." Genügend ist eine Pfändung 
nach Art. 97 Abs. 2 dann, wenn durch dieselbe die Forderung 
samt Zinsen und Kosten gedeckt ist. Voraussetzung des Deliktes 
der Vermögensverheimlichung ist also nach B. Ges., dass durch 
das angegebene pfändbare Vermögen die Forderung nicht ge- 
deckt ist und ein Verlustschein oder provisorischer Verlustschein 
gemäss Art. 115 ausgestellt wurde. 

Es erhebt sich nun die Frage, ist der Schuldner nach B. Ges. 
verpflichtet, auch die nach Art. 92 unpfändbaren Gegenstände 
anzugeben, und ist auch die Verheimlichung von Kompetenz- 
stücken nach B. Ges. strafbar; bezw. müssen die Kantone auch 
die Verheimlichung von Kompetenzstücken unter Strafe stellen ? 
Das Bundesgesetz gibt über die Frage keinen Aufschluss, und 
zunächst wäre man nach der Fassung des Art. 91 eher geneigt, 
sie zu verneinen, denn da durch den Bestand der Kompetenz- 
stücke das pfändbare Vermögen nicht verändert, durch die An- 
gabe von unpfändbaren Gegenständen eine ungenügende Pfändung 
also nicht verbessert wird, so erscheint es auch nicht nötig, 
dieselben zu nennen. Es liegt jedoch nicht im Ermessen des 
Schuldners, einen Gegenstand als unpfändbar zu erklären, son- 
dern es ist dies Sache des Beamten, und zu diesem Zweck muss 
der Schuldner auch die Gegenstände, von denen er glaubt, sie 
seien unpfändbar und von denen dies objektiv feststeht, dem 
Beamten angeben (Jäger Art. 91 Nr. 7). Sodann ist eine Ver- 
minderung des pfändbaren Vermögens, wie wir unten zeigen 
werden, auch durch Verheimlichung von absolut unpfändbaren 
Vermögensgegenständen möglich. So erscheint es doch im Sinn 
des B. Ges., dass auch das Nichtangeben von Kompetenzstücken 
durch die Kantone unter Strafe gestellt wird. 

Die meisten Kantone haben für die Verheimlichung von 
Vermögensgegenständen bei der Pfändung zwei verschiedene 
strafbare Tatbestände aufgestellt. 

1. Die Verheimlichung oder Beseitigung von Vermögens- 
gegenständen an sich, ohne Schädigungsabsicht und ohne schädi- 
genden Erfolg, ist in allen Kantonen mit einer Ordnungsbusse 
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oder mit Gefängnis bedroht. Zürich E. G. § 113: „Mit Ordnungs- 
busse von 5 bis 100 Franken wird der Schuldner bestraft: 
b) wenn er bei der Pfändung oder bei der Aufnahme eines Güter- 
verzeichnisses oder bei der Vollziehung eines Arrestes seine 
Vermögensgegenstände, auch die nicht in seinem Gewahrsam 
befindlichen, oder seine Forderungen und Rechte gegenüber 
Dritten nicht angibt (Art. 91, 163 und 275)." 

2. Geschieht die Verheimlichung oder Beseitigung von Ver- 
mögensstücken absichtlich, zum Zweck und mit dem Erfolg der 
Schädigung der Gläubiger, so liegt nach den Rechten der meisten 
Kantone der Tatbestand des Pfändungsbetrugs vor. Zürich E. G. 
% 107 (Strafgesetzbuch § 206): „Ein Schuldner, welcher absicht- 
lich eine gegen ihn gerichtete Betreibung auf Pfändung ganz 
oder teilweise unwirksam macht, indem er Vermögensstücke ver- 
heimlicht, beseitigt oder vernichtet . . . wird wegen Pfändungs- 
betruges mit Gefängnis, in schweren Fällen mit Arbeitshaus 
bestraft.'* 

Fällt nun die Beseitigung oder Verheimlichung von Kom- 
{letenzstücken unter den ersten oder den zweiten Tatbestand? 
Die Frage kann nicht allgemein beantwortet werden, sondern 
es^ sind drei Fälle zu unterscheiden. 

a) Ein Gegenstand, der an und für sich Kompetenzstück 
sein könnte, dem jedoch im speziellen Fall das Requisit der 
Unentbehrlichkeit, wo dasselbe verlangt ist, fehlt, wird ver- 
heimlicht (z. B. ein Schuldner hat vier Betten, braucht für sich 
und seine Familie jedoch nur drei und verheimlicht das vierte). 
Hier handelt es sich überhaupt nicht um die Verheimlichung 
eines unpfändbaren Gegenstandes, und der Tatbestand des Pfän- 
dungsbetruges ist unzweifelhaft gegeben. 

b) Ein Gegenstand, der bei dem betreffenden Schuldner ge- 
mäss Art. 92 in concreto nicht gepfändet werden kann, wird 
von diesem verheimlicht. In der Regel wird das auf das Resultat 
der Pfändung keinen Einfluss ausüben (z. B. der Schuldner ver- 
heimlicht von drei Betten, die er für sich und seine Familie 
braucht, eines). Es liegt also, da die Pfändung dadurch nicht 
verschlechtert wird, kein Pfändungsbetrug vor. Die schädigende 
Absicht (absichtlich) ist zwar vielleicht vorhanden, dagegen 
fehlt das zweite Merkmal, der schädigende Erfolg (gan^ oder 
teilweise unwirksam macht). Es genügt also nicht, dass die 
Pfändung an sich ungenügend sei, sondern sie muss durch diese 
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Handlung verschlechtert werden. Dagegen sind in diesem Fall 
die Merkmale des 1. Tatbestandes gegeben. 

c) Doch ist es auch möglich, dass durch die Verheimlichung 
von unpfändbaren Vermögensbestandteilen das pfändbare Ver- 
mögen vermindert wird, indem mit Rücksicht auf das Nichtvor- 
handensein dieser unpfändbaren Gegenstände die Pfändung auf 
Gegenstände nicht erstreckt werden kann, die beim Vorhanden- 
sein solcher unpfändbarer Sachen gepfändet werden könnten. 
Das ist namentlitih dann der Fall, wenn der Schuldner Forde- 
iningen, die gemäss Ziff. 7—10 unpfändbar sind, oder Geld, das 
von solchen Forderungen herrührt, verheimlicht und dadurch er- 
reicht, dass Geld oder Guthaben, die nach Art. 93 nur beschränkt 
pfändbar sind, von der Pfändung frei bleiben. In diesem Fall 
liegt auch in der Verheimlichung von wirklichen Kompetenz- 
stücken ein Pfändungsbetrug, sofern wenigstens die Schädigungs- 
absicht vorliegt. 

III. Verheimlichung von Kompetenzstficken als Konkurs- 
grund *. 

Eine weitere Frage ist die, ob ein Gläubiger berechtigt 
sei, den Konkurs zu verlangen, wenn der Schuldner bei der Be- 
treibung auf Pfändung unpfändbare Gegenstände verheimlicht 
hat. Art. 190 sagt: „Ein Gläubiger kann ohne vorgängige Be- 
treibung beim Gerichte die Konkurseröffnung verlangen *. Gegen 
jeden Schuldner, . . . der bei einer Betreibung auf Pfändung 
Bestandteile seines Vermögens verheimlicht hat". — Verlangt ist 
weder eine betrügerische Absicht noch der Erfolg der Schädigung 
der Gläubiger. Es ist also auch die Verheimlichung von wirk- 
lichen Kompetenzstücken, durch die dem Gläubiger kein Schaden 
erwächst (oben II. 1.) ein Konkursgrund. Wollte das Gesetz die 
Verheimlichung nur dann als Konkursgrund gelten lassen, wenn 
dadurch die Gläubiger benachteiligt worden wären (oben II. 2.), 
^0 wäre das durch die vorangehende Bestimmung des Art. 190 
„gegen jeden Schuldner, der betrügerische Handlungen zum Nach- 
teile des Gläubigers begangen hat" schon erreicht, und die fol- 
gende Bestimmung der Vermögensverheimlichung wäre nicht 
mehr nötig. 

• Vgl. Leemann: Die Konkursgrtinde p. 82 ff. 
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IL Kapitel. 

Die eximierten Gegenstände. 

§ 12. . 

Körperliche Gegenstände (mit Ausnahme von Bargeld) 
ohne Rücksicht auf den Beruf des Schuldners. 

I. Die religiösen Erbauungsbttcher und Kultnsgegenstände 

(Ziff. 1). 

Für diese Gruppe von Vermögensstücken ist nicht das Be- 
dürfnis des Schuldners massgebend, sondern es genügt allein die 
Tatsache, dass einem Gegenstand dieser Charakter zukommt, 
um denselben der Exekution zu entrücken. Dagegen ist not- 
wendig, dass die Gegenstände für den Schuldner oder seine 
Familie diesen Charakter besitzen und von ihm nicht bloss als 
Raritäten, Sammelobjekte etc. aufbewahrt werden. Austausch 
bei erheblichem Wert ist auch hier zuzulassen (W. und B. Art. 92, 
Nr. 3). Der Begriff „religiöse Erbauungsbücher'' bedarf keiner 
Erklärung, dagegen kann es oft schwierig sein, zu entscheiden, 
ob etwas Kultusgegenstand ist oder nicht. Das Bundesgericht 
definiert (B. Ger. XXX, 1 Nr. 23): „Kultusgegenstand ist eine 
Sache, welche dem Gottesdienst entweder dadurch dient, dass 
sie als blosses Mittel zur Vornahme von gottesdienstlichen 
Handlungen verwendet wird, oder dadurch, dass sie Gegenstand 
religiöser Verehrung ist." Der Bundesrat hatte eine ähnliche 
Definition aufgestellt und von diesem Gesichtspunkte aus das 
Recht auf ausschliessliche Benutzung eines Platzes in einer 
Synagoge als pfändbar erklärt, da dasselbe durch diese Definition 
nicht gedeckt werde und, weil veräusserlich, einen bestimmten, 
verkehrsfähigen Vermögenswert darstelle (Arch. IV, Nr. 101). 
Dagegen bezeichnete er es als Sache des Bundesgerichts gemäss 
Art. 173 Ziff. 3 des Org. Ges. und Art. 50 Abs. 1 der B. Verf., 
nicht der Aufsichtsbehörde, zu untersuchen, ob der Schuldner 
nicht durch Entzug dieses Rechtes in der Ausübung seiner 
Religion verhindert würde. Das Bundesgericht liess die Pfändung 



Digitizedby VjOOQIC , 



Ö9 

seines Grabsteines zu, anerkannte aber die Möglichkeit der kan- 
tonalen Gesetzgebung, Grabsteine der Pfändung dadurch zu ent- 
ziehen, dass sie dieselben, weil gleichsam geheiligte Sachen, als 
extra commercium erklärt, oder indem es Pfändungshandlungen 
auf einem Friedhof, als mit der ünverletzlichkeit der Ruhe des- 
selben unvereinbar, verbietet (B. Ger. XXX, 1 Nr. 23). Ebenso 
sind sogen. Haussegen (Bl. n. F. II Nr. 80) und Bilder mit Schutz- 
engeln, Darstellungen aus der biblischen Geschichte etc. pfänd- 
bar, sofern es sich nicht um eigentliche Heiligenbilder handelt 
(R. Freund II p. 55). 

IL Die Bekleidungs-, Ausrfistangs-, Bewaffnungsgegen- 
stände und das Pferd eines Wehrmannes (Ziff. 6). 

1. Wehrmann ist jeder Angehörige des Bundesheeres im 
Sinne von Art. 19 der B. Verf. ; gleichviel ob er dem Auszug 
oder der Landwehr (Art. 6 der Militärorganisation vom 13. Nov. 
1874; S. A. n. F. I. p. 257 ff.) oder dem Landsturm (Art. 2 
des B. Ges. betr. den Landsturm der Schweiz. Eidgenossenschaft 
vom 4. Dez. 1886; A. S. n. F. X. p. 13) zugeteilt sei. Angehörige 
einer ausländischen Armee haben auf diesen Schutz natürlich 
keinen Anspruch, da es sich hier nicht um die Erhaltung des 
Individuums handelt, sondern um die Wahrung der Wehrkraft 
des Landes. 

2. Die geschützten Gegenstände lassen sich in drei Kate- 
gorien einteilen: 

a) Bewaffnungs-, Ausrüstungs- und Bekleidungsgegenstände, 
welche dem Wehrmann vom Staat unter Eigentumsvorbehalt 
geliefert wurden. Hier ergibt sich die Unpfändbarkeit als Kon- 
sequenz schon aus dem Eigentumsvorbehalt und der Bestimmung, 
dass diese Gegenstände durch den Inhaber weder veräussert 
noch verpfändet werden können. Dahin gehören alle von Bund 
und Kantonen den Unteroffizieren und Soldaten unentgeltlich 
gelieferten Waffen und Militäreffekten (M. 0. Art. 159). 

b) Ausrüstungs- und Bewaffnungsgegenstände, welche dem 
Wehrmann vom Staat geliefert werden, aber in das Eigentum 
des Empfängers übergehen. Auch hier folgt die Unpfändbarkeit 
aus der Beschränkung der Verfügungsfreiheit (Art. 8 der bun- 
desrätlichen Verordnung über die an Oifiziere, Stabssekretäre, 
Ärzte ohne Grad für Bekleidung und Ausrüstung zu leistenden 
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Vergütungen und in natura zu verabfolgenden Gegenstände vom 
U. Jan. 1898 A.S.n.F.XVI p. 471). In diese Kategorie fallen 
die, den Oifizieren und Stabssekretären des Auszuges und der 
T.andwelir vom Bund gemäss Art. 7 der zit. Verordnung verab- 
folgten Bewaffnungs- und Ausrüstungsgegenstände. 

c) Ausrüstungs- und Bekleidungsgegenstände, welche der 
Ä\'eLrmann selbst zu liefern verpflichtet ist. Dahin gehört : a) die 
gesamte Bekleidung der Ofl&ziere (M. 0. Art. 149, vor der zit. Ver- 
oi'duung auch die Bewaffnung und Ausrüstung); ß) die Fussbe- 
k leidung und Leibwäsche der Unterofl&ziere und Soldaten (Art. 58 
des Reglements über die Bekleidung und Ausrüstung der Schweiz. 
Armee vom 11. Jan. 1898; A. S.n.F.XVI p. 484); y) das Fahr- 
nid eines Militärradfahrers (Art. 6 des B. Ges. betr. die Errich- 
tung von Radfahrerabteilungen vom 19. Dez. 1891; A.S. n. F. XII 
p. 692 und Bundesbeschluss betr. die Ergänzung dieser Verord- 
nung vom 6. Dez. 1894; A.S.n.F.XIV p.523; Arch. III, Nr. 97). 
In der Verfügung über diese Gegenstände ist der Inhaber an 
sich zwar vollständig frei, doch ist er strafbar, wenn er bei 
Diensteintritten, Inspektionen und namentlich auch im Fall der 
Mobilmachung sie nicht besitzt; deshalb müssen auch diese 
Gegenstände unpfändbar sein. Der Schutz der Gegenstände, auch 
derjenigen, die vom Staat geliefert wurden, und nach erfüUter 
Wehrpflicht dem Inhaber unbeschränkt zu eigen zufallen, hört 
auf, wenn der Mann aus der Wehrpflicht austritt. Dagegen 
dauert die Unpfändbarkeit an während einer vorübergehenden 
Enthebung von der Wehrpflicht (M. 0. Art. 2 und 4) oder einer 
zeitweiligen Einstellung im Kommando (M. 0. Art. 77), soweit 
während dieser Zeit die Gegenstände überhaupt im Besitz des 
^\'ehrpflichtigen verbleiben. 

Der französische code de procedure civile bestimmt in Art. 592 
Zitf. 5, dass nur die Ausrüstungsgegenstände „suivant Tordon- 
nance et le grade" unpfändbar seien. Eine ähnliche Bestimmung 
enthält unser Gesetz nicht; doch hat die Praxis in einem Fall 
festgestellt, dass nur diejenigen Gegenstände das Privileg der 
Unpfändbarkeit geniessen, die ein Wehrmann zu halten ver- 
pflichtet ist und über deren Besitz er sich anlässlich der ln- 
spektionen oder beim Einrücken in einen Dienst auszuweisen 
hat. So wurde das Fahrrad eines Landsturmradfahrers als pfänd- 
bar erklärt, weil dieser zur Haltung desselben nicht verpflichtet 
ist (Deshayes p. 309). Aus dem gleichen Grunde müssten auch 
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Ausrüstungs-, Bekleidungs- und Bewaffnungsgegenstände von 
Offizieren, die über das reglementarisch verlangte hinaus (mass- 
gebend sind die oben zit. bundesrätliche Verordnung vom 11. Jan. 
1898 und das zit. Bekleidungsreglement vom 11. Jan. 1898) vor- 
handen sind, als pfändbar erklärt werden. 

3. unter Dienstpferd im Sinne von Art. 92 Ziff. 6 ist nur 
dasjenige Pferd zu verstehen, das ein Wehrmann auch ausser 
Dienst zu halten verpflichtet ist. Zur ständigen Haltung eines 
eigenen Dienstpferdes sind nur verpflichtet : a) die Unterofl&ziere 
und Soldaten der Kavallerie des Auszuges mit Ausnahme der 
Krankenwärter und Arbeiter (M. 0. Art. 191/93 und Art. 23 der 
Verordnung über die Kavalleriepferde vom 19. Jan. 1883 ; A. S. 
n. F. VI p. 6 ff.); b) die OflSziere der Kavallerie (Art. 1 des 
B. Ges. betr. die Dienstpferde der Kavallerieofl&ziere vom 29. Juni 
1898; A. S. n. F. XVI p. 843 ff.). Nach erfüllter zehnjähriger 
Dienstzeit ini Auszug geht das Pferd in das unbeschränkte 
Eigentum des Mannes über (M. 0. Art. 196) und wird damit auch 
pfändbar. 

Ausser den hier genannten Personen ist kein Angehöriger 
der Armee verpflichtet, ein eigenes Dienstpferd zu halten, auch 
wenn er beritten ist, sondern es wird ihm entweder das Pferd 
vom Staat zur Verfügung gestellt (Krankenwärter und Arbeiter 
der Kavallerie, Art. 2 und 3 der Verordnung über die Beritten- 
machung der Trompeter, Krankenwärter und Arbeiter der Kaval- 
lerie vom 24. März 1876; A. S. n. F. H p. 207 ff.; — berittene 
Unterofl&ziere und Soldaten der übrigen Waffengattungen, M. 0. 
Art. 182), oder er hat sich jeweilen auf den betreffenden Dienst hin 
selbst beritten zu machen, was auch durch ein gemietetes Pferd « 
geschehen kann (Ofl&ziere aller Truppengattungen ausser Kavalle- 
rie, M.O.Art. 182). Für unrichtig halte ich es, wenn Jäger die Pferde 
„derjenigen Instruktions- und höheren Ofl&ziere, welche nach der 
M. O. ein Dienstpferd zu halten haben", als unpfändbar bezeichnet 
(Jäger Art. 92 Nr. 14 a. E.). Nach der M. 0. ist, ausser den Ofl&zie- 
ren, ünterofl&zieren und Soldaten der Kavallerie, niemand zur Hal- 
tung eines Pferdes verpflichtet ; auch nicht diese Ofl&ziere, welche 
Jäger nennt ; dieselben sind nur berechtigt für ein effektiv gehal- 
tenes eigenes Reitpferd, Fourageration nebstPferdewartungskosten 
zu beziehen (Art. 1 des B. Beschl. betr. die Vergütung von Pferde- 
rationen im Friedensverhältnis vom 16. Juni 1882; A. S. n. F. VI, 
p. 482 ff., abgeändert und erweitert durch verschiedene B. Beschl, 
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der neueste vom 26. März 1897 ; A. S. n. F. XVI, p. 1 10), Dass keine 
Pflicht zur Haltung eines eigenen Pferdes besteht, sagt Art. 6 de^^ 
B. Beschl. vom 16. Juni 1882 ausdrücklich : „Rationsberechtigt* 
Ofl&ziere, welche kein eigenes eingeschätztes Dienst- 
pferd besitzen, können sich . . . mit Mietpferden beritten machen." 

III. Die notwendigen Gegenstände des täglichen Ge- 
brauches. 

Die klimatischen Verhältnisse der Gegend, die wir bewohnen, 
bringen es mit sich, dass wir zur Fristung unseres Daseins eines 
gewissen Bestandes an Gegenständen bediirfen, die uns vor den 
schädlichen Einflüssen der Witterung schützen; ferner lässt 
auch der gegenwärtige Stand der Kultur eine Reihe von Dingen 
als zum Leben notwendig erscheinen, ohne die man sehr wohl 
existieren könnte und ohne welche die Menschen vergangener 
Epochen auch existiert haben. Es werden daher neben dem ab- 
solut Notwendigen auch Gegenstände, die man objektiv betrachtet 
als nur der Bequemlichkeit oder einem, wenn auch bescheidenen 
Luxus dienlich bezeichnen muss, unpfändbar erklärt. Versuchen 
wir im Folgenden eine kurze Aufzählung der Gegenstände, 
welche die Praxis unter Ziff. 1 und 2 unterbringt, zu geben. 

L Das persönliche Inventar. Wir verstehen unter diesem 
Ausdruck diejenigen Gegenstände, die ein Mensch an und auf 
sich zu tragen pflegt, oder die er ohne Bezug auf eine bestimmte, 
namentlich berufliche Betätigung braucht. 

a) Kleider. Mit Jäger (Art. 92, Nr. 3) ist anzunehmen, dass 
jeder Person der schuldnerischen Familie zwei vollständige 
Kleidungen, eine Arbeits- und eine Feiertagskleidung zu lassen 
sind ; ob auch ein Überzieher unpfändbar sei, ist nach den Ver- 
hältnissen des einzelnen Falles zu entscheiden. Die Frage wurde 
vom ztirch. Obergericht bejaht für einen Geschäftsreisenden der 
Konfektionsbranche (Bl. n. F. IV, Nr. 44), verneint für einen Mann 
auf dem Lande (Bl. n. F. IV, Nr. 10). Unser Gesetz nennt die 
Wäsche nicht, wie dies die deutsche Z. P. 0. in § 811 Ziff. 1 tut; 
doch ist auch diese auszunehmen und sie lässt sich, wenigstens 
die Leibwäsche, an dieser Stelle unterbringen. Während wir 
oben (§ 8) den Satz aufgestellt haben, dass bei Ausmessung der 
unpfändbaren Sachen die Standesgemässheit im allgemeinen keine 
Rolle spiele, so muss hier bei Kleidern und Wäsche auf die 
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soziale Stellung und dfen Beruf des Schuldners entsprechende 
Rücksicht genommen werden (vgl. die beiden letztgenannten 
Entscheide des zürch. 0. Ger.). 

bj Effekten. Der Ausdruck Effekten ist möglichst unbe- 
stimmt und dehnbar; es liegt darin geradezu eine clausula 
generalis der Unpfändbarkeit für alle Güter, die dem Schuldner 
und seiner Familie zum notwendigen persönlichen Gebrauch 
dienen und die durch die andern Ziffern nicht getroffen werden. 
Immerhin ist eine beträchtliche Einschränkung sofort zu machen : 
der Ausdruck umfasst nur körperliche, bewegliche, nicht fungible 
Sachen; sodann kann es sich bei diesem Sammelbegriff auch 
nur um Sachen von geringem Wert handeln, da das Gesetz alle 
andern Gegenstände von einiger Bedeutung, wenigstens der Art 
oder der Zweckbestimmung nach nennt. Die Gegenstände, die 
hieher gehören, können von verschiedenster Art sein ; eine einiger- 
massen erschöpfende Aufzählung ist kaum möglich (vgl. die Bei- 
spiele bei Jäger Art. 92, Nr. 4). Von den Aufsichtsbehörden 
wurden dahin gerechnet : Trauring (Bl. XII, p. 35) ; Taschenuhr 
eines Landarbeiters (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 12). Dagegen wurde 
durch das zürch. Obergericht die Taschenuhr eines Webermeisters 
als pfändbar erklärt, da er in einem geschlossenen Raum arbeite, 
wo der Arbeitgeber eine ühr anzubringen habe, wenn er ver- 
lange, dass die Angestellten die genaue Zeit kennen (Bl. XII, 
p. 219). 

2. Das Wohnungsmobiliar. Während durch Art. 92 für die 
ünentziehbarkeit der Wohnung gar nichts getan ist (Grund 
unten § 16, ad II 1.), wird der Einrichtung derselben der weit- 
gehendste Schutz zuteil. 

aj An Einrichtung der Wohn- und Schlafzimmer kann der 
Schuldner für jedes (B. Ger. XXV, 1 Nr. 119 ; J. d. Trib. IL, p. 22), 
zum mindesten für jedes erwachsene Familienglied ein Bett ver- 
langen (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 41); sind nicht genug Betten vor- 
handen, so muss ihm an Stelle eines solchen ein Divan, Kanapee 
etc. gelassen werden (B. Ger. XXX, 1 Nr. 102; Bl. XVHI, p. 82). 
Als Bett (Schlafstelle) gilt auch der Wohnwagen eines fahrenden 
Artisten (Arch. IV, Nr. 132; anders Z. d. b. J.-V. XXXVI p. 624). 
Auch ein Kinderwagen ist unpfändbar, sofern derselbe von einem 
Kind als Schlafstelle benützt werden muss (Bl. XV, p. 272 ; anders 
J. d. Trib. XLI, p. 43), ja ein Kinderwagen ist selbst dann un- 
pfändbar, wenn für das betreffende Kind eine „Kinderzeine" vor- 
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banden ist (B. Ger. XXVI, 1 Nr. 103). Im Widerspruch mit der 
bundesgerichtlichen Praxis steht es jedenfalls, wenn das ztirch. 
Obergericht einen Divan gegen die Substitution einer „Kinder- 
zeine" als pfändbar erklärt (Bl. XVI p. 110); es kann dieser 
Ersatz nicht als angemessen bezeichnet werden, da eine „Kinder- 
zeine" doch nur für ein ganz kleines Kind die Stelle eines Bettes 
versehen kann, und der Schuldner also schon in allerkürzester 
Zeit für dieses Kind kein Bett haben wird. — Genügende Be- 
hältnisse zum Aufbewahren der Kleider wurden vom Bundesrat 
(Arch. I, Nr. 9) und B. Ger. (B. Ger. XXIII, Nr. 265) vom Stand- 
punkt der Hygiene und der Sparsamkeit als unentbehrlich er- 
klärt. Je nach der Grösse der Familie sind unpfändbar, eine 
Kommode oder ein Kleiderschrank (Arch. I, Nr. 9; Bl. XI\^, 
p. 292; XV, p. 272; XVII, p. 134). Es braucht sich auch ein 
alleinstehender Schuldner nicht mit einem Koffer an Stelle eines 
Schrankes (B. Ger. XXIII, Nr. 265) oder einer Kommode (Bl. n. 
F. II, Nr. 80) zu begnügen ; einer siebenköpfigen Familie wurden 
Schrank und Kommode neben Koffer gelassen (B. Ger. XXVI, 1 
Nr. 103). Auch Nachttisch und Waschtisch (anders St. Gallen 
Aufsichtsbehörde R. B. 1897, Nr. 9) wurden vom Bundesgericht 
als unentbehrlich und unpfändbar erklärt (B. Ger. XXX, 1 Nr. 124). 
Im gemeinsamen Wohn- und Esszimmer muss ein Tisch und für 
jedes Familienglied ein Stuhl bleiben, selbst wenn in der Küche 
ein Tisch und andere Stühle vorhanden sind (Arch. IV, Nr. 117). 
Eine Wanduhr (Regulateur, Stockuhr) kann dann, wenn der 
Schuldner keine Taschenuhr besitzt, nicht gepfändet werden 
(Arch. n, Nr. 87; Bl. XVII, p. 134). Grundsätzlich ist auch ein 
Ofen unpfändbar, da, wo der Mieter denselben nach Ortsgebrauch 
in die Wohnung mitzubringen hat (Jäger Art. 92, Nr. 7 a. E.); 
dagegen wurde vom Bundesgericht die Pfändung eines Ofens 
gutgeheissen, der vom Schuldner für den Verkauf hergestellt 
und nur deshalb in eigenen Gebrauch genommen worden war, 
weil er ihn nicht verkaufen konnte (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 105). 
Eine Nähmaschine ist auch dann unpfändbar, wenn die Schuld- 
nerin, bezw. die Frau des Schuldners damit nicht gegen Bezah- 
lung für Dritte, sondern nur für den Bedarf der eigenen Familie 
arbeitet, also nicht nur im Sinne von Ziff. 3 (R. Freund. II, p. 79). 
b) In Küche und Vorratsräumen muss dem Schuldner so viel 
an Gerätschaften etc. verbleiben, als er bedarf zur Herstellung 
der Speisen (J. d. Trib. XLI, p. 43) und zur Aufbewahrung der 
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in Ziff. 5 genannten Vorräte. Femer die, an Wert sehr unbe- 
deutenden Gegenstände zur Reinigung und Instandhaltung der 
Wohnung, Kleider, überhaupt der eximierten Gegenstände. 

IV, Nahrungs- und Feuerungsniittel für zwei Monate 

(Ziff. 5). 

Diese Bestimmung kommt in erster Linie uud fast aus- 
schliesslich der bäuerlichen Bevölkerung zugute, denn nur diese 
ist imstande und pflegt sich solche Vorräte anzulegen. Um diesen 
Vorteil auch andern Klassen zukommen zu lassen, nehmen Weber 
und Brtistlein an (Art. 92 Nr. 6), dass in Ermangelung von Vor- 
räten in natura, aus dem vorhandenen Geld oder aus dem Erlös 
der übrigen Gegenstände ein entsprechender Betrag frei bleiben 
müsse, wie dies in der französischen Judikatur geschieht (Boitard 
et Colmet-Daage II Nr. 853) und durch die Novelle zur Z. P. 0. 
in Deutschland eingeführt wurde (Z. P. 0. § 811 Ziff. 2). Die 
bundesrätliche Praxis lässt diese Auffassung nicht zu, da dar- 
nach Geld nur in ganz bestimmten, aufgezählten Fällen unpfänd- 
bar ist, und Ziff. 5 dort nicht genannt wird (vgl. unten § 14). 
Auch aus dem Erlös der andern Gegenstände kann der Schuldner 
nicht an Stelle von fehlenden Vorräten Geld heraus verlangen, 
da der Erlös, mit Ausnahme eines allfälligen Überschusses ganz 
dem Gläubiger zufällt (oben § 10 I, 3 a). Nach der bundesge- 
richtlichen Praxis ist Geld an Stelle von vorhandenen Vorräten 
dann unpfändbar, wenn es aus dem Verkauf solcher Vorräte 
herrührt und zum gleichen Zweck wie diese selbst, nämlich zur 
Ernährung der Familie verwendet wird (oben § 10 I 2 b). Da- 
gegen hat der Bundesrat sich dahin ausgesprochen, dass bei der 
Pfändung von hängenden und stehenden Früchten dem Schuldner 
davon auch dann soviel zu lassen sei, als er zum Unterhalt 
seiner Familie für zwei Monate (Art. 102 Abs. 2 gibt keinen 
Zeitraum an, der Bundesrat fixiert ihn durch diesen Entscheid 
in Analogie mit Art. 92 auf zwei Monate) nötig hat, wenn er 
die fraglichen Früchte nicht in natura konsumieren, sondern nur 
aus deren Erlös die Mittel zum Unterhalt sich verschaffen könne 
(Arch. in, Nr. 136). Die vorhandenen Vorräte an Nahrungs- und 
Feuerungsmitteln sind auch dann unpfändbar, wenn der Schuldner 
anderweitig genügende Einnahmequellen zur Bestreitung des 
Unterhaltes hat und nicht auf die vorhandenen Vorräte ange- 
wiesen ist (Unterschied gegenüber Ziff. 4). 
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V. Nach der Wahl des Schuldners eine Milchkuh^ 4lrei 

Ziegen oder drei Schafe, nebst Futter und Stroh fiu* 

einen Monat (Ziff. 4). 

Die Wahl steht dem Schuldner nur darüber ottenj ob ihm 
eine Kuh, 3 Ziegen oder 3 Schafe zu belassen seien, nicht aber 
darüber, welches von mehreren vorhandenen Tieren derselben 
Art; darüber entscheidet unter Berücksichtigung der Verhält- 
nisse des einzelnen Falles der Betreibungsbeamte und auf dem 
Rekurswege die Aufsichtsbehörde (B. Ger. XXXI, 1 Nr. 34). Die 
Kompetenz des Bundesgerichts ist jedenfalls nur dann gegeben, 
wenn die überlassene Kuh gar keine Milch gibt, d. h. überhaupt 
keine Milchkuh ist. Um Ziff. 4 geltend zu machen, ist es nicht 
nötig, dass der Schuldner Landwirt von Beruf sei (Bl. XII, p. 241 ; 
zürch. Obergericht R. B. 1893 Nr. 270), da die genannten Tiere 
wegen der Nahrung, die sie der schuldnerischen Familie liefern 
(„sofern diese Tiere für die Ernährung des Schuldners und seiner 
Familie nötig sind") von der Pfändung ausgenommen sind, nicht 
wie der Bundesrat in Arch. I Nr. 10 annimmt, als „Handwerks- 
zeug" des Landwirts. Im Gegensatz zu Ziff. 5 sind diese Tiere 
dann pfändbar, wenn der Schuldner zur Ernährung seiner FamiUe 
nicht auf dieselben angewiesen ist, sei es, dass er einen Beruf 
betreibt, der ihm genügende und beständige Einnahmequellen 
sichert (Arch. I Nr. 10 und Nr. 11) sei es, dass er Gelegenheit 
hat, die nötige Milch anderswoher unentgeltlich zu erhalten, 
indem z. B. die Frau oder die Kinder des Schuldners, die ihm 
gegenüber doch alimentationspflichtig sind, Kühe besitzen 
(Arch. III Nr. 96). Über den von uns oben (§ 9 II) aufgestellten 
Satz, dass bei der Berechnung des Unentbehrlichen blosser Be- 
sitz an Dritteigentum nicht als dem Schuldner gehörig gerechnet 
werden dürfe, geht ein Entscheid der waadtländischen Aufsichts- 
behörde, hinaus, der eine Kuh auch dann als pfändbar bezeichnet, 
wenn Kühe, die Dritten gehören, beim Schuldner verstellt sind 
(J. d. Trib. XLIV, p. 384). Über die Präsumtion der Unentbehr- 
lichkeit einer Milchkuh zu gunsten des Schuldners vgl. oben § 8 
a. E. (Arch. I, Nr. 10), und über den Ausschluss des Umtausches, 
auch in dem Fall, da eine Kuh mehr Milch gibt, als für das Be- 
dürfnis der Familie notwendig ist, vgl. § 10 II a.E. (Arch. I Nr. 10). 

Was oben darüber ausgeführt wurde, dass Nahrungs- und 
Feuerungsmittel nur in natura unpfändbar seien, nicht aber ein 
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entsprechender Geldbetrag, ist hier bezüglich der Futter- und 
Strohvorräte zu wiederholen. 

§ 13. 

Die Berufsutensilien. 

I. Der Umfang des Begriffes „Beruf. 

1, Beruf und Unternehmung, Durch Ziff. 3 soll dem Schuldner 
die Ausübung seiner Erwerbstätigkeit gewahrt werden, während 
Art. 93 ihm die Früchte seiner beruflichen Betätigung, das Ein- 
kommen, sichern will, wenigstens soweit er dies zu seinem Unter- 
halt bedarf. Immerhin wird durch Ziff. 3 nicht jede, auf Erwerb 
gerichtete Tätigkeit geschützt, und der Ausdruck Beruf, den 
das Gesetz gebraucht, ist enger als derjenige von Erwerbs- 
tätigkeit. Der Grund und die Berechtigung zu der verschie- 
denen Behandlung der einzelnen Erwerbszweige liegt in der 
grossen Verschiedenheit der materiellen Hülfsmittel, die das eine 
oder andere Gewerbe benötigt (B. Ger. XXIII, Nr. 133). Man 
vergegenwärtige sich nur die Ungerechtigkeit, die entstehen 
würde, wenn man den Schutz z. B. auf die kostspielige maschi- 
nelle Einrichtung einer Fabrikanlage erstrecken würde. 

So teilt die Praxis die Erwerbstätigkeiten in dieser Hinsicht 
ein in eigentliche Berufe einerseits, denen allein der Schutz der 
Ziff. 3 zukommt und in Unternehmungen und Gewerbebetriebe 
anderseits, die den Schutz nicht gemessen. Oft hält es schwierig, 
bei Betrieben, die an der Grenze stehen, sie mit Bestimmtheit 
auf der einen oder andern Seite unterzubringen, und es kommen 
in dieser Beziehung unter den Entscheiden der Aufsichtsbehörden 
offenbare Widersprüche vor. 

Das Bundesgericht definiert Beruf oder eigentliche Berufs- 
tätigkeit als „diejenige Tätigkeit, die wesentlich in der hand- 
werksmässigen Ausübung bestimmter persönlicher Fertigkeiten 
beruht" (B. Ger. XXIH, Nr. 133) ; während diese Definition zu 
eng ist, da sie einseitig nur das Handwerk berücksichtigt, wird 
eine andere den Verhältnissen nach jeder Richtung hin gerecht: 
„Beruf im Sinne von Art. 92 Ziff. 3 liegt dann vor, wenn die 
wirtschaftliche Betätigung des Schuldners wesentlich in der 
Ausübung der erlernten persönlichen Fähigkeiten und der Ver- 
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Wertung seiner, durch das Studium angeeigneten Kenntnisse be- 
ruht" (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 98). Jede Erwerbstätigkeit, die 
durch diese letzte Definition nicht umspannt wird, ist Unter- 
nehmung, und der Ausübende kann sich gegenüber einer Pfän- 
dung nicht auf Ziff. 3 berufen. Das Bundesgericht sagt darüber: 
„Die auf sich selbst und ihre erlernten Fertigkeiten angewie- 
senen wirtschaftlichen Existenzen wollten besonders geschützt 
werden, während es dem Gesetzgeber gewiss fern lag, auch die- 
jenigen Betriebsarten in gleicher Weise zu privilegieren, die 
sich infolge der Beziehungen von Kapital und der Ver- 
wendung fremder Arbeits- und elementarer Natur- 
kräfte als Unternehmungen qualifizieren" (B. Ger. XXIII, 
Nr. 133). 

Es sind also drei Faktoren, von denen jeder einzeln oder 
in Konkurrenz mit einem andern einen Betrieb zur Unternehmung 
stempelt. 

a) Die berufliche Bet^ltigung besteht nicht ausschliesslich 
oder vorherrschend in der Nutzbarmachung körperlicher oder 
geistiger Fähigkeiten, indem dabei die sachlichen Hülfsmittel, 
trotzdem sie notwendig sind, nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, sondern in der Nutzbarmachung eines in irgend welchen 
Einrichtungen angelegten Kapitals, wobei die persönliche 
Leistung des Ausübenden, die sich zwar gleichfalls auf anerlemte 
Fertigkeiten gründen kann, gegenüber dem durch die sachliche 
Einrichtung repräsentierten Wert zurücktritt. Aus diesem Grunde 
haben die Aufsichtsbehörden folgende Betriebe als nicht unter 
Ziff. 3 fallend erklärt: Buchdruckerei (Arch. ü, Nr. 101), Limo- 
nadenfabrik (Arch. III, Nr. 111 ; B. Ger. XXV, 1 Nr. 104), Karton- 
fabrik (Arch. V, Nr. 72), Pension (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 67), Mena- 
gerie (Sem. jud. XV, p. 791), Goldleistenfabrik (Bl. XIV, p. 249\ 
Logisvermietung (Bl. XVII, p. lo5). Dagegen wurde vom ztirch. 
Obergericht der Betrieb einer Kleiderfärberei und Waschanstalt 
als Beruf betrachtet und die Gerätschaften im Wert von zirka 
100 Franken (darunter ein Dampfkessel) unpfändbar erklärt 
(Bl. XIII p. 2&\ und doch ist es kaum möglich, hier einen Unter- 
schied zu konstatieren gegenüber z. B. einer Limonadenfabrik, 
die vom Schuldner allein, ohne Benutzung motorischer Kräfte 
betrieben wird, und deren Einrichtung von sehr geringem Wert ist. 

ft) Das Gewerbe kann vom Schuldner nicht allein, sondern 
nur unter Beiziehung fremder, menschlicher Arbeits- 
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kräfte betrieben werden; sei es, dass die verwendeten Maschinen 
und Instrumente zur Bedienung eine Mehrheit von Personen 
voraussetzen, sei es, dass in der betreffenden Branche ein kon- 
kurrenzfähiger Betrieb nur bei weitgehender Arbeitsteilung 
möglich ist. Während das unter a) genannte Kriterium einzig 
von der Praxis aufgestellt worden ist und im Gesetz keinen 
Anhaltspunkt hat, gibt dieses Unterscheidungsmerkmal das Ge- 
setz selbst, indem es von Werkzeugen etc. spricht, die dem 
Schuldner und seiner Familie zur Benützung notwendig 
sind: Dadui'ch, dass der Gesetzgeber es für nötig findet, die 
Familienangehörigen speziell zu nennen, um sie des Schutzes 
teilhaft werden zu lassen, werden alle fernstehenden nicht ge- 
nannten Personen ausgeschlossen. 

Von diesem Gesichtspunkte aus wurde die Pfändung einer 
Stickmaschine (B. Ger. XXIII, Nr. 68), der Fädelmaschine eines 
Stickers(B.Ger.XXII,Nr.211)undeinesLedischiffes(B.Ger.XXIV, 
1 Nr. 64) gutgeheissen. Dagegen liegt eine Unternehmung dann 
nicht vor, wenn die im Betrieb beschäftigten Ai'beiter Familien- 
angehörige (oben § 8) des Schuldners sind (Arch. IV, Nr. 1 10) ; 
auch dann nicht, wenn das Geschäft auf Rechnung der Ehefrau 
durch den Ehemann betrieben wird (R. Freund II, p. 148). In 
einem Fall hat das Bundesgericht sogar angenommen, dass 
keine Unternehmung vorliege, trotzdem der Inhaber den Beruf 
nicht allein, sondern nur unter Beiziehung einer fremden, nicht 
zur Familie gehörigen Hülfskraft ausüben konnte(Arch.V,Nr.ll5). 

c) Der Betrieb bedarf, um konkurrenzfähig zu bleiben, 
maschineller Einrichtungen, die durch Nutzbar- 
machung von Naturkräften in Bewegung gesetzt werden. 
So wurde der Betrieb einer Schuhmacherleistenfabrik (B. Ger. 
XXni, Nr. 133) und einer mechanischen HolzrSpalterei und 
-Sägerei (R. Freund I, p. 14) als Unternehmung bezeichnet. 

Um einem Betrieb den Charakter einer Unternehmung zu 
geben, ist es nötig, dass der bestimmende Faktor Bedingung 
der Ausübung sei, nicht bloss reine Zufälligkeit. So genügt es 
nicht, dass z. B. in einem Handwerksbetrieb nur zufällig sehr 
teure Maschinen, fremde oder motorische Arbeitskräfte verwendet 
werden, sofern eine rationelle Ausübung des Handwerks auch 
ohne dieselben möglich wäre. In diesem Fall sind allerdings die 
entsprechenden Gegenstände pfändbar (unten III), während die 
übrigen den Schutz gleichwohl gemessen, während beim Vor- 
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liegen einer Unternehmung die gesamte Einrichtung derselben 
pfändbar ist. 

2. Selbständiger oder unselbständiger Beruf. Der Beruf im 
engern Sinne kann entweder selbständig oder unselbständig sein. 
Selbständig ist ein Beruf dann, wenn der Ausübende denselben 
unabhängig, auf eigene Kosten und Gefahr betreibt; unselb- 
ständig dann, wenn der Ausübende von einer dritten Person, 
für deren Rechnung er gegen Entlöhnung arbeitet, in einem 
Abhängigkeitsverhältnis sich befindet. Beide Arten der Berufs- 
ausübung haben Anspruch auf Schutz und zwar die unselbstän- 
dige unbedingt, die selbständige in einem sogleich zu bestim- 
menden Masse. Über den Schutz des selbständigen Berufes sagt 
das Bundesgericht (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 98): „Es ist dem 
Schuldner nur so weit die Möglichkeit weiterer selbständiger 
Berufsausübung zu wahren, als er durch den Entzug der- 
selben, durch den Zwang, künftig in abhängiger Stellung als 
Angestellter, Arbeiter etc. tätig zu sein, nach den allgemeinen 
Verhältnissen der betreffenden Berufsbranche und den besonderen 
Verhältnissen des konkreten Falls sich ausser Stand sehen 
würde, den für ihn, resp. seine Familie erforderlichen Lebens- 
unterhalt zu verdienen. Die selbständige Berufsausübung ist nur 
Mittel zur Gewinnung des notwendigen Lebensunterhaltes." In 
diesem Sinne spricht sich eine ganze Anzahl von Entscheiden 
der Aufsichtsbehörden aus (Arch. II, Nr. 24, Nr. 80; B. Ger. XXXI, 
1 Nr. 60; Sem. jud. XV, p. 791). Es fragt sich freilich, ob diese 
Praxis dem Geist des Gesetzes entspreche. Es gibt heute nur 
ganz wenige Berufsarten, in denen nicht ein Arbeiter, selbst 
wenn er verheiratet ist und eine grössere Familie zu ernähren 
hat, als Lohnarbeiter sein Auskommen finden würde. Ein 
verheirateter Arbeiter ist nur in den Berufsbranchen auf selb- 
ständige Berufsausübung angewiesen, wo ausschliesslich Klein- 
betriebe bestehen, z. B. im Coiffeurgewerbe, denn hier haben wir 
einerseits den Meister und andererseits den Gesellen, der den 
Gesellenstand nur als Vorstufe für den Meisterstand betrachtet 
und der sich, solange er nicht selbständig ist, auch nicht ver- 
heiratet. Die Lohnverhältnisse der unselbständigen Arbeiter in 
diesen Berufsarten sind daher auch nur für jüngere, alleinstehende 
Leute zugeschnitten. Wo aber in einer Branche Grossbetriebe 
bestehen und vorherrschen, was heute fast in allen Gebieten 
der Fall ist, haben wir auf der einen Seite den kapitalkräftigen 
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Unternehmer und auf der andern die Arbeiter, die in der Regel 
ihr ganzes Leben lang Lohnarbeiter bleiben und sich auch als 
solche verheiraten ; in diesen Branchen sind die Lohnverhältnisse 
der Arbeiter so, dass auch ein verheirateter Arbeiter dabei sein 
Auskommen finden kann. Nun will Ziff. 3 offenbar nicht nur dem 
Arbeiter sein Auskommen sichern, sondern die Tendenz ist eine 
weitergehende, volkswirtschaftliche, indem dadurch die bestehen- 
den Kleinbetriebe möglichst geschützt werden sollen. Dieser 
Seite wird die herrschende Praxis nicht gerecht, und das bildet 
mit eine Ursache für den Rückgang des gewerblichen Mittel- 
standes. Immerhin hat die Praxis an diesem Grundsatz keines- 
wegs konsequent festgehalten, und in zwei Fällen hat die oberste 
Aufsichtsbehörde sich auch dahin geäussert, dass man nicht 
darauf abstellen dürfe, dass der Schuldner sich als Lohnarbeiter 
seinen Unterhalt verdienen könne, da sonst Berufsutensilien in 
den wenigsten Fällen unpfändbar wären (Arch. II, Nr. 51), und 
dass einem Schuldner, der eine selbständige Erwerbsstellung 
sich errungen habe, nicht mehr zugemutet werden könne, wieder 
in das Gesellenverhältnis zurückzutreten, auch wenn er in diesem 
seinen Unterhalt ausreichend verdienen würde (B. Ger. XXIII, 
Nr. 256). 

3. Berufsgattungen. Der Begriff Beruf umfasst nicht nur 
die Urproduktion, die Güterverarbeitung und die liberalen Be- 
ruf sarten, sondern auch, in Verbindung mit der Verarbeitung, 
den gewinnbringenden Vertrieb der verarbeiteten Güter (Arch. IV, 
Nr. HO; V, Nr. 115), ja selbst das Handelsgewerbe, „d. h. den 
gewerbsmässigen An- und Verkauf von Waren, da auch er auf 
der produktiven Ausnützung durch Übung erworbener Fähig- 
keiten und Kenntnisse beruht. Dabei wird allerdings vorausge- 
setzt, dass der Handel nicht vermöge der darin verwendeten 
Arbeitskräfte und des darin angelegten Kapitals als eine eigent- 
liche Unternehmung zu betrachten ist, sondern innert den 
Schranken einer persönlichen* Tätigkeit des Schuldners und 
eventuell seiner Angehörigen zur Gewinnung des notwendigen 
Lebensunterhaltes ausgeübt wird." (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 26; 
Z. d. b. J.-V. XXXV, p. 322). Bei der Urproduktion, wie natürlich 
auch bei den andern Berufgattungen, wo dies überhaupt in 
Frage kommen kann, macht es keinen Unterschied, ob dieselbe 
auf eigenem oder gepachtetem Grund und Boden ausgeübt wird 
(B. Ger. XXX, 1 Nr. 102; Z. d. b. J.-V. XXXVI, p. 208). Beruf 
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ist ferner nicht nur die praktische, von Absicht auf Gewinn 
geleitete Ausübung desselben, sondern auch seine Erlernung, 
das Studium, wissenschaftliche Arbeiten und schrift- 
stellerischeBetätigung auf einem Gebiete (Arch. II,Nr.71). 

II. Die Berufsansübung:. 

Ein Beruf geniesst den Schutz der Ziff. 3 nur dann, wenn 
seine Ausübung am Ort der Pfändung nicht verboten ist und 
nicht gegen die guten Sitten verstösst. Das Verbot zur Aus- 
übung des Berufes kann entweder ein absolutes, für alle Per- 
sonen geltendes sein (Lotteriekollektion im Kanton Zürich), oder 
die Ausübung kann nur gewissen Personen nicht gestattet sein, 
sei es, dass sie ihnen durch gerichtliches Urteil oder auf admini- 
strativem Wege entzogen wurde, sei es, dass sie sich nicht über 
die, für den Beruf verlangten Fähigkeiten ausweisen können 
(wissenschaftliche Berufsarten; Arch. II, Nr. 71). 

Aus dem, in § 10 aufgestellten Grundsatz der Zweckerfül- 
lung, ergibt sich hier die Forderung, dass der Beruf im Moment 
der Pfändung auch wirklich ausgeübt werden muss. Immerhin 
genügt eine vorübergehende, z. B. durch Krankheit, Arbeits- 
losigkeit etc. erzwungene Berufseinstelluug nicht, um die Gegen- 
stände pfändbar zu machen (B. Ger. XXV, 1 Nr. 56; XXVEI, 1 
Nr. 62), sondern die Berufseinstellung muss schon längere Zeit 
andauern (Deshayes, p. 295: 6 Monate; B. Ger. XXIV, 1 Nr. 59: 
mehrere Jahre) oder, wenn dies nicht der Fall ist, müssen die 
Umstände einen sicheren Schluss auf die Absicht einer dauernden 
Einstellung zulassen (B. Ger. XXV, 1 Nr. 80: Berufswechsel; 
Bl. n. F. IV, Nr. 12: bedeutende Änderung im System des Betriebs). 
Im weiteren ist nach der Praxis des Bundesrats nötig, dass 
der Beruf in der Schweiz ausgeübt werde (vgl. oben § 9 IV, 3b). 

Eine weitere Frage ist die, ob einem Schuldner, der zwei 
oder mehrere Berufe betreibt, die Utensilien für alle gelassen 
werden müssen. Die Frage ist zu bejahen, wenn die Ausübung 
des einen Berufes allein dem Schuldner den nötigen Lebensunter- 
halt nicht zu verschaffen vermag. Dabei können die Berufe unter 
sich gleichstehen, ohne dass der eine oder andere als Haupt- 
oder Nebenberuf bezeichnet werden könnte und zwar können 
sie entweder gleichzeitig (Bl. XIII, p. 24 : Schreiner und Glaser) 
oder periodisch abwechselnd (B. Ger. XXVIII, 1 Nr. 43) ausgeübt 
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werden. Wenn die Berufe im Verhältnis von Haupt- und Neben- 
beruf zueinander stehen, sind auch die Gegenstände des Neben- 
berufes ausgenommen, sofern der Schuldner auf das Erträgnis 
desselben angewiesen ist (Annales IV, Nr. 549 ; Sem. jud. XXXIII, 
p. 654) ; dies ist namentlich auch dann der Fall, wenn der Neben- 
beruf gleiche oder ähnliche Fachkenntnisse voraussetzt, wie der 
Hauptberuf (Bl. n. F. I., Nr. 188). Handelt es sich dagegen um 
eine blosse Nebenbeschäftigung, d. h. um eine gewinnbringende 
Verwendung der freien Zeit, ohne dass der Schuldner zur 
Gewinnung des nötigen Lebensunterhaltes auf diesen Nebenver- 
dienst angewiesen wäre, so sind die dazu nötigen Utensilien 
pfändbar (Annales VIH, Nr. 459; R. Freund II, p. 190). 

III. Die geschützten Gegenstände. 

Ist auch ein Beruf und seine Ausübung nach den unter I 
und II aufgestellten Grundsätzen im konkreten Fall zu schützen, 
so sind doch nicht alle Gegenstände, die darin verwendet wer- 
den, unpfändbar. 

1. Ziff. 3 nennt nur die Werkzeuge, Gerätschaften, 
Instrumente und Bücher; alles was nicht durch diese Be- 
zeichnung getroffen wird, ist pfändbar. So werden namentlich 
ausgeschlossen: Tiere, z. B. die Pferde eines Droschkenkutschers, 
Fuhrhalters etc. und infolge davon dann auch die Wagen und 
Pferdegeschirre, weil sie ohne die Pferde dann ja nicht mehr 
verwendet werden können (Arch. IV, Nr. 13 ; B. Ger. XXII, Nr. 121 ; 
XXIV, 1 Nr. -UO; XXV, 1 Nr. 49; Sem. jud. XX, p.21; anders 
dagegen Arch. 11, Nr. 51 ; Bl. XIII, p. 334) und die Zuchthunde 
eines Hundezüchters (B. Ger. XXV, 1 Nr. 105) ; ferner Rohmate- 
rialien (R. Freund 11, p. 166), Warenvorräte (R. Freund I, p. 12), 
Berufskautionen (Arch. II, Nr. 25; IV, Nr. 14; V., Nr. 19), Muster, 
Modelle und Erfindungspatente (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 24\ das 
Verlagsrecht einer Zeitung (B. Ger. XXV, 1 Nr. 59). Die Praxis 
zählt hieher auch Maschinen, die nur durch motorische Kräfte 
betrieben werden können (R. Freund I, p. 61) und die Vorrich- 
tungen für den Kraftantrieb (Arch. IV, Nr. 90: Transmissions- 
anlage eines Steinbohrers); dabei muss der Betrieb auch ohne 
diese maschinellen Einrichtungen konkurrenzfähig fortgesetzt 
werden können, sonst handelt es sich um eine Unternehmung 
und es gilt dann das unter I gesagte. 

Meier £., Beschränkungen der Zwangswollstreckung:. 8 
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2. Von den eigentlichen Werkzeugen etc. sind wiederum 
nur die unpfändbar, die für den persönliclien Gebi-auch des 
Schuldners und seiner Familie notwendig sind. Es scheiden dar- 
nach alle Maschinen, Werkzeuge u.s.w. zu deren Bedienung eine 
Mehrzahl von Personen notwendig ist^ aus^ sofern nicht die Be- 
dienung durch Familiegangehörige des Schuldners versehen wird 
(B. Ger. XXV, 1 Nr. 124). Von denjenigen Instrumenten, die für 
den Gebrauch einer einzelnen Person berechnet sindj sind nur 
so viele unpfändbar als der Schuldner und seine Angehörigen 
persönlich bedürfen (Bl. XI, p. 134: keine Gesellenwerkzeuge). 
Dagegen haben m. E. nach unserem Recht eine Witwe oder min- 
derjährige Kinder, die den Beruf ihres Gatten bezw. Vaters durch 
einen Stellvertreter fortsetzen, keinen Anspruch auf Überlassung 
der für den Vertreter notwendigen Gegenstände, wie dies § 811 
Ziff. 6 der d. C. P. 0. ausdrücklich bestimmt, und wie dies Jäger 
(Art. 92 Nr. 8) auch für uns als gültig ansieht. — Aüch hier 
liegt die Abgrenzung gegenüber der ungeschützten Unternehmung 
in dem Merkmal, ob sich die Berufsausübung überhaupt mit der, 
durch die Pfändung geschaffenen Einschränkung fortsetzen lässt. 
Sodann müssen die Gegenstände zur Berufsausübung wirklich 
notwendig und unentbehrlich, nicht nur nützlich und förderlich 
sein. Pfändbar sind daher: die Gehrungssäge eines Schreiners 
(Arch. IV, Nr. 46), die Pappscheere und Ritzmaschine eines Kar- 
tonschachtelmachers (Arch. IV, Nr. 12), die Blattbind- und Blatt- 
zahnmaschine eines Blattmachers (R. Freund I, p. 10), die Wein- 
pumpen eines Küfers (Bl. XI, p. 134), der Aktenschrank eines 
Geschäftsagenten (Rev. jud. XII, p. 75). Unentbehrlich ist ein 
Gegenstand bei der selbständigen Ausübung eines Berufes 
dann, wenn er zur Aufrechterhaltung eines rationellen und 
konkurrenzfähigen Betriebes notwendig ist (vgl. die obigen Ent- 
scheide); bei der unselbständigen Ausübung dann, wenn 
nach den im betreffenden Beruf und am betreffenden Ort herr- 
schenden Gebräuchen ein Lohnarbeiter jenen selbst zu liefern 
hat (J. d. Trib. XLI, p. 111: Handkarren eines Maurerarbeiters 
pfändbar). 

3. Erfüllt ein Gegenstand in einem geschützten Beruf die 
unter 1. und 2. genannten Bedingungen, so ist er nur dann un- 
pfändbar, wenn sein Wert nicht ein sehr hoher ist und er sich 
also nicht als kapitalistisches Element im Beruf darstellt (Z.d.h. 
J.-V. XXXVI p. 624). Es ist dies der dritte Berührungspunkt 
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des Berufes mit der Unternehmung, die Grenze ist nach den 
gleichen Grundsätzen zu ziehen, wie bei 1. und 2. 

IV. Verzeichnis der durch die bisherige Praxis geschützten 
Berufsarten und Gegenstände. 

Arzt Bücher und Instrumente 

Arch. II, Nr. 71 
Abbiegmaschine v. l m. Arbeitslänge 

R. Freund III, p. 4 
Glätteofen mit Eisen 

Bl. XI, p. 247 
Gerüstmaterialien 

Z. d.b.J.-V. XXIX, p. 426 
Werkzeuge zur Herstellung, daneben Sekre- 
tär, Kopierpresse, Handwagen 
Arch. IV, Nr. 110 
Waschtisch, Toilette für 1 Person 

Arch. I, Nr. 69; B. Ger. XXV, 1 Nr. 124 
Flaschenbierhändler Bierflaschen, Flaschenkisten, Fasslager 

B. Ger. XXVIH, 1 Nr. 26 
Treibhausfenster 

Bl. n. F. V., Nr. 95 
Geschirrwagen 

Z. d. b. J.-V. XXIX, p. 426 
Glaserdiamant 
Bl. XIII, p. 24 
Hafner u. Ofenbauer Schraubstock, Ambos, Esse, Schleifstein, 

Blechscheere, Handwagen 
Bl. XX, p. 68 
Handwagen und Wage 

Arch. IV, Nr. 13; B. Ger. XXX, 1 Nr. 75 
Drehbank (Fr. 800.— ) 

Arch. n, Nr. 26 
Handbruggwagen, Dezimalwage 
R. Freund I, p. 12 
Kleiderfärberei und Dampfkessel und verschiedene Gerätschaften 

im Werte von zirka Fr. 100. — 
Bl. XIII, p. 26 
Piano 
• Sem. jud. XIV, p. 426 



Bauspengler 
Büglerin 
Zementer 
Zigarrenmacher 

Coiffeur 



Gärtner 



Geschirrhändler 



Glaser 



Hausierer 



Installateur 



Kartoffelhändler 



Wäscherei 



Komponist 
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Landwirt Pflug, Wagen 

Arch. III, Nr. 95 
Lithograph Lithographiesteine 

B. Ger. XXVm, 1 Nr, 23 
Mechaniker Drehbank (Fr. 500- — ) 

B. Ger. XXIX, 1 Nr. 24 
Metzger Stock und Wiege 

Arch. II, Nr. 80 
Eisschrank, Marmortisch, Bank, Hängelampe 

Arch. V, Nr. 115 
Musiker Violine 

R. Freund III, p. 46 
Näherin Nähmaschine 

Arch. V, Nr. 14 
Obsthändler Wage, Körbe, Handwagen 

Z. d. b. J.-V. XXV, p. 332 
Photograph eigentliche Berufswerkzeuge, daneben Uten- 

silien zur Herstellung und Vorführung you 
Projektionsbildeni 

BL n. F. L, Nr. 188 
Rechtsanwalt Bücher und Bureaumobiliar 

Arch. IV, Nr. 47 
Sattler Werkzeuge und Instrumente 

Deshayes p. 295 
Schmied Bohr- urd Reifbiegmaschiiie 

Arch. III, Nr. 81 
Schneider Nähmaschine und grosse Zuschneidesclieere 

BL Xn, p. 35 ; B. Ger XXIH, Nr. 256 
Schneiderin Nähmaschine 

B. Ger. XXVHI, 1 Nn 4ä 
Zuschneidetisch 

R. Freund II, p. 154 
Schriftsteller Bibliothek 

Bl. XV, p. 272 
Konversationslexikon 

R.. Freund HI, p.96 
Schuster Ledemähmaschine 

Bl. XV, p. 14 
zwei Ledernähmaschinen 

Arch. n, Nr. 42 
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Seidenwinderin 

Spengler 

Steinbrecher 

Uhrmacher 

Wagner 

Zahntechniker 



Seidenwindmaschine 

Bl. XIV, p. 25 und XV, p. 272 
Sickenmaschine, Rundmaschine 

Arch. I, Nr. 24 
Werkzeuge 

B. Ger. XXX, 1 Nr. 102 
Uhrmachertisch, Arrondiermaschine 

Bl. XX, p. 68 
Drehbank 

B.Ger. XXIII, Nr. 172 
Operationsstuhl 
Bl. XIV, p. 249. 



§14. 

Geld und Geldforderungen. 

I. Im allgemeinen. 

Abgesehen von der beschränkten Pfändbarkeit des Art. 93 
ist nach einem Entscheid des Bundesrates bares Geld, das bei 
der Pfändung beim Schuldner gefunden wird, nur dann unpfand- 
bar, wenn es aus Sold (Ziif. 6), Leibrente gemäss 0. R. Art. 521 
(Ziff. 7), Pensionen (Ziff. 8), Unterstützungen (Ziff. 9) und Ent- 
schädigungen (Ziff. 10) herstammt. Nach der Praxis des Bundes- 
gerichts tritt, wie wir oben (§ 10 I 2. b) gesehen haben zu den 
hier aufgezählten Fällen noch derjenige des Erlöses aus einem 
Kompetenzstück, sofern derselbe an Stelle der veräusserten Sache 
tritt. Die Unpfändbarkeit der Geldforderung deckt sich mit der- 
jenigen des baren Geldes ; immer dann, wenn das Geld, das ge- 
stützt auf die Forderung erhalten würde, unpfändbar wäre, 
kann diese selbst gleichfalls nicht gepfändet werden. 

II. Sold (ZiflF. 6). 

Solange ein Wehrmann sich im eidgenössischen oder kan- 
tonalen Militärdienst befindet, ist eine Pfändung gegen ihn über- 
haupt unzulässig (Art. 56 und 57). Durch Art. 92 wird auch die, 
trotz Art. 56 und 57 zunächst während des Dienstes mögliche 
Verarrestierung und sodann die Pfändung des Soldes nach dem 
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Dienst ausgeschlossen und zwar sowohl einer eventuell noch 
ausstehenden Soldforderung, als auch eines, nachweisbar aus 
Sold stammenden Barbetrages (W. und B. Art. 92 Nr. 7 Abs. 2). 
Gegenstände, die aus dem Solde angeschafft wurden, sind da- 
gegen pfändbar, da hier der wirtschaftliche Grund, der einen 
Umsatz bei Ziff. 10 als zulässig erscheinen lässt, nicht vorliegt 
(Jäger Art. 92, Nr. 15). Dem Umsatz in andere körperliche Gegen- 
stände ist es gleichzustellen, wenn für den betreffenden Betrag 
auf irgend welche Weise ein Forderungs- oder anderes Recht 
erworben wurde (es wird z. B, einem Dritten daraus ein Dar- 
lehen gemacht). In diesem Fall ist das erworbene Recht pfänd- 
bar, da der Barbetrag nicht mehr als solcher existiert; wird 
dann die Forderung duich Bezahlung getilgt oder das betreffende 
Recht veräussert, so ist das dadurch erhaltene Geld pfändbar, 
da die einmal untergegangene Pfändbarkeit natürlich nicht 
wieder aufleben kann. Dagegen geht die Unpfändbarkeit nicht 
unter durch Vermischung mit anderem Gelde, sondern es wird 
dann eine entsprechende Quote des Gesamtbetrages unpfändbar. 
Wird dann vom Gesamtbetrag Geld verbraucht, so darf dies 
nicht nur auf Rechnung der pfändbaren Quote gesetzt werden, 
sondern es reduzieren sich beide Quoten im gleichen Verhältnis 
(B. Ger. XXV, 1 Nr. 73). Im übrigen gibt es für Geld, das aus 
Sold stammt, keinen Untergang der Unpfändbarkeit; vorbehalten 
bleibt natürlich auch hier der Verzicht. 

Der Ausdruck Sold darf nicht extensif interpretiert werden, 
d. h. es ist darunter nur die Löhnung des im eidgenössischen 
oder kantonalen Militärdienste stehenden Wehrmannes zu ver- 
stehen gemäss Militärorganisation Art. 217 (Tafel XXIX), Art. 5 
des B. Ges. betr. die Suspendierung einzelner Bestimmungen der 
M. 0, V. 21. Februar 1878 A. S. n. F. III, p. 429) und Art. 113 
des Verwaltungsreglements v. 27. März 1885 (A. S. n. F. VIII, 
p. 198). Es fallen daher nicht unter diesen Begriff die Besol- 
dungen der Militärbeamten und Angestellten der Militäranstalten 
(Instruktoren, Beamte der Militärverwaltung etc.). Es darf der 
Schutz auch nicht durch extensive Interpretation auf Reiseent- 
öchädigungen, Equipementsentschädigungen oder die Amorti- 
sationsquoten, die dem Kavalleristen für die an ihr Dienstpferd 
geleistete Anzahlung zurückvergütet werden (Arch. III, Nr. 3) 
ausgedehnt werden. 
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in. Leibrenten gemäss 0. R. Art. 521 (ZiflF. 7). 

Art. 521 des 0. R. bestimmt, dass, wer einem Dritten unent- 
geltlich eine Leibrente bestelle, zugleich bestimmen könne, dass 
dieselbe unpfändbar sein solle, und diese Bestimmung wird dann 
auch durch Ali. 92 Ziff. 7 aufgenommen. Der Grund für diese 
Regelung liegt darin, dass derjenige, der diesen liberalen Akt 
vornehmen will, dadurch einer bestimmten Person einen Ver- 
mögensvorteil zu verschaffen gedenkt ; käme nun dieser Vorteil 
nicht der zu begünstigenden Person, sondern lediglich ihren 
Gläubigern zugute, so würde dÄ* Besteller die Handlung ein- 
fach unterlassen. Um dies zn verhindern, gibt das Gesetz ihm 
die Möglichkeit, die Rente unpfändbar zu bestellen. Dieser 
Grund, der den Gesetzgeber veranlasste, dem Besteller einer 
unentgeltlichen Rente die Fakultät einzuräumen, dieselbe un- 
pfändbar zu erklären, hätte ihn ebensogut veranlassen können, 
diese Fakultät jedem andern Schenkgeber, namentlich dem Be- 
steller eines unentgeltlichen Niessbrauchers gleichfalls zu geben, 
wie dies z. B. das französische Gesetz (code de procedure civile 
art. 591 chiffre 3) tut; dieses einseitige Vorgehen des Gesetz- 
gebers muss als willkürlich bezeichnet werden. • Dass das 0. R. 
nur die unentgeltliche Rente erwähnt, darf für den Gesetz- 
geber des Betreibungsgesetzes kein Grund sein, ebenfalls nur 
diese zu nennen ; das 0. R. konnte nur die Leibrente erwähnen, 
da die andern Rechtsgeschäfte, die hauptsächlich noch in Frage 
kämen, Schenkung und letztwillige Verfügung, nicht durch das 
0. R. geregelt sind. 

Die Bestellung der unentgeltlichen Rente kann unter Leben- 
den geschehen und stellt sich dann als Schenkung oder als Ver- 
trag zu gunsten. Dritter 'dar, je nachdem der Besteller selbst 
Rentenschuldner wird oder einen Dritten, z. B. eine Rentenanstalt 
zur Übernahme der Rentenschuld verpflichtet. Oder die Be- 
stellung der Leibrente geschieht durch Testament als Rentenver- 
mächtnis (W. u. B. Art. 92 Nr. 8). Die Unpfändbarkeitsklausel muss 
gleichzeitig mit der Rentenbestellung gemacht werden (kann 
zugleich bestimmen), sonst ist dieselbe wirkungslos (Haber- 
stich II, p. 328) dagegen ist nicht nötig, dass dieselbe im Leib- 
rentenbestellungsakt selbst enthalten sei (B. G. XXIII, Nr. 128). 
Unpfändbar kann durch die Willenserklärung des Bestellers nur 
eine Rente, nicht aber ein Niessbrauch gemacht werden; die 
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Unterscheidung, ob etwas Rente oder Niessbrauch sei, ist im 
einzelnen Fall oft schwierig; Unters^cheidungsmerkmal ist im 
wesentlichen der Umstand, ob der Rentenbezüger auch die Ver- 
waltung des Kapitals habe oder nicht (B. Ger. XXIII, Nr. 270). 
Damit die Rente als unpfändbar erklärt werden kann, muss die 
Rentenbestellung unentgeltlich geschehen, sie muss einen reinen 
Liberalitätsakt darstellen. So kann z. B. einer Rente, die durch 
gerichtliches Urteil einer Person zugesprochen wird, die ün- 
pfändbarkeitsklausel nicht beigefügt werden, auch nicht, wenn 
z. B, im Ehescheidungsprozess die eine Partei der andern sich 
durch freiwillige Vereinbarung zur Zahlung einer Rente ver- 
pflichtet (B. Ger. XXVH, 1 Nr. 43). Auch ein Testator, der einem 
pflichtteilsberechtigten Erben an Stelle seines Pflichtteils eine 
Rente bestellt, kann dieselbe nicht unpfändbar bestellen, da der 
Pflichtteilsberechtigte einen Anspruch auf seinen Pflichtteil hat, 
und es sich also dabei nicht um eine Schenkung von Todes 
weg^en handelt. Liegt dagegen ein Enterbungsgrund vor, und 
enterbt der Testator gestützt darauf den Erben, so kann er ihm 
eine unpfändbare Rente bestellen. Das gleiche trifft auch zu, 
wenn die Rente über den Pflichtteil hinausreicht, bezüglich des 
Teiles, der den Pflichtteil überschreitet. Zur Berechnung des 
Verliältnisses des Pflichtteils zum Wert der Rente ist letztere 
zu kapitalisieren gleich wie das in 0. R. Art. 522 vorgesehen ist. 

In der Theorie besteht eine Kontroverse darüber, was unter 
Leibrente im Sinne von 0. R. Art. 521 und Seh. u. K. Art. 92 
Ziff. 7 zu verstehen sei, ob dazu nur die Rente als Ganzes oder 
auch die einzelnen fälligen und selbst die bezogenen Raten 
gehören. 

1. In erster Linie und unbestritten ist darunter die Rente 
als Ganzes verstanden, d. h. das durch den Rentenvertrag ge- 
schaffene Recht des Renten -Gläubigers auf den periodischen 
Bezug der einzelnen Raten vom Renten-Schuldner (Hafner 0. R. 
Art. 521 Nr. 3; Haberstich II, p. 228; Schneider u. Fick Art. 521 
Nr. ;^; W. u. B. Art. 92 Nr. 8 Abs. 3; Jäger Art. 92 Nr. 17). 
Fällt der Leibrentenschuldner in Konkurs, so ist nach 0. K. 
Art. 522 der Renten -Gläubiger berechtigt, seine Ansprüche aus 
drill Leibrentenvertrag als Kapitalforderung gegenüber der Kon- 
kuTsniasse geltend zu machen; für die Kapitalisierung sind die 
Ansätze eines soliden Renteninstitutes massgebend. Es erhebt 
mch nun die Frage, ob auch diese Konkursforderung, bezw. nach 
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deren Ausbezahlung die erhaltene Geldsumme unpländbar sei. 
Von der Praxis wurde der Fall nicht entschieden, und auch die 
Kommentatoren sprechen sich darüber nicht aus ; es lassen sich 
in dieser Beziehung zwei Ansichten vertreten, von denen jede 
einen, wenn auch etwas abliegenden Entscheid der obersten Auf- 
sichtsbehörde für sich geltend machen kann. 

a) Durch den Konkurs des Renten-Gläubigers wird die 
Rentenforderung zu einer gewöhnlichen Kapitalforderung, resp. 
in ein gewöhnliches Kapital umgewandelt, das durch den Wort- 
laut der Ziff. 7 nicht mehr gedeckt wird, sie ist also pfändbar, 
da Art. 92, weil es sich um eine Ausnahmebestimmung handelt, 
restriktiv interpretiert werden muss. Auch der wirtschaftliche 
Grund (die Beschaffung des Notbedarfs), der flir die bevorzugte 
Behandlung der Rente spricht, liegt jetzt nicht mehr vor. Von 
ähnlichen Erwägungen wurde der Bundesrat geleitet, als er den 
Anteil eines Berechtigten an einer, unter Ziff. 9 fallenden Ver- 
sicherungskasse im Liquidationsfalle für pfändbar erklärte 
(Arch. II, Nr. 88), und auch in unserem Falle handelt es sich 
um nichts anderes als um die Liquidation des dem Renten- 
Gläubiger gegenüber dem Renten-Schuldner zustehenden Rechtes. 

b) Durch die Anmeldung der kapitalisierten Rente im Kon- 
kurse und durch die Ausbezahlung der Konkursdividende wird 
die Rente in ein anderes Vermögensobjekt umgewandelt, und 
das Produkt der Umwandlung ist, wie wir oben (§ 10) gesehen 
haben, nach der bundesgerichtlichen Praxis dann unpfändbar, 
wenn es zum gleichen Zwecke verwendet wird wie das Kompe- 
tenzstück selbst. Zweck der Rente ist Gewährung des Unter- 
haltes. Dennoch darf man auch nach dieser Ansicht nicht so 
weit gehen, die Konkursdividende immer dann unpfändbar zu 
erklären, wenn sie zur Beschaffung des Lebensunterhaltes ver- 
wendet wird. Solange nämlich das Kapital in den Händen des 
Schuldners bleibt, ist dieser in der Verfügung über dasselbe 
vollständig frei, und die zweckmässige Verwendung ist nicht 
gesichert ; dies ist erst dann der Fall, wenn aus dem ausbezahl- 
ten Kapital wiederum eine Rente erworben wurde. Nach dieser 
Ansicht ist also unpfändbar: 1. Die Konkursforderung, unter 
Voraussetzung der Absicht des Schuldners zur zweckmässigen 
Verwendung (Erwerb einer neuen Rente); 2. das ausbezahlte 
Kapital unter der gleichen Voraussetzung, jedoch nur so lange, 
als nach allgemeiner Verkehrssitte nötig ist zum Ankauf einer 
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neuen Rente ; 3. die aus der Konkursdividende erworbene neue 
Rente. Die Unpfändbarkeit fällt also dahin, wenn der Schuld- 
ner nicht die Absicht der zweckmässigen Verwendung hat, wenn 
er das Kapital dauernd als solches behält, oder wenn er daraus 
etwas anderes als eine Rente erwirbt. 

2. Unpfändbar ist aber auch die Forderung auf jede ein- 
zelne Rate, sowohl vor als nach ihrer Fälligkeit. Es muss dies 
angenommen werden, sonst hätte ja die Unpfändbarkeit der 
Rente im ganzen keinen Zweck, denn praktisch realisiert sich 
doch das Recht aus der Rente als Anspruch auf Bezahlung 
der jeweils fälligen Rate; würde man aber die Pfändung der 
einzelnen fälligen Raten zulassen, so würde die Unpfändbarkeit 
der Leibrenten gemäss ZifF. 7 lediglich auf die Unzulässigkeit 
der zu frühen Pfändung zusammenschrumpfen, wie dies durch 
Art. 94 bezüglich der natürlichen Früchte bestimmt ist. So geht 
die herrschende Meinung dahin, dass auch die einzelnen fälligen 
Raten unpfändbar seien. (Schneider u. Fick Art. 521 Nr. 3; 
W. u. B. Art. 92 Nr. 8 Abs. 3; Jäger Art. 92 Nr. 17; anderer 
Ansicht ist dagegen Hafner Art. 521 Nr. 3). 

3. Als letzte Konsequenz muss auch das von der Bezahlung 
einer Rate herrührende Geld unpfändbar sein, da sonst der 
Gläubiger die Bestimmung einfach dadurch illusorisch machen 
könnte, dass er gleich nach dem Bezug der Rate durch den 
Schuldner pfänden Hesse (W. u. B. Art. 92 Nr. 8 Abs. 3; Jäger 
Art. 92 Nr. 17; Arch. IV, Nr. 38; anderer Meinung: Schneider 
u. Fick Art. 521 Nr. 3; Haberstich II, p. 328). Die Unpfändbar- 
keit gilt, nach bundesgerichtlicher Praxis absolut, auch für 
solche Schulden, die erst nach Fälligwerden der betreffenden 
Rate kontrahiert wurden (anders W. u. B. Art. 92 Nr. 8 Abs. 3 
a. E.). Zwar hat das Bundesgericht in dieser Richtung mit Be- 
zug auf Ziff. 7 keinen Entscheid gefällt, dagegen hat es hei 
Zinsen aus Aversalentschädigungen gemäss Ziff. 10 nie den Satz 
aufgestellt, dass sie für Forderungen, die nach ihrer Fälligkeit 
entstanden, gepfändet werden können, und doch ist die Ana- 
logie vollständig; hier wie dort handelt es sich um periodische 
Einkünfte, die zur Beschaffung des Lebensunterhaltes bestimmt 
sind. — Die Unpfändbarkeit hört auf, nicht nur durch Umsatz, 
sofern die erworbenen Gegenstände nicht selbst unpfändbar sind, 
sondern auch durch Zeitablauf. Das Renteneinkommen ist ein 
periodisches, und die einzelne Rate ist dazu bestimmt, dem 
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Renten-Gläubiger für eine gewisse Zeit Lebensunterhalt zu ge- 
währen. Restiert am Ende der Periode ein Betrag, der, weil 
nicht nötig, nicht bestimmungsgemäss verwendet wurde, so ist 
derselbe pfändbar, da ja für die nächste Periode durch die fol- 
gende Rate schon gesorgt ist. Dieser Grund triift nur bei 
periodischen, nicht aber bei einmaligen Einnahmen zu, auch 
nicht beim Sold. Zwar ist auch der Sold ein periodisches Ein- 
kommen, doch ist während der Periode, für die er bestimmt ist 
(die Soldperiode), eine Pfändung desselben überhaupt ausge- 
schlossen, weil für den Schuldner während dieser Zeit ja Rechts- 
stillstand gilt. Wir haben oben (II) als eine der beiden Wir- 
kungen der Nennung des Soldes in § 92 bezeichnet, dass der- 
selbe auch . nach dem Dienste unpfändbar bleibe ; der Zeitablauf 
macht denselben also nicht pfändbar, wie andere periodische 
Einnahmen. 

IV. Militär- und Polizeipensionen für Invalidität und 
Todesfall (Ziff. 8). 

Ziff. 8 ist m. E. im Gesetz vollständig überflüssig, da sie 
durch Ziff. 10, welche einerseits den Schutz viel weiter aus- 
dehnt und anderseits die Bedingungen des Schutzes viel nied- 
riger stellt, mehr als gedeckt wird. Ziff. 8 schützt nur die 
Pensionen, während Ziff. 10 auch die Kapitalentschädigungen 
einbezieht; den Schutz von Ziff. 8 gemessen nur die Bürger, 
nicht auch die Ausländer ; sodann muss der Betreffende sich die 
Gesundheitsstörung oder den Tod im eidgenössischen oder 
kantonalen Militär- oder Polizeidienst zugezogen 
haben und zwar durch Unglücksfall (verunglückt), nicht 
durch Erkrankung. Auch durch den Ausdruck „Entschädigungen 
für Körperverletzung oder Gesundheitsstörung^, der in Ziff. 10 
gebraucht ist, werden die Bedingungen für diese Ziffer nicht 
verschärft. Ziff. 8 spricht von einem Bürger, der im eidgenössi- 
schen oder kantonalen Militär- oder Polizeidienst verunglückt 
ist. Hatte nun der Unglücksfall keine nachteiligen Folgen für 
die körperliche oder geistige Integrität des Betroffenen, so wird 
ihm natürlich auch keine Pension ausgerichtet; die Pension wird 
also nicht für das „Verunglücken", sondern für die daraus 
resultierende Verminderung der Arbeitskraft geleistet. Sie stellt 
sich also gleichfalls als eine Entschädigung für Körperverletzung 
oder Gesundheitsstörung dar. Es hat darnach praktisch keinen 
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Wert, die Bedingungen der Ziff. 8 festzustellen, da ein Schuld- 
ner das Resultat derselben auch schon erreicht, wenn er nur 
die viel niedrigeren Bedingungen der Ziff. 10 erfüllt. 

V. Unterstützungen gemäss Ziff. 9. 

Nicht alle Unterstützungen, die an arme, kranke oder sonst- 
wie htilf bedürftige Personen ausgerichtet werden, gemessen den 
Schutz der Ziff. 9; es ist nötig, dass dieselben von gewissen, 
im Gesetz allgemein genannten und von der Praxis näher fixier- 
ten Anstalten ausgehen. 

a) Vor allem gehören dahin die Anstalten der staatlichen 
und freiwilligen Armenpflegen. Dagegen sind Unterstützungen, 
die an sich genau den gleichen Charakter tragen wie die staat- 
lichen Unterstützungen, pfändbar, wenn sie von Privatpersonen, 
z. B. alimentationspflichtigen Verwandten ausgehen; die Unpfänd- 
barkeit kann dann freilich gegeben sein durch Ziff. 1 — 5 (bei 
Naturalien), oder durch Art. 93. 

b) Private Anstalten, gegenüber denen eine Person dm'ch 
Leistung eines bestimmten, einmaligen oder periodischen Bei- 
trages oder durch Erfüllung einer andern Bedingung einen An- 
spruch auf materielle Unterstützung beim Eintritt einer statu- 
tarisch festgesetzten Notlage erwirbt. Die Anstalt kann juristisch 
sehr verschieden konstruiert sein ; es kann sich um einen Verein, 
eine Genossenschaft, Stiftung etc. handeln. Nötig ist, dass sich 
der Zweck des Instituts auf vorübergehende Beschaffung 
des notwendigsten Lebensunterhaltes des Destinatars oder auf 
Linderung einer momentanen Notlage (Unfall, Krankheit, 
Todesfall etc.) richtet, und sich dasselbe nicht bloss oder vor- 
nehmlich als eine Kapitalanlage darstellt ; dass es sich also um 
eine Unterstützung im technischen Sinne handelt (B. Ger. XXII, 
Nr. 63). Gewöhnliche Lebensversicherungen geniessen aus diesem 
Grunde den Schutz nicht. In dem zitierten Entscheide sagt das 
Bundesgericht, dass unter Ziff. 9 nur diejenigen Anstalten fallen, 
die gemäss Art. 1 des Bundesgesetzes betr. die Beaufsichtigung 
von Privatunternehmungen im Gebiet des Versicherungswesens 
vom 25. Juni 1855 (A. S. n. F. VIII p. 171 ff.) nicht der Auf- 
sicht des Bundesrates unterstellt sind, d. h. die Vereine mit ört- 
lich beschränktem Geschäftsbetrieb, wobei es sagt, dass sich 
das Betreibungsgesetz zwar nicht auf das Versicherungsgesetz 
stütze, aber im einen wie im andern Fall der Gesetzgeber von 
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den gleichen Gründen geleitet worden sei. Behauptet der Schuld- 
ner trotzdem, dass eine eigentliche Unterstützung vorliege, so 
hat er die Ausnahme zu beweisen. Ob eine vom Schuldner zu 
gunsten eines Dritten abgeschlossene Lebensversicherung in einer 
Betreibung gegen jenen pfändbar sei ist keine Frage der Pfän- 
dungsbeschränkung (vgl. unten § 15). Auch die Ruhegehalte, 
Alters-, Witwen- und Waisenpensionen, die der Staat oder grosse 
private Unternehmungen (z. B. Eisenbahnunternehmungen) ihren 
Beamten und Angestellten nach ihrem Rücktritt, sofern sie eine 
gewisse Dienstzeit hinter sich haben, bezw. wenn sie im Dienst 
verstorben sind, ihren Witwen und Waisen ausbezahlen, sind 
pfändbar, immerhin gemäss Art. 93 nur beschränkt pfändbar. 
Das Gesetz unterscheidet bewusst und absichtlich zwischen 
eigentlichen Unterstützungen (Definition oben p. 124) und Pen- 
sionen, das sind regelmässige, periodische Einkünfte, ohne mo- 
mentane Gegenleistung, welche bestimmt sind, einem Individuum 
die Bestreitung des Lebensunterhaltes dauernd zu sichern oder 
zu erleichtern. Die Unterscheidung zwischen beiden kann im 
einzelnen Fall sehr schwierig sein. Bei Unterstützungen handelt 
es sich meistens um kleinere, nicht regelmässig und periodisch, 
sondern nach Bedürfnis erfolgende Zahlungen ; es können jedoch 
auch Unterstützungen periodisch geleistet werden. Als Merk- 
mal der Unterstützung darf jedenfalls das gelten, dass der Aus- 
bezahlung bezw. der Fixierung der Höhe der Leistung eine 
Prüfung der Vermögenslage des Destinatars vorausgeht, doch 
werden Unterstützungen auch ohne diese Prüfung ausbezahlt. 
Die Pensionen sind nur in den beschränkten Fällen der Ziff. 8—10 
pfändbar. Da das Gesetz nur diese Fälle ausdrücklich nennt, 
so ist daraus zu schliessen, dass der Gesetzgeber die Pfändung 
von Pensionen in allen andern Fällen zulassen wollte; überdies 
sind die Alterspensionen in Art. 93 ausdrücklich beschränkt 
pfändbar genannt. 

Auf die Pfändbarkeit übt es keinen Einfluss aus, ob die 
Pension aus Staatsmitteln, bezw. aus Mitteln der Pflichtigen 
Gesellschaft, erfolge, oder aus einer Kasse, die ganz oder teil- 
weise aus fakultativen oder obligatorischen Beiträgen oder Lohn- 
abzügen der Berechtigten gebildet wird. So erscheint mir ein 
Urteil des Bundesgerichts, das die Pfändung der Alterspension 
eines ehemaligen Eisenbahnangestellten guthiess (Arch. V, Nr. 73), 
nicht richtig begründet zu sein. Die Pfändung wurde deshalb 



Digitized by VjOOQIC 



126 

zugelassen, weil die Kasse, aus der die Pension entrichtet wurde, 
teilweise aus Beiträgen (Lohnabzügen) der betr. Angestellten- 
kategorie gebildet war, dass sich also die Rente als nachträg- 
lich erfolgende Zahlung für früher geleistete Dienste darstelle. 
Nun erwirbt aber bei den meisten in Ziff. 9 genannten Anstalten, 
abgesehen von der eigentlichen Armenpflege, das Individuum 
nur durch Leistung eines Beitrages die Berechtigung auf Unter- 
stützung. Der eigene Beitrag des Berechtigten kann also nicht 
Kriterium dafür sein, ob sich eine Zahlung aus Unterstützung 
qualifizieren lasse; die Unterscheidung muss vielmehr nach den 
oben angegebenen Gesichtspunkten durchgeführt werden. Das 
Resultat, zu w^elchem das Bundesgericht kommt, dass solche 
Pensionen in der Pfändung nur den Beschränkungen des Art. 93 
unterliegen, ist richtig, der Grund liegt jedoch nicht in der 
eigenen Beitragsleistung des Berechtigten, sondern darin, dass 
es sich dabei nicht um Unterstützungen im technischen Sinne 
handelt. Richtig ist es femer, wenn der zit. Entscheid sagt, 
dass es auf die Pfändbarkeit keinen Einfluss ausübe, wenn die 
Statuten der Kasse die Pension als unpfändbar erklären ; natür- 
lich kann eine an sich pfändbare Zahlung nicht durch vertrag- 
liche Vereinbarung der Parteien für Dritte unpfändbar erklärt 
werden. 

Jäger (Art. 92, Nr. 19 p. 152) glaubt, dass ein prinzipieller 
Unterschied bestehe zwischen Ruhegehalten und zwischen Witwen- 
und Waisenpensionen. Wie die Ruhegehalte, so sind aber auch 
die Witwen- und Waisenpensionen, wo sie durch Gesetz oder 
Statuten vorgesehen sind, meistens als Einkommen gewöhnlicher 
Art, ganz ohne Rücksicht auf die Vermögenslage der Hinter- 
bliebenen festgesetzt ; an sich sind es also keine Unterstützungen, 
wenn sie sich auch im einzelnen Fall als solche qualifizieren 
lassen. Oft auch werden Witwen und Waisenpensionen unter 
Ziff. 8 oder 10 fallen. 

2. Wenn Ziff. 9 von Unterstützungen spricht, so sind da- 
runter nach dem Wortlaut des Gesetzes die ausbezahlten 
Unterstützungsgelder zu verstehen; es erhebt sich nun 
die Frage, wie weit vom Moment der Auszahlung an nach vor- 
und nach rückwärts die Unpfändbarkeit reiche. 

a) Bei den unter 1 a genannten Anstalten der staatlichen 
oder freiwilligen Armenpflege hat die Person, welche die Be- 
dingungen der Unterstützungsberechtigung erfüllt, keinen privat- 
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rechtlichen Anspruch auf Unterstützung. Bei der freiwilligen 
Armenpflege hat sie überhaupt keinen Anspruch und bei der 
staatlichen nur einen öffentlich-rechtlichen und auch das nur 
zum Teil, nämlich nur da, wo eine öffentlich-rechtliche, auf dem 
Verwaltungsweg durch Klage oder Beschwerde zu erzwingende 
Pflicht des Gemeinwesens zur Unterstützung besteht. Dieses 
Recht auf Unterstützung kann also, da es keinen privatrecht- 
lichen Charakter und auch keinen Vermögenswert hat, weder 
nach noch vor dem Eintritt der Unterstützungsbedingung ge- 
pfändet werden; es ist nicht nur nicht pfändbar, sondern auch 
nicht pfändungsfähig (unten § 15). 

b) Bei den unter 1 b fallenden Anstalten hat der Berech- 
tigte ein subjektives, durch Eintritt des durch die Statuten ge- 
forderten Ereignisses bedingtes, privatrechtliches Recht. Dieses 
Recht, das zwar nicht selbst Unterstützung ist, aber eventuell 
auf Unterstützung gehen kann, hat einen bestimmten Vermögens- 
wert, der, sofern die Rechte gegen die Anstalt nicht unver- 
äusserlich mit der Person des Berechtigten verbunden sind (z. B. 
als Mitglied eines Vereins, Angestellter eines Etablissements etc.), 
auch einen Verkehrswert hat. Indem es sich an den strikten 
Wortlaut des Gesetzes hält („Unterstützungen"), erklärte das 
Bundesgericht die Anteilsrechte am Vermögen einer solchen An- 
stalt als pfändbar (B. Ger. XXII, Nr. 63). Schon der Bundesrat 
hatte die Anteilsrechte der Berechtigten im Falle der Liqui- 
dation der Anstalt für pfändbar erklärt, falls sie nicht mit dem 
Träger höchst persönlich verknüpft seien (Arch. ü, Nr. 88). 
Jäger (Art. 92, Nr. 19) wie auch Brüstlein (Arch. V, Nr. 93) 
finden diese Praxis hart und bezeichnen sie als über die Absicht 
des Gesetzgebers hinausgehend. Es ist auch richtig, dass da- 
durch, dass dem Berechtigten das Anteilsrecht gepfändet wird, 
ihm auch die Unterstützung, im Falle die Bedingung sich er- 
füllen würde, entzogen und dadurch die Bestimmung der Ziff. 9 
illusorisch gemacht wird. Dennoch lässt sich diese Praxis sehr 
wohl begründen, nicht nur durch den Wortlaut, wie dies oben 
geschah, sondern auch durch den Geist des Gesetzes. Der Be- 
rechtigte ist in der Verfügung über die Police vollständig frei, 
er denkt vielleicht, dass er die Unterstützung nie benötigen 
werde, oft empfindet er auch die Zahlung der Prämie als 
schwere Last; aus solchen Gründen werden auch oft Versiche- 
rungspolicen bei der geringsten finanziellen Schwierigkeit ver- 
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setzt oder veräussert. Belässt man nun in einer Pfändung einem 
Schuldner eine solche Police, so ist noch nicht gesagt, dass er 
sie im Moment, da der Fall der Unterstützung praktisch wird, 
auch wirklich noch habe; es ist also ein sehr grosser Unter- 
schied, ob man die Pfändung des Rechts auf eventuelle Unter- 
stützung oder die Pfändung des Anspruchs auf die fällige Unter- 
stützung zulasse. 

Mit dem Eintritt der statutarischen Bedingung wird die 
Unterstützung fällig; zunächst besteht zwar nur ein Anspruch 
des Berechtigten auf die fällige Unterstützung, und es fragt 
sich, ob im Ausdruck Unterstützungen, den das Gesetz ge- 
braucht, auch die fälligen Unterstützungsforderungen einge- 
schlossen sind. Man kann diese Frage wohl unbedenklich be- 
jahen ; zwar scheint der Wortlaut zunächst dagegen zu sprechen, 
da hier nur die Unterstützungen genannt sind, worunter man 
doch die ausbezahlten Beträge verstehen muss, während Ziff. 10 
ausdrücklich Pensionen etc. nennt, „welche geschuldet werden 
oder ausbezahlt worden sind". Es wäre jedoch geradezu 
widersinnig, eine Geldsumme als unpfändbar zu erklären, da- 
gegen die Forderung auf dieselbe nicht; auch spricht der Grund, 
der für die Pfändung der Anteilsrechte sprach, hier nicht mehr 
mit, denn jetzt ist ja die Gefahr, dass der Schuldner sich seines 
Rechtes vor der Fälligkeit entäussere, beseitigt. So spricht auch 
der Bundesrat in dem schon zit. Entscheide (Arch. II, Nr. 88) 
von Summen, die von der betr. Anstalt „einem Schuldner bei 
Eintritt der statutarischen Voraussetzungen ausbezahlt worden 
sind oder geschuldet werden." 

Das ausbezahlte Geld ist nur so lange unpfändbar, als es 
als solches beim Schuldner existiert; Gegenstände, die daraus 
angeschafft wurden, sind auch hier pfändbar, sofern sie nicht 
ihrerseits unter Art. 92 fallen. Handelt es sich um periodische 
Leistungen, so hört auch hier die Unpfändbarkeit mit der Kapi- 
talisierung auf, d. h. ein, am Ende einer Periode restierender 
Betrag von der für den Verbrauch in der Periode bestimmten 
Summe ist pfändbar. Unpfändbar sind die Unterstützungen nur 
in einer, gegen den Unterstützungsbedürftigen selbst gerichteten 
Pfändung; dagegen ist z. B. das Kostgeld, das an Orten, wo 
das System der Armenverkostgeldung besteht, vom unterstützmigs- 
pflichtigen Verband an den Kostgeber bezahlt wurde, in einer 
gegen diesen gerichteten Pfändung pfändbar (Arch. IV, Nr. 37). 
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VI. Entschädigungen für Korperverletzungen und Ge- 
sundheitsstörung (Ziff. 10). 

Die körperliche Integrität, eines der höchsten Eechtsgüter 
der Menschen, geniesst den besonderen Schutz der Eechtsord- 
nung; derselbe ist namentlich niedergelegt in Strafgesetzen, 
Polizeigesetzen (Verkehr auf öffentlichen Strassen, Le^bensmittel- 
Polizei etc.) und in Arbeiterschutzgesetzen. Dieser rechtliche 
Schutz, so gut er auch organisiert sein mag, kann faktisch doch 
nicht ausreichen, die Menschen von Körperverletzungen und Ge- 
sundheitsstörungen zu behüten. Da es der Gesetzgebung nicht 
möglich ist, durch vorbeugende Massnahmen Verletzungen der 
körperlichenlntegrität ganz auszuschliessen, so sucht sie dieFolgen 
der Verletzung, namentlich die materiellen, dadurch möglichst 
abzuschwächen, dass sie denjenigen Dritten, der die Verletzung 
schuldhaft er weise herbeigeführt hat, zum Ersatz des ent- 
standenen Vermögensschadens (0. R. Art. 52 und 53) und even- 
tuell auch zur Zahlung einer Genugtuungssumme (0. R. Art. 54) 
verpflichtet. Über das Verschulden hinaus haften für 
Körperverletzungen und Gesundheitsstörungen die Betriebe, die 
besonderen Haftpflichtgesetzen unterstellt sind, nach Massgabe 
dieser Gesetze (B. Ges. betr. die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb 
V. 25. Juni 1881, A. S. n. F. V., p. 562 ff., über die gesteigerte 
Kompetenzqualität der Entschädigungen aus Fabrikhaftpflicht- 
gesetz vgl. oben § 7 I ; B. Ges. betr. die Haftpflicht der Eisen- 
bahn- und Dampfschiffahrtunternehmungen bei Tötungen und 
Verletzungen v. 1. Juli 1875, A. S. n. F. I., p. 787 ff.). Den haft- 
pflichtigen Betrieben stehen diejenigen, meist öffentlich-recht- 
lichen Anstalten gleich, die ihren Beamten und Angestellten 
gegenüber durch Gesetz oder Statut verpflichtet sind, bei durch 
Uiifälle im Dienst entstandener Arbeitsunfähigkeit eine Ent- 
schädigung, gewöhnlich in Form von Pensionen, zu zahlen. Wird 
die körperliche Integrität durch ein Ereignis zerstört, das weder 
durch Verschulden eines Dritten, noch durch einen haftpflichtigen 
Betrieb herbeigeführt wurde, so hat der Betroffene an sich gegen 
niemanden einen Schadenersatzanspruch. Gegen solche Ereignisse, 
bezw. gegen die finanziellen Nachteile derselben sucht man sich 
daher durch Versicherung (Unfall-, Kranken- und Lebensver- 
sicherung) zu schützen. 

Wie die körperliche Integrität selbst auf dem Wege des 
Rechts niemandem gegen seinen Willen entzogen werden kann, 

Meier, £.: Beschränkangren der ZwangSFoUstreckung. 9 
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ausser durch Strafurteil, so soll auch das an ihre Stelle getretene 
Äiiuivalent in Geld dem Eigentümer unentziehbar verbleiben, 
(1. lt. es darf ihm auf dem Wege der Schuldexekution nicht ge- 
nommen werden (B. Ger. XXII, Nr. 52). Der Schutz bezieht sich 
aul' alle drei Arten der Entschädigung, Schadenersatz gemäss 
0. R-, Haftpflichtsumme und Versicherungssumme ; über Lebens- 
Tensicherungen im speziellen siehe unten p. 131. Die vertrag- 
liche Entschädigung durch Versicherung kann auch zu einer der 
beiden andern Arten hinzutreten. Dadurch wird der Betroffene 
durch das schädigende Ereignis finanziell besser gestellt, als er 
es vordem war, da die Arbeitskraft einen gewissen Vermögens- 
wert darstellt, und nun die Einbusse von zwei Seiten voll, also 
doppelt entschädigt wird; dennoch sind beide Summen unpfänd- 
bar, weil jede derselben Entschädigung für Körperverletzung 
odei' Gesundheitsstörung ist. 

In dieser Ziffer sind als unpfändbar die geschuldeten 
und die ausbezahlten Beträge genannt; daraus darf aber 
wie wir oben gesehen haben, nicht der Schluss gezogen werden, 
dass dies für die andern Ziffern, weil dort nicht ausdrücklich 
gesagt, nicht auch zutreffe. Nötig ist, dass es sich um wirkliche 
Entschädigungen für Körperverletzung und Gesundheitsstörung 
handelt, d. h. um materiellen Ersatz für den, durch Einbusse an 
Arbeitskraft entstandenen Schaden. Entschädigungen sind auch 
die Genugtuungssummen, die der die Körperverletzung Verur- 
sachende bei dolus oder culpa lata über den erweisbaren mate- 
riellen Nachteil hinaus gemäss 0. R. Art. 54 und Eisenbahnhaft- 
pfliehtgesetz Art. 7 für tort moral zu leisten hat (B. Ger. XXIII, 
Nr. 248). Keine Entschädigungen für Verletzung der körper- 
lichen Integrität sind dagegen Entschädigungen an Auslagen 
flii Arzt und Apotheker, Heilkosten, Gerichts- und Betreibungs- 
kosten, die dem Betroffenen in einem Prozess über Körperver- 
letzung gerichtlich zugesprochen wurden (B. Ger. XXII, Nr. 60; 
XXV, 1 Nr. 73); diese Summen sind nicht unpfändbar, da sie 
ja geradezu dazu bestimmt sind, wieder aus dem Vermögen aus- 
zuscheiden. Wird eine Summe ausbezahlt, von der eine Quote 
pfändbar ist, die andere nicht, und der Erwerber nimmt nicht 
von Anfang an eine Ausscheidung vor in einen pfändbaren und 
einen unpfändbaren Teil, so gilt, was wir oben unter II über 
die Vermischung gesagt haben. Entschädigungen im Sinne von 
Ziffer 10 sind, nach der Praxis des Bundesgerichts auch nicht 
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die gewöhnlichen Lebensversicherungen. Der wirtschaftliche 
Zweck dieses Institutes ist nicht der, den Hinterlassenen einen 
Ersatz zu schaffen für die durch den Tod des Versicherten er- 
littene- Einbusse an Arbeitskraft, sondern es handelt sich dabei 
vorzüglich um eine Art der Kapitalanlage (B. Ger. Ziv. K. XX., 
Nr. 186). 

In einem Fall hat das Bundesgericht auch festgestellt, dass 
gegenüber ganz bestimmten Forderungen die Unpfändbarkeit 
der Ziff. 10 zessiere (B. Ger. XXIII, Nr. 178): In einem haft- 
pflichtigen Betriebe war ein Arbeiter verunglückt, und es wurde 
ihm gerichtlich eine Entschädigung zugesprochen. Während der 
Dauer des Prozesses hatte der in Not geratene Betroffene von 
der Hülfskasse dieses Instituts Unterstützungen bezogen, unter 
der Bedingung, dass er von einer eventuellen Haftpflichtsumme 
den erhaltenen Betrag zurückerstatte. Vor Auszahlung der Haft- 
pflichtsumme liess sich das Institut von der Hülfskasse ihre 
Forderung gegenüber dem Betroffenen zedieren und wollte bei 
der Auszahlung verrechnen. Das Institut wurde darin nicht ge- 
schützt, dagegen wurde 'in der nachfolgenden Betreibung, in 
der sich beim Schuldner keine anderen Aktiven als die Haft- 
pflichtsumme vorfand, letztere gegenüber dieser Forderung in 
der Höhe des von der Hülfskasse ausbezahlten Betrages als 
pfändbar erklärt, da sonst der Betroffene jene Summe doppelt 
empfangen hätte. 

Das Gesetz sieht zwei mögliche Formen der Entschädigung 
vor, nämlich durch periodische Pensionen und durch einmalige 
Abflndungssumme, für die Frage, wie weit sich die Unpfändbar- 
keit erstrecke und durch welche Tatsachen sie beendigt werde, 
ist nach diesen beiden Arten zu unterscheiden. 

1. Pensionen. Es gelten auch hier die oben unter III. 3. für 
periodische Leistungen festgesetzten Grundsätze. 

2. Kapitalentschädigungen. Während die Pensionen für den 
Verbrauch bestimmt und berechnet sind, trifft dies für Kapital- 
entschädigungen nicht zu. Bei der Berechnung einer Kapital- 
entschädigung wird darauf Rücksicht genommen, dass ein Kapital 
selbst ein Erträgnis abwirft, sei es, dass es einfach an Zinsen, 
sei es, dass es in anderer Weise produktiv angelegt wird. Die 
Kapitalentschädigung ist daher nicht bestimmt, als solche ver- 
zehrt zu werden, sondern es sollen zunächst ihre Zinsen oder 
anderweitige Erträgnisse für den Lebensunterhalt verwendet 
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und erst in zweiter Linie das Kapital selbst angegriffen werden. 
Eine Kapitalentschädigung ist also geradezu auf den Umsatz 
hin bestimmt, sei es in verzinsliche Forderungen oder in kör- 
perliche Gegenstände, die geeignet sind, dem Betroffenen einen 
Gewinn abzuwerfen. So hat denn die Praxis mit wenigen Aus- 
nahmen Gegenstände, die aus einer Kapitalentschädigung gemäss 
Ziff. 10 erworben wurden, für unpfändbar erklärt (B. Ger. XXII 
Nr. 52 ; Nr. 60 : XXIII, Nr. 253 ; XXIV, I Nr. 62 ; Bl. n. F. I., Nr. 103 ; 
anders Bl. XI, p. 81). Die Unpfändbarkeit einer Kapitalent- 
schädigung dauert natürlich nicht beständig fort, sondern sie 
hört auf, a) wenn sie dem Betroffenen selbst ausbezahlt wurde, 
mit seinem Tode, b) wenn sie seiner Witwe ausbezahlt wurde, 
mit deren Tode und jedenfalls auch mit deren Wiederverheiratung, 
c) wenn sie seinen Kindern ausbezahlt wurde, mit dem Moment, 
da diese imstande sind, sich selbst zu erhalten. Ziff. 10 gilt 
natürlich nur in einer Betreibung, die sich gegen den Betroffenen, 
bezw. seine Hinterlassenen selbst richtet; wurde dagegen die 
Entschädigung z. B. als Kommanditsumme in eine Kommandit- 
gesellschaft gelegt, so ist dieselbe im* Konkurse der Gesellschaft 
vom Konkurse nicht ausgenommen (B. Ger. XXVII, 1 Nr. 21). 
Dagegen kann in diesem Fall ein Privat gläubiger des Kom- 
manditärs keinen Gebrauch machen von der Fakultät des Art. 574 
des 0. R., auf welchen 0. R. Art. 611 verweist. 

3. Zinsen von Kapitalentschädigungen, Als Konsequenz davon, 
dass nicht das Kapital selbst zur Bestreitung des Lebensunter- 
haltes bestimmt ist, sondern seine Erträgnisse, müssen auch 
diese unpfändbar sein; wollte man dies nicht annehmen, so 
könnte ja der Gläubiger den Schuldner durch jeweilige Pfändung 
der Zinsen zum Verbrauch des Kapitals zwingen. Den Zinsen 
des Kapitals entspricht, wenn dasselbe in körperliche Gegen- 
stände umgesetzt wurde, der aus demselben erzielte Gewinn, 
jedoch nur dann, wenn der Gewinn aus dem regulären Geschäfts- 
betrieb und nicht aus günstigen Konjunkturen herrührt (B. Ger. 
XXni, Nr. 253). Die Unpfändbarkeit der Zinsen als periodischer 
Einkünfte geht unter durch Umsatz und durch Kapitalisierung. 
Wurde anfänglich das Kapital teilweise aufgezehrt, so gelten 
die Zinsen so lange nicht als kapitalisiert, bis das Kapital wieder 
auf seine ursprüngliche Höhe gebracht ist (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 62). 
Das gleiche sollte analogerweise auch bezüglich des Gewinnes 
gelten, der aus körperlichen Gegenständen erzielt wird. Doch 
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hat das Bundesgericht entschieden, dass z. B. bei einem Waren- 
lager, das aus einer Entschädigungssumme angeschafft worden 
ist, nur die Gegenstände unpfändbar seien, die bewiesenermassen 
aus der Entschädigung erworben wurden und diejenigen, welche 
auf dem Wege des ordentlichen Geschäftsverkehrs an ihre Stelle 
traten. Wurde aber das Lager und damit das darin angelegte 
Kapital infolge von Verlusten vermindert und nachher wieder 
aus erzieltem Gewinn vermehrt, so ist nach diesem Entscheid 
die Yermehrung, auch wenn sie sich innerhalb der Grenzen des 
ursprünglichen ümfanges hält, pfändbar (B. Ger. XXIII, Nr. 253). 
Die Unpfändbarkeit der Zinsen und der übrigen Erträgnisse 
reicht nur so weit wie diejenige des Kapitals ; hört die letztere 
auf, so werden auch Zinsen und Erträgnisse pfändbar. 

VII. Erlös aus Kompetenzstücken. 

(Vgl. oben § 10 I 2. b). Die Unpfändbarkeit hört auf, wenn 
der Erlös zu einem andern Zwecke verwendet wird, oder sich 
eine dahin gehende Absicht des Schuldners erkennen lässt 
(B. Ger. XXIX, 1 Nr. 18). 

§ 15. 

Ist Artikel 92 erschöpfend? 

über diese Frage, mit der sich die Aufsichtsbehörden schon 
so oft zu befassen hatten, und über die in der Theorie ver- 
schiedene Kontroversen bestehen, kann ich mich im allgemeinen 
kurz fassen mit Rücksicht auf den Aufsatz Reicheis: „Gibt es 
ausser den in Art. 92 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Konkurs aufgeführten Kompetenzstücken noch andere Ver- 
mögensgegenstände des Schuldners, welche aus zivilrechtlichen 
Gründen unpfändbar sind ?" in der Zeitschrift für schweizerisches 
Recht n. F. XIII, p. 55 ff. Zu diesem Aufsatz ist jedoch zu be- 
merken, dass darin eine Anzahl von Sätzen aufgestellt sind, die 
von Brüstlein und Jäger m. E. mit Recht bestritten worden, und 
die auch vom Bundesgericht teilweise in entgegengesetztem 
Sinne entschieden wurden. Sodann wird durch die Fragestellung 
Reicheis ein Teil der Darstellung, die wir hier zu geben ge- 
denken, ausgeschieden; der Zusatz „aus zivilrechtlichen Gründen" 
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schliesst nämlich diejenigen Unpfändbarkeiten, die durch das 
öffentliche Recht, ausser Art. 92, gegeben sein können (unten 11 
und IV), aus. 

Es ist nötig, die im Titel aufgestellte Frage folgenderweise 
näher zu präzisieren: Gibt es Fälle, in denen ein Schuldner 
verlangen kann, dass ein ihm zustehendes Vermögensobjekt, 
wiewohl es nicht unter Art. 92 fällt, in einer gegen ihn gerich- 
teten Pfändung (Arrest, Konkurs, Retention) ihm nicht entzogen 
werde? Vor allem fallen ausser den Kreis der Betrachtung 
Gegenstände und Rechte, an denen Dritte Eigentum oder andere 
Rechte geltend machen; es ist dies keine Frage der Pfändbar- 
keit, sondern, um einen Vergleich mit dem Prozessrecht im 
engem Sinne zu ziehen, eine Frage der „mangelnden Passiv- 
legitimation der Sache", während die eigentlichen Pfändungs- 
beschränkungen mit der mangelnden Parteifähigkeit zu ver- 
gleichen wären. Aber auch abgesehen von diesen Fällen haben 
Theorie und Praxis diese Frage grundsätzlich bejaht, wenn 
auch die Ansichten im einzelnen über das Quantum geteilt sind. 

I. Der mangelnde Vermögenswert. 

In erster Linie soll es sich um wirkliche Vermögens- 
objekte handeln, d. h. nicht nur um Gegenstände, die im Ver- 
mögen des Schuldners stehen, sondern die auch einen reellen 
Vermögenswert darstellen; die Exekution hat nur den Zweck, 
den Gläubiger für eine Forderung zu befriedigen, nicht aber, 
den Schuldner zu chikanieren. Gegenstände, die keinen Ver- 
mögenswert haben, sind nicht fähig, dem Gläubiger Befriedigung 
zu verschaffen ; da sich aber die Pfändung nur auf Befriedigung 
des Gläubigers richtet, so sind dieselben auch nicht fähig, ge- 
pfändet zu werden. Ich finde daher den Ausdruck „nicht pfän- 
dungsfähig" sinngemässer für die Bezeichnung dieser Art von 
Unpfändbarkeit, da es sich dabei nicht um einen, durch Gesetz 
statuierten Ausschluss der Pfändbarkeit handelt, sondern um 
einen faktischen Mangel an Eigenschaften, die den Gegenstand 
als Pfändungsobjekt geeignet machen ; man könnte daher diesen 
Abschnitt, antithetisch zu II und III auch „Unpfändbarkeit aus 
faktischen Gründen" betiteln. Im Gesetz finden sich für diese 
Auffassung, wie schon bemerkt, keine Anhaltspunkte, dennoch 
wird sie von der Theorie allgemein angenommen (Brtistlein, J. d. 
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Trib.XL,p.226; Jäger Art. 92, Nr. 1 p. 143). Praktisch ist der 
Fall noch nie geworden und wird es auch kaum je werden, da 
ja auch der Gläubiger kein Interesse daran hat, dem Schuldner 
solche wertlose Sachen abzupfänden. Gegenstände, die dahin ge- 
hören, sind z. B. : Briefe, Familienurkunden und -Bilder, Diplome, 
Ehrenzeichen etc., vorausgesetzt, dass sie nicht einen künst- 
lerischen, antiquarischen, oder auch nur einigermassen erheblichen 
Makulaturwert haben, unter Ziff. 1 (Effekten) lassen sich diese 
Objekte nicht subsumieren, da es überhaupt keine Gebrauchs- 
gegenstände, also auch keine Gegenstände des persönlichen Ge- 
brauches sind. 

II. Unpfändbarkeit aus öffentlich-rechtlichen Gründen. 

1. In zahlreichen Entscheiden sprechen Bundesrat und 
Bundesgericht den Satz aus, dass Art. 92 die, auf öffentlichem 
Rechte beruhende Unpfändbarkeit erschöpfend darstelle, dass 
die Aufzählung dieses Artikels also limitativ, nicht enun- 
tiativ sei. Damit wird einerseits die extensive Interpretation 
(Arch. I Nr. 35; II, Nr. 108) und, was uns hier namentlich inter- 
essiert, die Fakultät des kantonalen öffentlichen Rechtes aus- 
geschlossen, von sich aus neben Art. 92 Gegenstände als unpfänd- 
bar zu erklären (Arch. I, Nr. 39 ; VII, Nr. 104). Auch Unpfänd- 
barkeiten, die sich auf ausländisches öffentliches Recht stützen, 
werden dadurch verneint (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 72; vgl. auch oben 
§ 9 IV 1). 

2. Trotzdem in den unter 1. zit. und in den unter III noch 
weiter zu nennenden Entscheiden die oberste Aufsichtsbehörde 
den oben genannten Satz in ganz apodiktischer Weise aufstellt, 
wodurch die Möglichkeit des öffentlichen Rechts, auch eventuellen 
älteren Bundesrechtes, ausgeschlossen wird, Gegenstände der 
Pfändung zu entziehen, gibt es zwei Entscheide, welche zu einem 
entgegengesetzten Schlüsse kommen. Allerdings wird darin nicht 
gesagt, dass das kantonale öffentliche Recht Vermögensobjekten 
die Qualität der Unpfändbarkeit verleihen könne, sondern nur, 
dass unter Umständen ein dem Schuldner gehörender Gegenstand, 
wiewohl derselbe nicht unter Art. 92 falle, nicht gepfändet werden 
könne, aus Gründen, die im öffentlichen, kantonalen oder Bundes- 
recht liegen. Im ersten Entscheid erklärt der Bundesrat (Arch. IV, 
Nr. 101) das Recht auf ausschliessliche Benutzung eines Platzes 
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in einer Synagoge vom Glesichtspunkte des Art. 92 aus als pfänd- 
bar, dagegen habe das Bundesgericht zu prüfen (B. Verf. Art. 113 
Ziff. 3; Org. Ges. Art. 173 Ziif. 3), ob durch den Entzug dieses 
Rechtes der Schuldner nicht in der Ausübung seiner Religion 
gemäss Bundesverfassung Art. 50 Abs. 1 gehindert werde; wäre 
dies der Fall, so dürfte ihm dieses Recht, obschon es einen ver- 
kehrsfähigen Vermögenswert darstellt, auf dem Wege der Zwangs- 
vollstreckung nicht entzogen werden. Das Bundesgericht liess 
aus dem gleichen Grunde die Pfändung eines Grabsteines zu 
{kein Kultusgegenstand), anerkannte aber die Möglichkeit des 
kantonalen öffentlichen Rechtes, dass es Pfändungshandlungen 
auf einem Friedhof verbietet (unverletzliche Ruhe desselben, 
B. Ger. XXX, 1 Nr. 23). Der unter 1. aufgestellte Satz ist also 
dahin zu modifizieren: Art. 92 zählt die Gegenstände, die aus 
öffentlichem Rechte, namentlich im Interesse der Existenz- 
fähigkeit, an sich unpfändbar sind erschöpfend auf, dagegen 
kann auch durch das öffentliche Recht der Pfändung im ein- 
zelnen Fall eine weitere Beschränkung gesetzt werden und zwar 
mit Rücksicht auf den Schutz der verfassungsmässigen Rechte 
der Bürger und den gesteigerten Frieden gewisser geheiligter 
Örtlichkeiten. 

III. Unpfändbarkeit aus zivilrechtlichen Gründen. 

Unbestritten herrscht die Ansicht, dass die Unpfändbarkeit 
eines Gegenstandes oder eines Rechtes durch das Zivilrecht ge- 
geben sein kann und zwar nicht nur durch eidgenössisches und 
kantonales, sondern selbst durch ausländisches Zivilrecht, näm- 
lich da, wo nach den Grundsätzen über internationales Privat- 
recht für die Beziehungen einer Sache zum Eigentümer aus- 
ländisches Recht gilt.* Es handelt sich nämlich dabei nicht um 
eine prozessualische Vorschrift, sondern um eine, der Sache, 
bezw. der Beziehung der Sache zum Eigentümer inhärente juri- 
stische Qualität, einen zivilistischen Bestandteil derselben. 



^ So sagt (las Bundesgericht in dem oben § 9 IV 1. zitierten Entscheid 
(B. Ger. XXIV, 1 Nr. 72), dass die Unpfändbarkeitserklärung des italieni- 
ächtn Rechtes in einer schweizerischen Exekution dann anerkannt würde, 
wenn dieselbe aus der «nature juridique» der Sache und nicht aus öflFent- 
iidieii, volkswirtschaftlichen und administrativen Motiven resultieren würde. 
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1, Reich el neant in dem zit. Aufsatze drei Gruppen von 
Vermö^ensobjekten, die aus zivilrechtlichen Gründen unpfänd- 
bar sind: 

a) Unveräusserliche Gegenstände und höchst persönliche 
Rechte. 

h) Vermögensgegenstände, die allerdings im Eigentum des 
Schuldners stehen, auch veräusserbar sind, deren Pfändbarkeit 
aber die Zwecke eines, durch die Rechtsordnung geschützten 
Institutes aufheben würde (fundus dotalis, Gegenstände elter- 
lichen Niessbrauches). 

c) Vermögensgegenstände, denen durch Willenerklärung unter 
Lebenden oder von Todes wegen die Pfändbarkeit benommen ist. 

ad a) Reichel nennt als unveräusserliche Gegenstände: Ge- 
schäftsbücher eines Kaufmannes, da er, bezw. seine Erben gemäss 
0. R. Art. 878 gezwungen sind, dieselben 10 Jahre aufzubewahren. 
Diese Aufbewahrungspflicht besteht auch nach Aufgabe des Ge- 
schäfts, so dass die Bücher also nicht mehr als Berufsutensilien 
in Betracht kommen (Reichel p. 58/59). Als höchst persönliche 
Rechte werden genannt: das Recht zur Veröifentlichung eines 
noch nicht zur Veröifentlichung bestimmten Manuskripts (Reichel 
p. 59/60; vgl. auch Boitard & Colmet-Daage II Nr. 852); das 
Recht zum Antritt einer Erbschaft, sofern es zum Erwerb der- 
selben einer besonderen Willenserklärung bedarf (Reichel p. 66), 
femer gewisse Personalservituten (Reichel p. 67) u. a. m. Von 
der Praxis wurden dahin gezählt: das Antrittsrecht eines Erben 
(Arch. IV, Nr. 40), das Wohnrecht (Annales V, Nr. 538), dagegen 
wurde vom Bundesgericht ausdrücklich das bernische Wider- 
losungsrecht (B. Ger. XXIII, Nr. 58), Muster-Modelle und Er- 
findungspatente (B. Ger. XXIV, 1 Nr. 24) und das Verlagsrecht 
an einer Zeitung (B. Ger. XXV, 1 Nr. 59) als nicht höchst per- 
sönlich und daher pfändbar bezeichnet. 

ad h) Dieser Ansicht Reicheis treten Brüstlein (Arch. III, 
Nr. 82 Anm.) und Jäger (Art. 92, Nr. 1 p. 144 oben) entgegen ; 
auch der Bundesrat hat anders entschieden, indem er gerade 
den fundus dotalis, den Reichel als Beispiel gebraucht, als 
pfändbar erklärt (Sem. jud. XVI, p. 300). 

ad c) Auch in diesem Punkt geht Reichel zu weit. Ziff. 7 
sagt, dass unentgeltliche Renten unpfändbar bestellt werden 
können; würde ohnehin der Grundsatz gelten, dass Vermögens- 
objekte, die jemandem unentgeltlich zugewendet werden, vom 
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Geter zugleich mit der Unpfändbarkeit versehen werden können; 
so wäre Ziif. 7 überflüssig; dadurch aber, dass Ziif. 7 diesen 
Satz für Renten und nur für diese ausdrücklich statuiert, 
w irti er für alle andern Vermögensstücke ausgeschlossen. In der 
Tat liat sich auch das Bundesgericht dahin ausgesprochen, dass 
ilunli private Abmachungen die Bestimmungen des Art. 92 nicht 
auf weitere Gegenstände erstreckt werden können (Arch.V, Nr. 73; 
B.Ger. XXIII, Nr. 270). 

2, Dagegen gibt es eine zweite Gruppe von Vermögens- 
objekten, die aus zivilrechtlichen Gründen unpfändbar sind, wie- 
wohl sie einen Vermögenswert haben, teilweise auch veräusser- 
liüh und nicht höchst persönlich sind. Es sind dies namentlich 
Hechte aus Verträgen, welche nicht direkt auf Leistung von 
GeW oder andern körperlichen Gegenständen, sondern auf ein 
faeert; gehen; der Grund zur Ausnahme ist der, dass hier das 
persönliche Moment eine grössere Rolle spielt, als die rein ver- 
mögensrechtliche Güterverschiebung. So wird man die Pfändung 
niüht zulassen bezüglich der Rechte des Mieters oder Pächters 
auf Benutzung der gemieteten oder gepachteten Sache und der 
Rechte des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeiter. Auch der 
Aiiisfii uch, der jemandem aus einem Schenkungsversprechen gegen- 
über dem Schenkgeber zusteht, ist, z. B. nach zürcherischem 
Recht wohl kaum pfändbar.' Zweifelhaft kann die Frage sein 
bezüt^lich der Rechte aus verschiedenen Vorverträgen, die gleich- 
falls einen erheblichen Vermögenswert darstellen können. Ähn- 
liche Erwägungen bestimmten auch das Bundesgericht, die Rechte 
au^ einem Wirtschaftspatent unpfändbar zu erklären (B. Ger.XXV, 
1 Xr. 60). In diesem Zusammenhang ist auch auf O.R.Art. 694 
und Art. 569 hinzuweisen. Der letztere Artikel wird dann modi- 
fiziert durch 0. R. Art. 574. 

IV- I^fäiidungsbeschränkuiigen im ZwangsvoUstieckungs- 
verfahren gegen die Gemeinden. 

Nach Art. 30 des Bundesgesetzes über Seh. und K. gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes nur subsidiär neben eidgenöi- 



' Z, P. R. § 436 : Das Scheiikungsversprechen begründet eine Schuld d s 
tSclieiikgebers an den annehmenden Beschenkten, die versprochei e 
Leistung zu erfüllen. 
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sischen oder kantonalen Spezialgesetzen bei der Zwangsvoll- 
streckung gegen Eisenbahngesellschaften, Emissionsbanken, Kan- 
tone, Bezirke und Gemeinden. Für uns kommt nur die Zwangs- 
vollstreckung gegen Gemeinden in Betracht, da nur bei der 
Exekution gegen diese eigentliche Pfändungsbeschränkungen 
bestehen. Bei den Eisenbahnen wird der Fortbetrieb, der für 
die Volkswirtschaft gleichfalls von höchster Bedeutung ist, nicht 
dadurch gesichert, dass der in Liquidation befindlichen Gesell- 
schaft das zum Betriebe notwendige gelassen werden muss, 
sondern dadurch, dass der neue Erwerber durch Garantieleistung 
zum Fortbetrieb verpflichtet wird (Art. 29 des B. Ges. über die 
Verpfändung und Zwangsliquidation der Eisenbahnen auf dem 
Gebiet der Schweiz. Eidgenossenschaft vom 24. Juni 1874, A. S. 
n. F. I., p. 121 If.). Das Bundesgesetz über die Ausgabe und Ein- 
lösung von Banknoten vom 8. März 1881 (A. S. n. F. V., p. 400), 
das einige Besonderheiten im Exekutions verfahren gegen diese 
Anstalten statuiert, enthält keine besonderen Bestimmungen, 
welche den Fortbetrieb sichern. 

Der Staat überbindet den Gemeinden gewisse Verwaltungs- 
tätigkeiten, zu deren Erfüllung diese eines bestimmten Standes 
an Gütern, namentlich an Immobilien bedürfen (Kirchen, Schulen, 
Spitäler etc.). Diese Güter, das sogen. Verwaltungsver- 
mögen, müssen, wenn die Gemeinde ihre Aufgabe dauernd er- 
füllen soll, derselben auf dem Exekutionswege nicht entzogen 
werden können; unter den Art. 92 lassen sich dieselben nicht 
rubrizieren, dagegen haben einige Kantone die Unpfändbarkeit 
des Vei-waltungsvermögens durch die Einftihrungsgesetze statuiert. 
So bestimmt Zürich in § 120 des Gesetzes betr. die Einführung 
des Bundesgesetzes über Seh. und K. vom 11. April 1889 (0. S. 
XXn, p. 379): 

Von der Zwangsvollstreckung sind ausgeschlossen: 
a) Stiftungen und Separatgüter; 

h) das unbewegliche und bewegliche Vermögen, welches 
zur Erfüllung der gemäss der Gesetzgebung unerlässlichen 
öflfentlichen Aufgaben der Gemeinden bestimmt ist. 

§ 121 bestimmt sodann, dass Anstalten, die zwar zu öffent- 
lichen Zwecken bestimmt sind , aber nicht kraft . gesetzlichen 
Zwanges bestehen, nur mit Zustimmung des Regierungsrates 
gepfändet werden können. 
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V, Das Verfahren der Geltendmachung der Unpfändbar- 
keit, die nicht durch Art. 92 gegeben ist. 

Reichel nimmt an, dass in allen Fällen die Geltendmachung 
der Unpfändbarkeit, gleichviel, ob sich dieselbe auf Art. 92 oder 
einen andern Rechtsgrund stütze, auf dem Beschwerdeweg vor 
den Aufsichtsbehörden zu geschehen habe und nicht auf dem 
Klageweg vor den ordentlichen Gerichten (Reichel p. 68 ff.), was 
von Jäger teilweise bestritten wird (Jäger Art. 92 Nr. 1 p. 144 
oben). Von der Praxis wurde die Kompetenz der Aufsichtsbe- 
li Orden angenommen in den Fällen II sub 1. und 2, mit Aus- 
nahme des Falles, in dem es sich um Verletzung verfassungs- 
mässiger Rechte der Bürger handelte (oben I 2. ; B. Ger. XXX, 
i Nr. 23) und in den Fällen III sub 1. und 2. (vgl. die daselbst 
zit, Entscheidungen). Für die Geltendmachung der Unpfändbar- 
keit gemäss I ist wohl gleichfalls der Beschwerdeweg zu be- 
treten. Entscheidungen der Aufsichtsbehörden entstehen hierüber, 
wie schon oben bemerkt nicht, doch kann man eine Pfändung, 
die dagegen verstösst, als den Verhältnissen nicht angemessen 
hetrachten, so dass die Kognition der Aufsichtsbehörden auch 
liier gegeben ist. Dagegen sind die Aufsichtsbehörden nicht zur 
Entscheidung über Fragen kompetent, die sich aus IV ergeben, 
da es sich dabei nicht um Verletzungen dieses Gesetzes 
handelt (Seh. und K. Art. 17 Abs. 1). 
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111. Teil. 

Kritik des Instituts der Pfändungsbeschränkungem 



§ 16. 

Die Notwendigkeit der Pfändungsbeschränkungen ist 
durch das öffentliche Interesse gegeben. 

Die Frage, ob gewisse Gegenstände und Forderungen von 
der Pfändung, resp. dem Konkurse ausgeschlossen sein sollen, 
ist, wie die historische Darstellung gezeigt hat, zu verschiedenen 
Zeiten sehr verschieden beantwortet worden, und da, wo solche 
Pfändungsbeschränkungen prinzipiell zugelassen sind, ist ihr 
Umfang sehr ungleich. Im allgemeinen lässt sich sagen, dass 
sich das Institut in aufsteigender Linie entwickelt hat, parallel 
mit der Entwicklung des übrigen Rechts eines Volkes und mit 
seiner Kultur. Absolut lässt sich jedoch dieser Satz nicht auf- 
stellen, denn während in Ägypten und Griechenland die Exe- 
kutionsbeschränkungen in sehr ausgedehntem Masse vorkamen, 
waren dieselben in Rom, selbst im Rom der späteren Kaiserzeit, 
das mit Bezug auf seine rechtliche wie kulturelle Entwicklung 
sich wohl mit Griechenland messen konnte, äusserst spärlich; 
zudem galten sie nur gegenüber dem Pfändungs-, nicht aber dem 
Konkursverfahren. Diese Erscheinung muss als das Resultat 
zweier entgegengesetzter Ansichten betrachtet werden, und je 
nachdem bei einem Volke die eine oder die andere vorwiegt, ge- 
staltet sich das Schuldrecht günstiger für den Gläubiger oder 
für den Schuldner. 

Die erste Ansicht geht dahin : Der Schuldner hat sich ver- 
pflichtet, also muss er leisten, gleichviel, ob er dabei zugrunde 
geht. Die äusserste Konsequenz dieser Auffassung ist die unbe- 
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dingte Personalexekution. Diese Eichtung wird repräsentiert 
durch das Exekutionsreclit der XII Tafeln (auch das spätere 
römische Eecht hat sich durch die Gegenströmung nur sehr 
wenig beeinflussen lassen) und durch das Recht des späteren 
Mittelalters. Die zweite Ansicht dagegen sagt: Der Schuldner 
hat sich zwar verpflichtet, und er soll seine Verbindlichkeiten 
auch erfüllen, jedoch verlangt es das Interesse der Staatswohl- 
fahrt, dass er nicht gezwungen werde, mehr zu leisten, als er 
unter Aufrechterhaltung der Bedingungen einer geordneten Fort- 
existenz für sich und seine Familie leisten kann. — Beide An- 
sichten können triftige Gründe für sich geltend machen, und 
beide Ansichten finden sich in Gesetzgebung und Wissen- 
schaft vertreten; im Folgenden wollen wir die Gründe, die 
für die eine oder die andere Ansicht sprechen gegen einander 
abwägen : 

Dem starren Rechtssinn der Römer entsprach es, dass der 
Schuldner für die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten haftete mit 
allem, w^as er war und was er hatte. Er hatte ja beim Eingehen 
der obligatio gewusst, was seiner harrte, wenn er nicht im- 
stande war, dieselbe zu erfüllen; mochte er daher die Folgen 
tragen, es geschah ihm ja kein Unrecht: fiat iustitia, pereat 
mundus. Auch hatte das römische Recht keinen Sinn dafür, dass 
wohlerworbene,, subjektive Privatrechte ihre Grenze am öffent- 
lichen Interesse finden. Und nicht nur das Vermögen des Schuld- 
ners war dem Gläubiger verfallen, sondern, als sinngemässe 
Folge dieser Auifassung, vor allem auch seine Person. Ein 
modemer Romanist hat sich zum Verteidiger dieser Idee auf- 
geworfen, indem er sagt: „Es ist das Zeichen einer schwachen 
Zeit, mit dem Schuldner zu sympathisieren. Sie selber nennt es 
Humanität. Eine kräftige Zeit sorgt vor allem dafür, dass der 
Gläubiger zu seinem Recht komme, selbst wenn der Schuldner 
darüber zugrunde geht." (Jhering: Kampf ums Recht p. 87 ff.). 
Es steht auch ausser jedem Zweifel, dass, wenn ein Gesetz von 
diesem Geiste beherrscht ist, einerseits manchen die ihm drohende 
Gefahr vor leichtsinnigem und unüberlegtem Schuldenmachen 
abschrecken wird, und anderseits viele eher geneigt se'n 
werden, zu kreditieren, da sie gegen den nichtzahlenden Schul 1- 
ner einen sehr starken Druck ausüben können. Die Folge davcn 
muss die sein, dass der Geldverkehr für den Schuldner leiclt, 
für den Gläubiger sicher wird, und die günstige Wirkung dieser 
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Sicherheit des Kredites wird sich im soliden wirtschaftlichen 
x4.uf Schwünge eines Landes äussern. Dieser Vorteil ist einem 
strengen Exekutionsrecht wohl nicht abzusprechen.* Eine andere 
Frage ist dann freilich die, ob dieser Vorteil, den die Volks- 
wirtschaft aus einem strengen Exekutionsrecht zieht, nicht da- 
durch paralysiert würde, dass alle diejenigen, die vollständig 
ausgepfändet wären '^^ zum Grossteil der öifentlichen Wohltätig- 
keit oder gar dem Verbrechertum anheimfallen würden, und also 
für das wirtschaftliche Leben eines Landes nicht nur gänzlich 
verloren wären, sondern dasselbe noch empfindlich schädigen 
würden. Freilich lässt sich sagen, dass es meistens gerade die 
untüchtigsten und trägsten Elemente wären, die auf diese Weise 
ausgeschieden würden. 

Diesen Erwägungen, die gewiss sehr dafür sprechen, das 
Exekutionsrecht möglichst strenge zu gestalten, stehen andere 
gegenüber, die nicht weniger überzeugend das Gegenteil ver- 
langen ; denn so wichtig es ist, dass der Gläubiger zu seinem 
Rechte komme, so muss doch sein Interesse gegenüber dem 
derAllgemeinheit zurücktreten, da das in Frage kommende 
Rechtsgut (die Existenzfähigkeit) des Schuldners für die Allge- 
meinheit wichtiger ist als das des Gläubigers (ein blosser Ver- 
mögensvorteil). Man muss sich nur immer vergegenwärtigen, 
dass es nicht Milde und Nachsicht gegen den Schuldner ist, 
welche die Gesetzgebung veranlassen, Pfändungsbeschränkungen 
aufzustellen, sondern die Eücksicht auf das wirtschaftliche Ge- 



' Falkmann (Verhandlungen des 22. d. Juristentages I p. 240 ff.) kommt 
dagegen zu einem gegenteiUgen Schluss, in.dem er sagt: „da der Gläubiger 
dann diese Sicherheit habe, so seien die kapitalkräftigen Elemente leicht 
geneigt, Kredit zu gewähren, ja sie drängen den Leuten ihren Kredit förm- 
lich auf, dadurch werde dann mancher zu unüberlegtem Schuldenmachen 
verleitet". Dagegen ist jedoch zu sagen, dass eben die Strenge des Exekutions- 
rechts ein Gegengewicht auf schuldnerischer Seite gegen dieses leichtsinnige 
Schuldenmachen ist. Und sollte diese Strenge ihre abschreckende Wirkung 
einmal eingebüsst haben, so würde auf Seite der Gläubiger als Keaktion 
dieser Erscheinung einfach die Geneigtheit zu kreditieren aufhören, worauf 
der Kreditverkehr sofort wieder auf eine gesunde Basis zurückkehren würde. 

* Die Schuldknechtschaft und Schuldhaft lasse ich im Folgenden unbe- 
rücksichtigt, da sie als geschichtlich überwunden bezeichnet werden kann 
und auch in Zukunft, selbst für die reaktionärste Gestaltung des Schuld- 
rechts, nie mehr wird in Betracht gezogen werden können. 
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deihen des Landes. Sekundär kommen die Massnahmen dann 
freilich auch dem Schuldner zugute; man ist jedoch leicht ge- 
neigt, diese Seite als die hauptsächlichste, ja einzige zu be- 
trachten. 

Es sind namentlich folgende drei, aus öffentlichem, nament- 
lich volkswirtschaftlichem Interesse folgenden Forderungen, 
welche zu Pfändungsbeschränkungen fähren müssen : 

I. Es soll durch die Pfändung und Verwertung gewisser 
Gegenstände nicht ein viel geringerer Ertrag erzielt werden, 
als ihr effektiver Wert, oder als ihr Wert in den Händen des 
Schuldners ist. 

II. Dem Schuldner soll nicht durch Entzug der zum Leben 
unentbehrlichen Mittel seine und seiner Familie Existenz ver- 
nichtet werden. 

in. Es sollen durch die Pfändung nicht direkte, staatliche 
Interessen verletzt oder gefährdet werden. 

Die Begründung dieser drei Forderungen wird zeigen, in 
welcher Eichtung die durch sie bedingten Exemtionen zu gehen 
haben. 

ad I. 

Der erste Grund, den ich für die Exekutionsbeschränkungen 
angeführt habe, braucht wohl keine ausführliche Begründung. 
Viele Gegenstände haben in Händen des Schuldners einen ge- 
wissen Wert, während sie für Dritte gänzlich oder beinahe 
wertlos sind. Werden nun diese Gegenstände dem Schuldner auf 
dem Wege der Zwangsvollstreckung entzogen, und zu gunsten 
des Gläubigers verwertet, so tritt auf der einen Seite zwar ein 
vielleicht sehr grosser Schaden ein, während auf der andern 
Seite der Nutzen verschwindend klein ist. Es ist durch diesen 
Akt also nicht bloss eine Vermögensverschiebung, was die 
Zwangsvollstreckung einzig sein soll, vorgenommen worden, 
sondern eine Vermögenszerstörung, und zu dieser wirtschaft- 
lichen Gütervernichtung soll der Staat nicht Hand bieten. Zwar 
kommt diese Vermögensvemichtung fast bei jeder Zwangsvoll- 
streckung vor, denn in der Eegel hat jeder Gegenstand für den- 
jenigen, in dessen Gebrauch er steht, mehr Wert als für jeden 
andern. Der staatliche Schutz darf jedoch erst da eingreifen, 
wo dieses Missverhältnis gar zu gross wird. Das ist namentlich 
der Fall bei Gegenständen des täglichen Gebrauches; diese 
Gegenstände werden zwar, sofern sie absolut unentbehrlich sind. 
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durch die zweite Forderung gedeckt; insofern sie jedoch ent- 
behrlich sind, sind sie von jenem Gesichtspunkte aus pfändbar. 
Dieser Grund soll in der Zwangsvollstreckung allen (4egen- 
ständen zugute kommen, für die diese Voraussetzung^ zutrifft, 
denn immer, wenn durch die Verwertung ein sehr grosser Minder- 
erlös erzielt wird, liegt eine Vermögenszerstörung vor. Ich halte 
es daher nicht für richtig, wenn ein Gesetz nur gewissen Klas^sen 
von Gegenständen aus diesem Grunde Unpfändbarkeit einräumt 
(D. Z. P. 0. § 812). Dabei anerkenne ich allerdings die sehr gvo^m 
Schwierigkeit, in jedem einzelnen Fall festzustellen, ob diese 
Voraussetzung in genügendem Masse gegeben sei. 



ad n. 

Jeder Mensch bedarf zur Fristung seines Lebens einer 
Anzahl Güter; werden ihm dieselben entzogen, so ist er ge- 
zwungen, sich andere gleichartige zu verschaffen. W äre ihm 
dies faktisch immer möglich, d. h. hätte er in Wirklichkeit immer 
die Mittel, diese unentbehrlichen Güter zu ersetzen, so wäre 
von diesem Gesichtspunkt aus gegen eine unbeschränkte Zwangs- 
vollstreckung nichts einzuwenden, denn wenn ihm dieselben auch 
entäussert würden, so würde seine Existenz dadurch docli nicht 
gefährdet. Nun ist aber die Zahl derer, die nicht imstande 
wären, für diese Güter Ersatz zu beschaffen, sehr giOHS, und 
durch deren Entzug würden ihnen also die Lebensbedingungen 
abgeschnitten. Um trotzdem nicht zugrunde zu gehen ^ wären 
sie meistens genötigt, die öffentliche Wohltätigkeit in Anspruch 
zu nehmen. Sehr gross ist auch die Zahl derer, welclie dieses 
unentbehrliche Minimum von Vermögen überhaupt nie ihr Eigen- 
tum nannten, oder die es auf andere Art als durch Zwangs- 
vollstreckung verloren haben. Diesen können natiülich Exe- 
kutionsbeschränkungen keinen Schutz gewähren, denn es liegt 
in der Natur dieses Instituts als einer rein negativen Mafssnahnje, 
dass sie nur verhindern können, dass jemand etwas entzogen, 
nicht aber bewirken, dass jemand etwas verschafft wird. Auf 
alle Fälle darf aber in dieser Erscheinung kein Argument gegen 
die Pfändungsbeschränkungen gesehen und sie deshalb als etwas 
Halbes gehalten werden, denn wenn sie schon nicht den Pau- 
perismus ganz aus der Welt zu schaffen vermögen, so sind sie 
doch eines der wirksamsten Mittel, demselben vorzubeugen, 

Meier, £.: Beschränkungen der ZwangsvoUstreckung 10 
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Der Staat hat also ein allergrösstes Interesse daran, dass 
diese Güter jedem, der sie hat, auch erhalten bleiben, und wie 
er einerseits denjenigen, von welchem zu fürchten ist, dass er 
durch verschwenderischen Lebenswandel sich derselben selbst 
beraubt, in seiner Verfügungsfreiheit beschränkt, so sorgt er 
auch dafür, dass sie dem Schuldner nicht durch den pfändenden 
Gläubiger entzogen werden können, damit dem Wirtschaftsleben 
eines Staates möglichst viel selbständige Existenzen erhalten 
bleiben, und die Zahl derer, welche der öifentlichen Unterstützung 
bedürfen, möglichst klein bleibe. Diese Bestimmungen, zunächst 
und hauptsächlich darauf gerichtet, dem Pauperismus vorzubeugen, 
sind aber auch sehr geeignet, den Sparsinn der Bevölkerung zu 
heben, denn jeder weiss, dass, wenn er einmal in eine missliche 
finanzielle Lage kommt, ihm wenigstens nicht alles Erworbene 
entzogen werden kann. Diese Forderung des Schutzes der selb- 
ständigen Existenz, die für alle Schuldner gleicherweise gilt, 
hat um so mehr Berechtigung gegenüber Schuldnern, die nicht 
allein stehen, sondern eine Familie zu erhalten haben. Das In- 
teresse des Staates ist hier ein weitaus grösseres; es handelt 
sich nicht nur um die Existenz eines einzelnen Individuums, 
sondern einer ganzen Familie. Der alleinstehende Schuldner, der 
seiner Subsistenzmittel beraubt ist, hat eher Aussicht, sich durch- 
schlagen zu können, als derjenige, der zugleich eine Familie zu 
ernähren hat. Auf der Familie baut sich der Staat auf; ein 
gesundes Familienleben bietet die beste Garantie für das Ge- 
deihen desselben; kann nun die Familie ihre Aufgabe nicht 
mehr erfüllen, was eintreten muss, wenn ihr die materielle 
Grundlage entzogen ist, so leidet in erster Linie der Staat 
darunter. Hier kann auch die Phrase vom Verschulden nicht 
angebracht werden, die für den Schuldner selbst oft ihre Be- 
rechtigung hat, denn die Familie ist doch beim finanziellen 
Euin des Oberhauptes meistens nicht mitschuldig. Diese erhöhte 
Schutzbedürftigkeit des Familienoberhauptes äussert sich in der 
Gesetzgebung auch darin, dass gewisse Exemtionen gänzlich auf 
Familienoberhäupter beschränkt sind (Heimstätten in den Staaten 
der Union), andere dem Familienoberhaupte in grösserem Umfange 
zukommen, als dem Einzelindividuum. 

Fragen wir uns nun, welche Gegenstände unter diesem Gre- 
sichtspunkte von der Zwangsvollstreckung ausgeschlossen sein 
sollen, d. h. welche Gegenstände für die menschliche Existenz 
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von solcher Wichtigkeit sind, dass das Fehlen derselben ein 
selbständiges Fortkommen verunmöglicht : 

Vor allem wird es sehr von der Kulturstufe eines Volkes, 
von der geographischen Lage eines Landes und von den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen desselben abhangen, was unentbehrlich 
ist und, innerhalb desselben Rechtsgebietes, wiederum von der 
Beschäftigung des Einzelnen, in beschränktem umfange von 
seiner sozialen Stellung, seiner Erwerbsfähigkeit. Immerhin stellt 
die Mehrzahl der Gesetzbücher einen mehr oder weniger detail- 
lierten Katalog über die Gegenstände auf, welche eximiert sind, 
meistens genügt zur Unpfändbarkeit nicht die blosse ünent- 
behrlichkeit, sondern ein Gegenstand muss zugleich einer im 
Gesetz genannten Kategorie angehören. Dabei ist im einzelnen 
Fall dem freien richterlichen Ermessen ein sehr grosser Spiel- 
raum gelassen, sowohl darüber, was unentbehrlich sei, als 
darüber, ob ein Gegenstand einer der geschützten Klassen an- 
gehöre, da von den tausenden von Gegenständen, die in Betracht 
kommen können, nicht jeder einzelne im Gesetz aufgeführt wer- 
den kann. 

1. Wohnung. An erster Stelle ist die Wohnung für den 
Schuldner und seine Familie zu nennen * ; es braucht wohl keine 
langen Erörterungen, um zu zeigen, dass sie die wichtigste 
Existenzbedingung für den Menschen bildet. Trotzdem gibt es 
nur in wenigen Ländern Gesetze, welche dem Schuldner seine 
Heimstätte unentziehbar zusichern, und auch diese tun es nur 
unter ganz bestimmten Bedingungen. Der Grund liegt in der 
grossen Schwierigkeit der Verwirklichung. In einem reinen Agrar- 
staat, wo jeder Einwohner (Bauer) in seinem eigenen „Heimwesen" 
wohnt^ liesse sich der Gedanke durchführen, wiewohl auch da, 
wegen der Bodenverschuldung der Einführung schon sehr grosse 
Schwierigkeiten entgegenstehen (Hitzig, Familienvermögen p. 69 
und p. 75 if.). Da aber, wo die Grosszahl der Bevölkerung in 
Mietshäusern wohnt, was in den meisten europäischon Staaten 
heute nicht nur in grossen Städten, sondern selbst in den Dör- 
fern auf dem Lande die Eegel ist, ist die Unentziehbarkeit der 
Wohnung gegenüber der Zwangsvollstreckung einfach undurch- 



• Flesch, Wohnungsnot p. 65: „Die Wohnung ist eines der Bedürfnisse, 
deren Befriedigung durch die Volkswirtschaft garantiert werden soll." 
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führbar. Wegen des hohen Bodenpreises ist man gezwungen, 
hohe Häuser zu bauen; die Einfamilienhäuser sind ein Luxus 
der Reichen geworden. AVoUte man nun die Heimstätte von der 
Exekution ausschliessen, so würden davon nur eine verschwin- 
dend kleine Anzahl profitieren und zwar gerade diejenigen, die 
des Schutzes am wenigsten bedürfen. Denen aber, die in Miet- 
wohnungen wohnen, würde dadurch gar nicht geholfen, da sie 
je kein Haus in ihrem Eigentum haben, ihnen die Unentziehbar- 
keit desselben also auch nichts nützen würde. Um dieser Klasse 
eine unentziehbare Wohnung zu sichern, müsste nicht durch das 
Exekutionsrecht, sondern durch eine entsprechende Regelung 
des Mietvertrages eingegriffen werden.* Es ist aber leicht er- 
sichtlich, dass es einem Vermieter nie verboten werden könnte, 
einen nichtzahlenden Mieter zu exmittieren; der Schutz der 
Äfietwohnung kommt aber nur dem Vermieter gegenüber in Be- 
ti-acht, da ein anderer Gläubiger nicht die Möglichkeit hat, 
einem Schuldner auf dem Exekutionswege die Benutzung einer 
gemieteten Wohnung zu entziehen, da die Rechte aus einem 
ilietvertrag der Pfändung nicht unterliegen können. Die gegen- 
^\ärtige wirtschaftliche Lage schliesst die Möglichkeit, dem 
^Schuldner eine durch Exekution nicht entziehbare Wohnung zu 
sichern aus, wiewohl diese Forderung durch die Exekutions- 
beschränkungen in erster Linie berücksichtigt werden sollte. 
Der Einführung dieses Institutes steht die Verschuldung des 
Bodens entgegen. Würde es trotzdem eingeführt, so käme es 
nur einem ganz minimen Teil der Bevölkerung zugute. Durch 
Jtodifikation des Mietvertragrechts ist keine Remedur zu er- 
warten, und so hat die Gesetzgebung der meisten Länder den 
dritten möglichen Weg eingeschlagen. Sie hat nicht die Wohnung 
selbst vorbehalten, sondern sie berücksichtigt die Unentbehrlich- 
keit der Wohnung dadurch, dass sie dem Schuldner eine ent- 
sj^rechende Quote des Einkommens als unentziehbar zusichert 
und ihm, indem sie einer Beeinträchtigung seiner Erwerbsfähig- 
keit möglichst vorbeugt, die Möglichkeit zu sichern sucht, sich 
den Mietzins zu erwerben. 



• Flesch, Wohnungsnot p. 75. Durch die von Flesch vorgeschlagene 
Beschränkung der Vertragsfreiheit würde zweifeUos manchen Übelständen 
abgeholfen, aber die ünentziehbarkeit der Wohnung würde dadurch nicht 
erreicht. 
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2. Diejenigen Mobilien, die der Schuldner zur Führung eines 
menschenwürdigen Daseins für sich und seine Familie benötigt 
(Hausrat, Kleider und Gegenstände des täglichen Gebrauches; 
vgl. oben § 12, HI). Das Kriterium für die Unpfändbarkeit muss 
die ünentbehrlichkeit sein*. 

3. Ausser den, unter 2. angeführten Gegenständen, die für 
den dauernden Gebrauch bestimmt sind, und die, einmal ange- 
schafft, ihren Dienst für längere Zeit versehen, bedarf der 
Mensch ebenso unentbehrlich gewisser Quantitäten verschiedener 
Konsumtibilien: Nahrungsmittel, Getränke, Feuerungs- und Be- 
leuchtungsmittel. Aus der Beschaffung dieser Dinge, sowie aus 
der Erneuerung und Instandhaltung der unter 2. genannten Ge- 
genstände und aus den Kosten für die Wohnung entstehen ihm 
periodisch wiederkehrende Auslagen, und die Möglichkeit deren 
Bestreitung muss jedem Schuldner tunlichst belassen werden. 
Die Gesetzgebung kann in dieser Beziehung zwei verschiedene 
Wege einschlagen: 

a) Sie bestimmt, dass dem Schuldner unter allen Umständen 
in einer Exekution so viel belassen werden muss, als er zur 
dauernden Bestreitung seines Lebensunterhaltes bedarf, gleich- 
gültig, worin diese Güter bestehen, ob es körperliche Gegen- 
stände oder Eechte seien, ob sie sich als Kapital darstellen 
oder als periodische Einkünfte. Schlägt eine Gesetzgebung diesen 
Weg ein, so geht sie über die Pfändungsbeschränkungen hinaus, 
da nicht mehr gewissen konkreten Gegenständen infolge ihrer 
Beziehung zum Schuldner das Privilegium der Unpfändbarkeit 
erteilt wird, sondern einfach ein Güterbestand in einem gewissen 
Wertbetrag, also ein Wert der Exekution entrückt wird. Diese 
Regelung bedeutet, wie wir schon in der Einleitung gezeigt 
haben, bereits eine Annäherung an das beneficium compe- 
tentiae. 

h) Es werden durch die Gesetzgebung nur bestimmte Gegen- 
stände von der Pfändung ausgenommen und zwar hauptsächlich 
diejenigen, die es dem Schuldner ermöglichen, durch Betätigung 
der persönlichen Arbeitskraft sich den Lebensunterhalt zu er- 



* Koch, Recht der Forderungen I, p. 430, nimmt an, dass durch das 
beneficium competentiae zwar nicht standesgemässer Unterhalt gewährt 
werden müsse, aber doch sei auf die gewohnte Lebensart, Stand und Alter 
Rücksicht zu nehmen. Der letze Grund ist gelten zu lassen ; im allgemeinen 
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w erben, sodann die Früchte dieser Erwerbstätigkeit, das Ein- 
kommen und gewisse Einkünfte, die zwar nicht Arbeitsverdienst 
8ind, aber ihrer Natur nach für Beschaffung des Lebensunter- 
haltes bestimmt sind. 

Es fragt sich nun, welchen Weg die Gesetzgebung ein- 
s(;lilagen soll. Mit dieser Frage befasste sich auch die deutsche 
Wissenschaft bei der Revision der D. Z. P. 0. Die beiden „Gutachten 
über die Frage: Empfiehlt sich eine grundsätzliche Vermehrung 
der bestehenden Beschränkungen der Zwangsvollstreckung, etwa 
in der Richtung einer allgemeinen Kompetenzwohltat ?" die von 
Falkmann (Verhandlungen des 22. d. Juristentages I, p. 240 flf.) 
und Bunsen (ibidem II, p. 29 ff.) für den 22. d. Juristentag er- 
stattet wurden, sprechen sich zwar für eine Vermehrung der 
impfändbaren Gegenstände, aber gegen die Einführung einer 
allgemeinen Kompetenz wohl tat aus. In diesem Sinne beschloss 
dann auch der Juristentag (Verhandlungen des 22. d. Juristen- 
tages IV, p. 85 ff.). Der Grund, der hauptsächlich gegen die 
Einführung spricht, ist folgender: 

So wichtig es ist, dass die schuldnerische Existenz selb- 
ständig erhalten bleibe, so darf dies doch nicht auf Kosten jeden 
Kechts und jeder Billigkeit geschehen. Nun lässt sich dieser 
Grund zwar auch gegen alle Pfändungsbeschränkungen anführen; 
doch besteht zwischen beiden ein erheblicher Unterschied, 
zwischen dem beneficium competentiae einerseits und zwischen 
der Unpfändbarkeit von Berufsutensilien andererseits. Wird einem 
Kapitalisten sein Vermögen auf dessen Zinsen er zur Lebens- 
führung angewiesen ist, auf dem Wege der Zwangsvollstreckung 
entzogen, so wird er dadurch vielleicht, sofern er nämlich nicht 
fähig ist, durch Arbeit seinen Lebensunterhalt zu verdienen, in 
die Lage versetzt, die öffentliche Wohltätigkeit in Anspruch zu 
nehmen. Wirtschaftlich hat sich aber nichts anderes als eine 
(iüterverschiebung vollzogen; die Vermögensobjekte, die in den 
Händen des A ein Kapital waren, sind dies auch in den Händen 
des B. Werden dagegen einem Individuum diejenigen Gegen- 
stände, die es nötig hat, um seine körperlichen oder geistigen 
Fähigkeiten gewinnbringend zu verwerten, entzogen, so wird 



hat ja ein jüngerer Mensch günstigere Aussichten, erscheint also weniger 
schutzbedürftig. Die beiden andern Gründe sind jedoch nicht zu biUigen. 
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dasselbe dadurch zur Aufgabe seiner Tätigkeit gezwungeii. 
Vielleicht hat es nun die Möglichkeit, in abhängiger Stellun«,^, 
in der ihm die nötigen Gerätschaften vom Arbeitgeber zur Vei^- 
fügung gestellt werden, seine berufliche Betätigung fortzusetzen ; 
in vielen Berufsarten ist das jedoch unmöglich, so dass der au.s- 
gepfändete Schuldner gezwungen ist, einen andern Beruf zu ein- 
greifen oder überhaupt jede Erwerbstätigkeit aufzugeben. 80 
muss er entweder seine beruflichen Kenntnisse ganz brach liegen 
lassen, oder er wird wenigstens in eine Stellung gedrängt, in 
welcher er nicht das leisten kann, was er in unabhängiger 
Stellung leisten würde. Dagegen lässt sich nun freilich, und 
zwar mit Kecht, einwenden, dass der Schuldner, wie sich zeigte^ 
nicht fähig war, sich in dieser Stellung zu behaupten, dass er 
also auch kein Anrecht darauf hat, durch gesetzlichen Schutz 
in derselben gehalten zu werden, da er sie früher oder spättr 
ja doch werde aufgeben müssen. Nun ist aber oft diese mhn- 
liche wirtschaftliche Lage nur eine ganz vorübergehende, herbei- 
geführt z. B. mehr durch die Unerfahrenheit des Anfängers, dur<,li 
ungünstige Konjunkturen oder durch schädigende Ereignisse 
ii'gend welcher Art als durch berufliche Untüchtigkeit. So ist 
die Ungerechtigkeit, die dem Gläubiger gegenüber schliesslich 
auch darin liegt, dass Berufsutensilien nicht gepfändet werden 
dürfen, durch einen volkswirtschaftlichen Grund bedingt und 
gerechtfertigt, während das beneflcium competentiae diesen Grund 
nicht für sich in Anspruch nehmen kann. 

Dadurch, dass die Berufsgegenstände von der Exekution 
ausgeschlossen sind, ist aber der Zweck des Institutes, dem 
Schuldner die Lebensführung zu sichern, noch nicht erreicht; 
es müssen auch die Früchte der Berufstätigkeit, das Einkommen, 
wenigstens soweit es zur Bestreitung der unentbehrlichsten Am^- 
gaben notwendig ist, ausgenommen werden. So verhütet man 
zugleich, dass einem Arbeiter die Arbeitsfreudigkeit dadurch 
zerstört wird, dass er sieht, wie der Erfolg seiner Tätigkeit 
nur seinem Gläubiger, nicht aber ihm selbst zukommt. Dem 
Arbeitseinkommen werden sodann bestimmte anderweitige kleinere 
rinnahmen, die gleichfalls zur Beschaffung des Lebensunterhaltes 
c 1er zur Linderung irgend welcher Notlage bestimmt sind, gleich- 
? 3stellt. 

Es ist auch hier zu wiederholen, was schon oben gesagt 
^ irde : dadurch, dass die Gesetzgebung die Erwerbsbedingungen 
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nacli Möj^liclikeit sichert, und das Einkommen teilweise unpfänd- 
bai' erklärt, wird kein Einkommen erworben; es wird nur etwas 
Vorhandenem geschützt, nicht aber etwas Nichtvorhandenes ver- 
schafft. Ein Nachteil der Exemtion der Berufsutensilien liegt 
femer darin j dass dadurch nur gewisse soziale Klassen begün- 
stigt werden, nämlich die Personen, die zur Ausübung ihres 
Berufes eigener Gerätschaften bedürfen, und das sind in der 
Regel nur die selbständigen Gewerbsleute. Die Lohnarbeiter 
dagegen, die ihren Erwerb nur aus ihrer körperlichen Arbeit 
ziehen T i>rofitieren davon, wiewohl sie des Schutzes am aller- 
ehesten bedürfen, am allerwenigsten, da ihnen zwar ein Teil 
ihres Einkommens geschützt wird, die Erwerbsbedingungen selbst 
aber nicht verbessert werden. Es bleibt hier der Gesetzgebung 
über Arbeitsvertrag und Arbeiterschutz vorbehalten, dieser 
Klasse die Vorteile zu verschaffen, die ihnen die Exekutions- 
beschräukungen nicht verschaffen können. 



L 



ad m. 

Unter diesen Gesichtspunkt fallen im weitern Sinne auch 
die, unter 1 und II ausgenommenen Gegenstände, denn auch 
durch die Wegnahme dieser werden, wie wir gezeigt haben, 
staatliche Interessen verletzt. Die Verletzung ist jedoch nur 
eine indirekte und sie richtet sich nicht gegen rein staatliche, 
sondern hauptsächlich gegen volkswirtschaftliche Interessen. 
Indem sie das Vermögen der Individuen zerstört oder ihre Exi- 
stenz \^ernichtet, leidet darunter allerdings auch der Staat selbst. 
Hier dagegen tritt das Interesse der Privaten ganz oder fast 
ganz in den Hintergrund gegenüber demjenigen der Allgemein- 
heit. An Gegenständen sind hauptsächlich zu nennen: die mili- 
tärisclien Ausriistungsgegenstände und Kriegswaffen der Bürger, 
das V^erniögen der öffentlich-rechtlichen Korporationen und das 
Inventar der Verkehrsanstalten (Post, Eisenbahnen). Die letzten 
beiden Ausnahmen sind meistens nicht in den Exekutionsord- 
nungeo selbst statuiert, sondern in Spezialgesetzen. Für Deutsch- 
land vgl betreffend die Eisenbahnen das Reichsgesetz vom 3. Mai 
1886, Keiclisfresetzesblatt 131; betreffend das Inventar derPost- 
haltereien das Reichsgesetz vom 28. Oktober 1871 § 20, Reichs- 
gesetzesblatt 347. Für die Schweiz vgl. oben § 15 IV. 
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§17. 

Die Berechtigung der Pfändungsbeschränkungen 

gegenüber dem Gläubiger; gesetzliche Massnahmen 

zur Ergänzung der Pfändungsbeschränkungen. 

I. Die Berechtigung der Pfändungsbeschränkungen 
gegenüber de^p Gläubiger. 

Nachdem wir gesehen haben, dass der Staat, zunächst aller- 
dings in seinem eigenen Interesse dafür zu sorgen hat, dass 
dem Individuum die aufgezählten Güter verbleiben, erhebt sich 
die Frage: „Ist es gerechtfertigt, dass für die Kosten dieser 
staatlichen Regelung einzelne Private (die jeweiligen Gläubiger) 
aufzukommen haben ; wäre es nicht vielmehr Sache des Staates, 
den Schaden zu tragen, da er den Schutz ja auch hauptsächlich 
in seinem eigenen Interesse aufstellt ?" Und in der Tat ist dieser 
Einwand so leicht nicht von der Hand zu weisen. Ist der Weg, 
den die Gesetzgebung gegenwärtig befolgt, dem Schuldner seine 
Existenzfähigkeit zu erhalten, der richtige ? Es ist die Aufgabe 
zunächst der Verwandten, in letzter Linie aber des Staates 
(Gemeinden etc.), für seine Angehörigen zu sorgen, wenn diese 
ausser stände sind, es selbst zu tun ; die Unterstützung geschieht 
durch die öffentliche Armenfürsorge. Diese staatliche Unter- 
stützungspflicht greift da natürlich nicht Platz, wo der einzelne 
entweder sich selbst unterhalten kann oder von alimentations- 
pflichtigen Angehörigen erhalten wird. Deshalb muss die Ge- 
setzgebung trachten, das ihrige zu tun, die Zahl der Unter- 
stützungsbedürftigen möglichst klein zu erhalten. Das geschieht 
gegenwärtig hauptsächlich durch die Pfändungsbeschränkungen. 
Durch diese Pfändungsbeschränkungen werden aber die Gläubiger 
unzweifelhaft benachteiligt; nicht mehr das ganze Vermögen 
haftet für die Verbindlichkeiten des Schuldners, die unpfänd- 
baren Objekte fallen weg. Der Staat wälzt also die Lasten 
einer ihm obliegenden Aufgabe auf einzelne Individuen ab, so 
dass sie die Nachteile aus dieser Regelung allein tragen müssen, 
während die Vorteile doch der Allgemeinheit zugute kommen. 
Zudem sind es meistens die geduldigsten Gläubiger, diejenigen, 
die den Schuldner am meisten schonten, welche durch die Pfän- 
dungsbeschränkungen zu Verlust kommen, während sich die 
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Driager beizeiten befriedigten. Freilich lässt sich sagen, Sass 
der Gläubiger^ was&te, was ihm bevorstand ^ dass er «ich 
hätte hüten sollen, mit einem zweifelhaften Schuldner sich ein- 
zulassen, dass also sein Verlust gerechte Strafe für unvorsich- 
tiges Kreditgeben sei. Das ist jedoch kein triftiger Grund, denn 
die Zahlungsunfähigkeit kann ja plötzlich über den Schuldner 
hereingebrochen sein, so dass der Gläubiger bei der grössten 
Diligenz diesen Ausgang nicht voraussehen konnte. Ein anderer 
Grund, der für das bestehende System der Pfändungsbeschrän- 
kungen spricht, ist der, dass der Gläubiger mit dem Schuldner 
in geschäftlichem Verkehr gestanden und voraussichtlich aus 
diesem Verkehr Gewinn gezogen hat; dass er also auch der 
nächste ist, den jetzt entstehenden Verlust auf sich zu nehmen. 
Aber auch dieser Grund ist nicht stichhaltig, denn so viele 
andere haben vielleicht früher mit diesem Schuldner geschäftlich 
verkehrt, ohne dass sie jetzt nach hereingebrochener Katastrophe 
am Verlust beteiligt sind. 

Der Grund, warum bis jetzt noch nie eine Gesetzgebung 
verursacht hat, die Ungerechtigkeit auszugleichen, die tatsäch- 
lich darin liegt, dass dem Gläubiger sein Recht auf Befriedigung 
zu gunsten des allgemeinen, öffentlichen Interesses verkürzt 
wird, liegt m. E. in der ausserordentlichen Schwierigkeit, ja Un- 
möglichkeit einer anderen Regelung bei den gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen. Versuchen wir darzustellen, auf 
welche Weise der Staat dem Gläubiger den Verlust abnehmen 
könnte, den dieser dadurch erleidet, dass er dem Schuldner die 
unpfändbaren Gegenstände lassen muss: 

Der Schuldner ist bis auf das absolut unentbehrliche aus- 
gepfändet, der Gläubiger, bezw. der die Pfändung vollziehende 
Beamte muss also Halt machen. Dann werden diejenigen Ver- 
mögensstücke, die zurückbleiben müssen, geschätzt, und der 
Staat zahlt dem betreibenden Gläubiger die Schätzungssumme 
aus (im Konkurse der Konkursmasse), so dass dieser gestellt ist, 
wie wenn er die Pfandobjekte hätte verwerten können. Oder 
diese Gegenstände werden wirklich versteigert, der Staat erwirbt 
sie für den Schuldner, und der Erlös fällt dem Gläubiger zu 
Auf diese Weise werden einerseits dem Schuldner die unent 
behrlichen Vermögensstücke erhalten, so dass damit der wirf 
schaftlichen Forderung genüge getan ist, und andererseits is 
der Gläubiger durch diese Massregel nicht zu Schaden gekommei 
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lli. die Forderung' des formellen Rechts ist nicht verletzt wor- 
den. Im weiteren sind dann zwei Wege möglich. Entweder, der 
Staat hat die Gegenstände für sich erworben, d. h. er wird 
Eigentümer und behält auch fernerhin das Eigentum, überlässt 
aber dem Schuldner dieselben zum weiteren Gebrauch ; oder der 
Staat hat das Eigentum an den Gegenständen nicht für sich, 
sondern für den Schuldner erworben. 

1. Der Staat erwirbt an den als notwendig erachteten Gegen- 
ständen Eigentum, überlässt dieselben aber dem bisherigen Eigen- 
tümer zum Gebrauch. Der Staat kann sich dann für die Über- 
lassung zur Benutzung eine Entschädigung zahlen lassen und 
vielleicht auch seine Auslagen durch kleine Quoten amortisieren 
lassen; das wird aber seine Schwierigkeiten haben, denn, da 
der Schuldner früher mit seinen Einnahmen nicht auskommen 
konnte, so wird das jetzt bei dieser Mehrbelastung um so 
weniger möglich sein. Die Gebrauchüberlassung muss also un- 
entgeltlich geschehen. In der Folge können diese Gegenstände, 
weil nicht mehr dem Schuldner gehörig, demselben nicht mehr 
abgepfändet werden. Wenn aber der Schuldner wieder in den 
Fall kommt, ausgepfändet zu werden, so sind die Gläubiger bei 
der zweiten, bezw. jeder folgenden Pfändung die geschädigten. 
Da sie nicht wussten, dass die notwendigen Gegenstände nicht 
Eigentum des Schuldners waren, dass der Staat- sie also nicht 
mehr, weil schon ihm gehörend, einlösen muss, so befinden sich 
dann diese folgenden Gläubiger genau in der gleichen Lage, in 
der sich jeder Gläubiger bei der gegenwärtigen Regelung (System 
der Pfändungsbeschränkungen) befindet. Das liesse sich jetzt 
dadurch umgehen, dass ein öffentliches Register über diejenigen 
Personen geführt würde, die im Besitze von „staatlichem In- 
ventar'^ sind, ähnlich wie dies durch die zürch. Schuldbetreibungs- 
gesetze von 1842, 1851 und 1871 vorgesehen war bezüglich der 
Gegenstände, die dem Schuldner von Armenbehörden zum Ge- 
brauch überlassen wurden (oben § 4\ Auf diese Weise wäre 
jedermann gewarnt, mit diesen Personen in, Kreditverkehr zu 
treten. Durch diese Massregel würde aber diesen Unglücklichen 
ein Stigma aufgedrückt, das sie von jedem, auch dem beschei- 
densten Kredit ausschliessen würde, und es ist klar, dass ihnen 
dadurch die Lebensführung unendlich erschwert würde. Man 
kann förmlich sagen, dass dadurch die infamia in milderer Form 
wieder eingeführt würde. 
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2. Die zweite Lösung wäre die, dass der Staat die erstan- 
dmim Mobilien dem Schuldner zu Eigentum übergeben würde. 
Dann käme jedoch derselbe Gläubiger, sofern er immer noch 
zu Verlust gekommen ist, und würde dieselben Mobilien dem 
Schuldner wieder abpfänden, da sie ja jetzt wieder ihm gehören, 
und der Staat müsste sie wieder einlösen u.s. w. bis der Gläubiger 
ftir yeine Forderung vollständig gedeckt wäre. Es würde da- 
durch nichts anderes als eine staatliche Garantie für die Solvenz 
sämtlit^her Schuldner geschaffen. Wie weit das führen würde, 
ist kaum abzusehen; Schuldner und Gläubiger würden auf die 
leichtsinnigste Weise Kredit nehmen und geben, weil für beide 
nicht;^ zu fürchten wäre, da der Staat ja für alles aufzukommen 
hätte ] ganz abgesehen von den Kollusionen, denen Tür und Tor 
geöffnet wäre. Aber auch mit einer Beschränkung in dem Sinne, 
dass ein Gläubiger für dieselbe Schuld vom Staat nur einmal 
den Wertbetrag der Kompetenzstücke zu fordern hätte (dadurch 
wäre er ja daflir schadlos gehalten, dass er dem Schuldner das 
Unentbehrliche nicht entziehen darf), wäre nicht geholfen, denn 
wenn dann ein zweiter Gläubiger sich melden würde, so müsste 
der Staat wieder einlösen, da natürlich alle Gläubiger auf gleiche 
Behandlung Anspruch hätten. Auch so könnte es der Schuldner 
immer einrichten, dass der Staat für alle seine Verbindlichkeiten 
aufzukommen hätte, indem er statt einer grossen viele kleine 
Scluilden kontrahiert, wobei der Staat dann die Kompetenzstücke 
in jeder einzelnen Betreibung einlösen müsste. 

\'oii den beiden angegebenen Wegen kann keiner befriedigen; 
eine andere Möglichkeit, den Staat die Kosten dafür tragen zu 
lassen, dass er den Privaten einen gewissen Bestand von Gegen- 
standen als unentziehbar zusichert, sehe ich nicht. So ist die 
Lage folgende: das, selbst wohlerworbenen Rechten Einzelner 
vorgehende Interesse der Allgemeinheit verlangt, dass dem 
Hchuldtier in einer Betreibung das zum Leben Notwendige be- 
lassen werde; praktisch durchführbar ist diese Massnahme nur 
auf Kosten des betreibenden Gläubigers. Nun berücksichtigen 
aber die Pfändungsbeschränkungen nicht zuletzt die Interessen 
des Gläubigers; dadurch, dass man den Schuldner erwerbsfähig 
erhält, wahrt man ihm die Möglichkeit, seine Verbindlichkeiten 
allmälilicli abzutragen. Der gegenwärtige Verlust des Gläubigers 
ht etwas grösser, dagegen hat er um so eher Aussicht, für den 
Ausfall befriedigt zu werden. Zudem erwächst dem Gläubiger 
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ja auch daraus Schaden, dass er nicht auf die Person <ie.s 
Schuldners greifen kann, sondern nur auf sein Vermögen ; doch 
hat niemand, als die Personalhaft abgeschafft wurde, verlangt, 
dass dem Gläubiger der daraus eventuell entstehende Schaden 
ersetzt werde. So lässt der Staat, wenn er die Exekutionsbe- 
schränkungen noch weiter ausdehnt, wenn er nicht nur die 
Person, sondern auch einen Teil des schuldnerischen Veniiögens 
der Zwangsvollstreckung entzieht, aus praktischen Gründen den 
dadurch entstehenden Ausfall den Gläubiger tragen. Aber der 
Vorwurf wird dadurch nicht beseitigt, dass auf diese Weise die 
Allgemeinheit ihr obliegende Pflichten auf Einzelne abwälzt* 

II. Gesetzliche Massnahmen zur Ergänzung der 
Pfändungsbeschränkungen. 

Soweit, als die Erfüllung der drei, im vorigen § aufgestellten 
Forderungen es verlangt, darf und muss der Staat mit den 
Exekutionsbeschränkungen gehen. Geht er weiter, so ist das 
ungerechtfertigte Schonung gegenüber dem Schuldner und Härte 
gegenüber dem Gläubiger, die durch die staatliche Wohlfahrt 
nicht bedingt wird. Geht man weiter, so untergräbt man aucli 
leicht die Grundlagen eines gesunden Kredites, indem der 
Schuldner von der Exekution ja nichts mehr zu fürchten hatj 
und so zu leichtsinnigem Schuldenmachen verleitet wird. Die 
Keaktion auf der Gläubigerseite wird nicht lange ausbleiben. 
Die kapitalkräftigen Elemente werden ihre Mittel zurückhalten 
in Anbetracht der Schwierigkeit des Wiedererlangens, oder sie 
werden nur Eealkredit gewähren oder Personalkredit nur gegen 
sehr hohe Zinsen, die ihnen die Gefahr des drohenden Verlustes 
aufwiegen (Kisikoprämien). Unter diesen Verhältnissen haben 
dann nicht nur die zu leiden, die sie verschuldet haben, und 
der verderbliche Einfluss wird sich im ganzen wirtschaftlichen 
Leben des Staates äussern. 

So ist es das öffentliche Interesse, welches, bei grundsätz- 
licher Gleichberechtigung der Gläubiger- und Schuldnerinteressen, 
ein Übergewicht zu gunsten der letzteren ergibt. Wenn der 
Staat nun anerkennt, dass dieser Bestand an Gütern dein 
Schuldner ohne Schädigung des Genlein wohls auf dem Exeku- 
tionswege nicht entzogen werden könne, so hat er weiter dafür 
zu sorgen, dass ihm derselbe unbedingt verbleibe, auch abge- 
sehen vom Fall der Zwangsvollstreckung. 
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Die erste und heute wohl allgemein anerkannte Forderung 
ist von diesem Gesichtspunkte aus die, dass sich die ünentzieh- 
barkeit nicht mir auf das Pfändungs-, sondern auch auf das 
Konkursverfahren beziehen iäüss, und nicht nur auf die Voll- 
streckung von Zivil-, sondern auch rwa Straf- und Verwaltungs- 
urteilen. Soll das Institut seinen Zweck erfüllen, so muss es 
auch gegenüber dem gesetzlichen Pfand- (ßetentions-) recht des 
Vermieters oder Verpächters gelten. (Unter der alten deutschen 
Z. P. 0. entschied ein Urteil des Reichsgerichts vom 25. Mai 1881 
in umgekehrtem Sinne; Entscheidungen in Strafsachen IV, p. 198). 

Sodann darf auch die Frage der verschuldeten Zahlungs- 
unfähigkeit keinen Einfluss haben, denn da es sich um den 
Schutz der Staatswohlfahrt handelt, so kann dieser Schutz nicht 
von der Würdigkeit des einzelnen Schuldners abhängig gemacht 
werden; ganz abgesehen von der Schwierigkeit, den Grad des 
Verschuldens festzustellen. Die Strafe für selbstverschuldete 
Zahlungsunfähigkeit darf nicht Entzug des Rechtes der Kom- 
petenzstücke sein, sondern sie muss durch das Strafgesetzbuch 
statuiert werden. 

Eine weitere Konsequenz ist die, dass es auch nicht ins 
Belieben des Schuldners gestellt werden darf, ob er im Pfän- 
dungsfalle die Unpfändbarkeit geltend machen will oder nicht. 
Sie ist ex ofi&cio zu berücksichtigen, und ein Verzicht auf die- 
selbe durch den Schuldner, gleichgültig ob im voraus oder nach- 
träglich, muss ungültig sein. Wie der Gläubiger ihm die Gegen- 
stände ni^ht entziehen kann, so soll er auch selbst sich derselben 
nicht berauben dürfen; die Bestimmung ist ja nicht in erster 
Linie zu seinen Gunsten, sondern zu gunsten der Allgemeinheit 
aufgestellt, er ist nur das Objekt, an dem im Einzelfalle der 
Schutz ausgeübt wird. Zudem ist ein Schuldner oft kurzsichtig, 
er erkennt nicht einmal sein eigenes Interesse, so dass man ihm 
auch nicht die Wahrung des Gemeininteresses anvertrauen darf. 
Rat endlich der Schuldner die Fakultät, die Unpfändbarkeit 
geltend zu machen oder nicht, so steht es ganz in seinem Be- 
lieben, einen Gläubiger zu befriedigen, den andern leer ausgehen 
zu lassen; solcher Willkür soll das Gesetz nach Möglichkeit 
vorbeugen. 

Ferner darf sich die Gesetzgebung auch nicht damit be- 
gnügen, dass die Güter dem Schuldner nur auf dem Exekutions- 
wege nicht entzogen werden dürfen, sondern sie sollte auch der 



Digitized by VjOOQIC 



159 

fieiwilligeii VerätiBserung und Verpfändung derselben wirksam 
eutgegeiitreteiiT und zwar in viel weitergehendem Masse, als das 
gegenwärtig durch die Bevormundung der Verschwender geschieht. 
Man wird mir jedoch eiffwmKlcn, dass das ein zu tief gehen*Bf" 
staatlicher Eingriff in die Willensfreiheit der Individuen wäre. 
Dagegen sage ich jedoch : Der Staat findet, dass der Besitz der 
angeführten Güter durch die Individuen für ihn von solcher 
Wichtigkeit sei, dass er sich nicht scheut, das Recht des Gläu- 
bigers auf Vollstreckung in ausgedehnter Weise einzudämmen 
im Interesse der Erhaltung derselben. Wird ihm dieses Recht 
zuerkannt, was heute doch allgemein geschieht, so muss er auch 
das Recht haben, die Willensfreiheit der Individuen in diesem 
Sinne zu beschränken ; der Eingriff ist nicht tiefer als er gegen- 
über dem Gläubiger ist, und die Massnahme kommt ja dem am 
meisten zugute, dem sie eine Beschränkung auflegt, was bei den 
Pfändungsbeschränkungen nicht der Fall ist. Ich führe hier 
diesen Gedanken nicht weiter aus, da er nicht mehr in das 
Gebiet der Pfändungsbeschränkungen gehört, aber mir scheint 
dies die notwendige und vielleicht bald allgemein anerkannte 
Ergänzung der Pfändungsbeschränkungen im materiellen Zivil- 
recht zu sein. 

§ 18. 

Kritik der im Bundesgesetz statuierten Pfändungs- 
beschränkungen. 

I. Bemerkungen in formeller Hinsicht. 

Der Art. 92 statuiert in Verbindung mit Art. 93 die Be- 
schränkungen, welche der Exekution von Geldforderungen gesetzt 
sind. Das Bundesgesetz über Seh. und K. kennt verschiedene 
Arten von Schuldbetreibung, für welche alle, mit Ausnahme der 
Betreibung auf Pfand Verwertung diese Exekutionsbeschränkungen 
gelten. Der Gesetzgeber hat nun den Weg eingeschlagen, dass 
er die Beschränkungen im Pfändungsverfahren aufstellt und 
dann bei den andern Arten der Betreibung für die Feststellung 
und Inventarisation der Exekutionsmasse auf diesen Artikel ver- 
weist. So sieht er sich gezwungen an 4 Stellen im Gesetz auf 
Art. 92 zu verweisen (Art. 163 Abs. 2, Art. 224, Art. 275, Art. 283 
Abs. 1 bezw. 0. R. Art. 294 Abs. 2). Diese Verweisungen Hessen 
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sich dadurch umgehen, dass der Artikel statt im Abschnitt 
„Pfändung", im 11. Abschnitt des ersten Titels (Allgemeine Be- 
stimmungen, Verschiedene Vorschriften) stehen würde, wobei 
dann die Eingangsworte „unpfändbar sind" durch „die Exekution 
soll sich nicht erstrecken auf^ oder ähnlich zu ersetzen wären. 
Es ist zwar richtig, dass in der Anwendung des Art. 92 in den 
einzelnen ßetreibungsarten insofern ein Unterschied besteht, als 
in den einen Fällen die ausgenommenen Gegenstände ins Inven- 
tar verzeichnet, aber als unpfändbar vermerkt werden, in den 
andern Fällen überhaupt nicht ausgenommen werden. Es würde 
also die einmalige Nennung des Artikels im allgemeinen Teil 
nicht genügen, sondern es müsste doch jedesmal wenigstens er- 
wähnt werden, ob die Gegenstände ins Inventar aufzunehmen 
seien oder nicht. Aber gerade darin, dass die unpfändbaren ; 
Gegenstände nicht jedesmal protokolliert werden, scheint mir 
ein Fehler unseres Gesetzes zu liegen (vgl. unten II). 

2. Formell ist hier ferner zu wiederholen, was schon oben 
(§ 5 I) gesagt wurde, dass der Ausdruck „unpfändbar sind", 
dem Sinne, den ihm der Gesetzgeber geben wollte, gar nicht - 
entspricht. Ein Gegenstand ist unpfändbar, heisst, derselhe kann 
nicht gepfändet werden; aber die genannten Gegenstände sind 
ja, wie wir gesehen haben, pfändbar, ihre Pfändung ist an sich 
gültig, sie kann nur durch Beschwerde angefochten werden. 
Die Worte wollen also nicht mehr sagen als: die genannten 
Gegenstände sollen gegen den Willen des Schuldners nicht ge- 
pfändet werden. 

II. Der Inhalt des Art. 92. 

1. Genügt Art. 92 den im § 16 aufgestellten drei Forderungen? 

Die erste Forderung, das Verbot der Vermögenszerstörung 
ist in Art. 92 gar nicht berücksichtigt, und es wäre bei einer 
eventuellen Kevision des Gesetzes dieser Forderung Rechnung 
zu tragen und zwar nicht nur in so beschränktem Umfange, wie 
dies durch § 812 der deutschen Z. P. 0. geschieht. 

Dagegen kann die zweite Forderung im grossen und ganzen 
als durch Art. 92 erfüllt gelten. Die deutsche Z. P. 0. geht zwar 
in vielen Punkten weiter, und Flesch bezeichnet das Bundes- 
gesetz ihr gegenüber als rückständig (Handwörterbuch, Art. 
Zwangsvollstreckung VII, p. 1095 von Flesch).. Dagegen glaube 
ich, dass das Bundesgesetz zwischen den kollidierenden Inter- 
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estseu des Gläubigers und des Schuldners die richtige Mitte inne- 
[jäJt; auch der Gläubiger hat schliesslich ein Recht auf Befrie- 
diguug, so gut wie der Schuldner auf Schutz seiner Existenz. 
Will oian aber in diesem Schutz noch weiter gehen, so darf 
dies nicht nielir durch Pfändungsbeschränkungen auf Rechnung 
des Gläubigers geschehen, sondern muss durch Tragung der 
Kasten durch den Staat geschehen. Welchen Schwierigkeiten 
dies freilich begegnen würde, glauben wir im vorigen Paragraph 
genügend gezeigt zu haben. 

Auch der dritten Forderung wird Art. 92 gerecht, soweit 
dies durch das Schuldbetreibungsgesetz mit Rücksicht auf die 
in Art. 30 gezogenen Beschränkungen möglich ist. 

2. Entspricht Art. 92 der Gerechtigkeit? Das Institut der 
Pfändungsbeschränkungen soll natürlich alle Bevölkerungsklassen 
gleich behandeln, denn einerseits hat jeder Schuldner gleichen 
Anspruch auf Erhaltung seiner Existenzfähigkeit, und ander- 
seits hat der Staat an der Selbständigerhaltung jedes einzelnen 
gleichviel Interesse. Gerade darin scheint uns aber ein grosser 
Fehler des Bundesgesetzes zu liegen, dass es gewissen Klassen 
mehr Vorteile bietet als andern. Es handelt sich hier nicht um 
den, oben schon erwähnten Umstand, dass Pfändungsbeschrän- 
kungen ihrem Wesen nach nur denen zugute kommen können, 
die Vermögensobjekte zu eigen haben, da den andern ja an sich 
nichts genommen werden kann, sondern darum, dass Gegenstände 
geschützt sind, die in der Regel nur bei gewissen Klassen zu 
finden sind, ohne dass die Gegenstände, die bei andern Klassen 
den gleichen Zweck erfüllen, diesen Schutz auch geniessen. 
Dieser Vorwurf trifft die durch Ziff. 4 und 5 statuierten Aus- 
nahmen. Formell wird dadurch zwar niemand benachteiligt, denn 
jeder Schuldner, unabhängig von seinem Beruf, kann diese Ziffern 
für sich geltend machen; materiell liegt darin aber doch eine 
Besserbehandlung der bäuerlichen Bevölkerung gegenüber den 
anderen Klassen. Nur die Landwirtschaft treibende Bevölkerung 
kommt in der Regel dazu, sich Kühe, Ziegen und Schafe zu 
halten, und zwar nur die Eigentümer und Pächter eines Bauern- 
gutes, nicht aber die landwirtschaftlichen Tagelöhner. Das 
gleiche ist der Fall mit den Vorräten an Nahrungs- und 
Feuerungsmitteln. Nur der Landwirt pflegt sich aus den Er- 
trägnissen seines Bodens solche Vorräte anzulegen, in den sel- 
tensten Fällen ß;ber die Angehörigen anderer Klassen, da man 
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ja, namentlich in Städten, jederzeit alle Bedürfnisse momentan 
befriedigen kann. Allen andern Klassen, die statt aus ihrem 
Sparpfennig sich solche Tiere oder Vorräte zu erwerben, den- 
selben zinstragend anlegen, ist also mit diesen Bestimmungen 
nicht geholfen. Bekanntlich ist aber die bäuerliche Klasse weit 
weniger schutzbedürftig als die städtischen Lohnarbeiter. Man 
kann nun selbstverständlich nicht verlangen, dass die andern 
Klassen, um der Vorteile des Gesetzes in gleicher Weise teil- 
haftig zu werden, sich demselben anzupassen haben, sondern 
das Gesetz hat sich den gegebenen Verhältnissen anzupassen. 
Daher sollte das Gesetz m. E. bestimmen, dass beim Nichtvor- 
handensein der in Ziff. 4 und 5 genannten Tiere und Vorräte 
in natura, ein entsprechender Geld- oder Wertbetrag (z. B. Spar- 
guthaben, Forderung irgend welcher Art) ausgenommen sei. 
Nach dem gegenwärtigen Wortlaut kann dies die Praxis nicht; 
es wäre eine textuelle Änderung nötig. 

3. Wir haben es unter I. als einen Fehler des Gesetzes be- 
zeichnet, dass die unpfändbaren Gegenstände nicht in die Pfän- 
duDgsurkunde aufgenommen werden, wie dies beim Konkursin- 
ventar geschieht. Die nach der Ansicht des pfändenden Beamten 
iinpfändbaren Gegenstände sollten wenigstens dann in das Pfän- 
dungsprotokoU aufgenommen werden, wenn durch die vorhan- 
denen pfändbaren Gegenstände die Forderung nicht genügend 
gedeckt wird. Aus dieser Pfändungsurkunde sähe dann der 
Gläubiger, ob er Ursache zur Beschwerdeerhebung wegen un- 
richtiger Anwendung des Art. 92 hat. Bei der gegenwärtigen 
Regelung, wo die unpfändbaren Gegenstände in die Pfändungs- 
urkunde nicht aufgenommen werden, kann sich zwar der Gläu- 
biger dadurch Kenntnis darüber verschaffen, welche Gegenstände 
dem Schuldner belassen wurden, dass er entweder bei der Pfän- 
dung anwesend ist, oder dadurch, dass er sich vom Betreibungs- 
amt ein Verzeichnis derselben anfertigen lässt (oben § 6 III). 
Die Anwesenheit des Gläubigers bei der Pfändung ist aber aus 
naheliegenden Gründen nicht sehr wünschenswert; durch den 
zweiten angegebenen Weg entstehen ihm aber neue Kosten, 
und sodann läuft er leicht Gefahr, die Frist zu versäumei 
Wie wir oben (§ 6 IV) gesehen haben, schadet zwar im Pfän 
dungs verfahren die Fristversäumnis dem Gläubiger nicht, ir 
(iegensatz zum Konkursverfahren, wo die Aufnahme ins Inventa 
auch vorgesehen ist, indem er einfach Nachpfändung verlange 
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und dann erst im Nachpfändungs verfahren Kompetenzqualität 
bestreiten kann. Inzwischen hatte jedoch der Schuldner Zeit, 
die Gegenstände, von denen es fraglich ist, ob sie Kompetenz- 
qualität haben, die ihm aber in der ersten Pfändung belassen 
wurden, zu beseitigen. Strafrechtlich ist ihm dafür nicht bei- 
zukommen, da er ja infolge ihrer Freilassung in der ersten 
Pfändung . gutgläubig war. Diesem Übelstande liesse sich nur 
dadurch abhelfen, dass in dem Fall, wo in einer Pfändung durch 
die pfändbaren Objekte eine Forderung voraussichtlich nicht 
gedeckt wird, soweit dies zur vollständigen Deckung notwendig 
ist, auch die unpfändbaren Veimögensstücke aufgezeichnet, in 
der Pfändungsurkunde jedoch als unpfändbar vermerkt würden 
und diese vollständige Pfändungsurkunde dem Gläubiger zuge- 
stellt würde. Gestützt auf diese Liste hätte der Gläubiger Ge- 
legenheit, sich über die ünpfändbarerklärung gewisser Gegen- 
stände zu beschweren. Während der zehntägigen Beschwerdefrist 
hätte sich dann der Schuldner jeder Verfügung über die zu 
Protokoll genommenen Gegenstände zu enthalten. Nach Ablauf 
der Frist würde er in der Verfügung über die als unpfändbar 
vermerkten Gegenstände frei, sofern der Gläubiger während dieser 
Zeit nicht auf dem Beschwerdeweg die Pfändung verlangt hätte. 

III. Die Praxis über Art. 92. 

Die Bemerkungen, die ich über Entscheide der Aufsichts- 
behörden zu machen für nötig hielt, habe ich jeweilen an Ort 
und Stelle angebracht. Hier will ich nur, um nicht missver- 
standen zu werden^ eines nachholen: In § 17 II wurde gesagt, 
dass ein Verzicht auf die Geltendmachung der Kompetenzqualität 
nicht zulässig sein sollte. Diese Möglichkeit stünde der Praxis 
nach dem Wortlaut des Gesetzes offen (oben I 2.). Dennoch 
würde ich es für unrichtig halten, wenn gegenwärtig, ohne die 
in § 17 II erwähnten Ergänzungen durch das Zivilrecht, dieser 
Weg eingeschlagen werden wollte. Solange der Schuldner die 
Möglichkeit hat, einen Gegenstand zu veräussern oder ihn z. B. 
an Zahlungsstatt zu geben, ist kein Grund vorhanden, seine 
Verfügungsfreiheit im Betreibungsverfahren zu beschränken. 
Trotz der prinzipalen Forderung ist also bei der gegenwärtigen 
Regelung die umgekehrte Praxis richtig. 
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